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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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KOHLEALARM/705: Klimakampf und Kohlefront - keinen Orden obendrauf ... (Michael Zobel)


70 Monate Waldspaziergang - Wald und Dörfer bleiben, Laschet
nicht... - Aktionen in Aachen, Manheim, Keyenberg

von Michael Zobel, 29.01.2020



Liebe Wald- und Naturschützer*innen, Pressevertreter*innen, Mitmenschen...

Wer gedacht hatte, das Jahr 2020 würde für die Klimabewegung ruhiger und
entspannter, wurde schon im ersten Monat des neuen Jahrzehnts eines
Besseren belehrt.

Australien brennt immer noch. Bei uns fällt der Winter aus. Den Wäldern
fehlt das Wasser, Förster schlagen Alarm, der Klimawandel ist nicht mehr
zu leugnen.

Was machen unsere Verantwortlichen? Kungelrunden sitzen in Nachtsitzungen
bei der Bundeskanzlerin zusammen und beraten den Kohleausstieg. Ergebnis?
Gigantische Entschädigungszahlungen für längst abgeschriebene Kraftwerke,
Verschiebung von dringend nötigen Abschaltungen, Geschenke für
Kohlekonzerne, Inbetriebnahme eines völlig überflüssigen Kohlekraftwerkes
in Datteln. Die Herren Laschet, Altmeier und andere Lobbyisten klopfen sich
gegenseitig auf die Schultern und belügen die Öffentlichkeit (zwei
Beispiele aus den vergangenen Tagen siehe unter [1] und [2]).

Der Gipfel des Zynismus: Armin Laschet erhält in Aachen den Orden wider den
tierischen Ernst.

Der Orden wider den tierischen Ernst wird an bekannte nationale und
internationale Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens verliehen, "die
Individualität, Beliebtheit und Mutterwitz in sich vereinen, vor allem aber
Humor und Menschlichkeit im Amt bewiesen haben."

Menschlichkeit im Amt? Humor? Wie geht es wohl den Menschen in Keyenberg
und Kuckum, in Berverath und Lützerath, in Ober- und Unterwestrich? Den
Menschen in den Dörfern am Tagebau Garzweiler, deren Heimat unser
Ministerpräsident auf Kosten der Bewohner und kommender Generationen zur
Zerstörung frei gibt? Nein, Herr Laschet, die Kohle unter den Dörfern wird
nicht mehr gebraucht, das ist zweifelsfrei nachgewiesen. Sie machen sich
erneut zum willfährigen Handlanger der Profitinteressen eines Konzerns, der
die Zeichen der Zeit komplett verschlafen hat.

Und deshalb werden am Abend der Ordensverleihung viele Menschen in Aachen
auf die Straße gehen und zeigen, was sie vom Preisträger halten.

Samstag, 8. Februar, 17.00 Uhr, Aachen, Elisenbrunnen, Wald und Dörfer
bleiben - ArminLaschet und NRWE nicht!

Demonstrationszug vom Elisenbrunnen zum Eurogress, dort Kundgebung. Armin
Laschet als Totengräber der Dörfer am Tagebau Garzweiler. Särge mit den
Ortsschildern und den Kirchen der Orte, Schilder und Transparente, Trommeln
und Geisterkostüme, Taschenlampen und Laternen, wir werden laut und
deutlich zeigen, dass der NRWE-Ministerpräsident ein denkbar ungeeigneter
Ordensträger ist...

Kohleausstieg bleibt Handarbeit - immer mehr Menschen wird das klar, die
junge Generation geht auf die Straße. Für nicht weniger als um das
Überleben auf unserem Planeten...

Deshalb machen auch wir weiter, seit inzwischen 70 Monaten führen wir
Menschen jeden Alters und jeder Herkunft durch den Wald und die Dörfer,
fast 58000 Teilnehmer*innen bisher, es werden immer mehr...

Sonntag, 9. Februar, 11:30 Uhr, Wald statt Kohle, 70 Monate
Sonntagsspaziergang im und am Hambacher Wald.

https://www.youtube.com/watch?v=gcOeXC7oaAU

Treffpunkt 11.30 Uhr/12 Uhr Beginn. Manheim alt, rund um die Kirche.
Parkplätze vorhanden. ÖPNV S-Bahn-Station Buir, 40 Minuten zu Fuß. Bei
Bedarf schicken wir Shuttles.

Die überflüssige Zerstörung von Heimat, Manheim verschwindet in
aberwitziger Geschwindigkeit von der Landkarte. RWE veröffentlicht Pläne,
wie um den Hambi herum gebaggert werden soll. Angeblich, um Abraum für die
Sicherung der Böschungen zu gewinnen... gehts noch? Stoppt die Bagger,
kein Quadratmeter Land darf mehr geopfert werden, auf der Sophienhöhe liegt
mehr als genug Material...

Sonntag, 8. März, 11.30 Uhr Wald statt Kohle, 71 Monate
Sonntagsspaziergang, Dorf- und Naturspaziergang in und um Keyenberg am
Tagebau Garzweiler, "Nicht mit uns, Herr Laschet". Viele Einwohner wollen
ihre Heimat nicht verlassen, wir werden sie nach Kräften unterstützen -
Dörfer und Wald müssen bleiben.

Treffpunkt ist die Grünfläche hinter der Keyenberger Kirche

https://www.facebook.com/events/2505003799739983/

https://www.alle-doerfer-bleiben.de/aktionen/


Weitere Termine 8. März, 5. April, 10. Mai - 6 Jahre Waldspaziergang -
mit großer Aktion - Kohleausstieg bleibt Handarbeit

Ansonsten bin ich weiter unterwegs mit Schulklassen, Kindergärten,
Kollegien, Geburtstagen, Betriebsausflügen..., Anfragen und Buchungen
jederzeit möglch.

Mehr Informationen zu aktuellen und kommenden Terminen auf meiner
Webseite:

www.naturfuehrung.com

Bis bald im Wald, in den Dörfern oder wo auch immer,

Eva Töller, Michael Zobel und viele UnterstützerInnen


Verweise:

[1] https://www.manager-magazin.de/unternehmen/energie/kommentar-zum-kohle-kompromiss-der-irrsinn-von-datteln-a-1304150.html

[2] https://www.zeit.de/wirtschaft/2020-01/kohleausstieg-leag-entschaedigungen-jaenschwalde-schwarze-pumpe-boxberg

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 29. Januar 2020

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Februar 2020 
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KOHLEALARM/704: Klimakampf und Kohlefront - kommt auf die Interessen an ... (kommunikatz)


Aachener Klimagerechtigkeitsbewegung - 04.02.2020

Ordensritter Laschet versetzt Dörfern am Tagebau den Todesstoß



Am Samstag, 08.02.20 veranstaltenn diverse Gruppen aus der Aachener
Klimagerechtigkeitsbewegung einen Geisterzug für die vom Rheinischen
Braunkohletagebau betroffenen Dörfer. Die Demonstration startet um 17 Uhr
am Elisenbrunnen, Anlass ist die Ordensverleihung wider den tierischen
Ernst an NRW-Ministerpräsident Armin Laschet.

Der Aachener Politiker wird im Rahmen des Geisterzugs als Totengräber der
Dörfer am Tagebau Garzweiler inszeniert. Der Demonstrationszug, ein in
Schweigen gehüllter und geisterhaft kostümierter Trauermarsch, trägt neben
klassischen Demoschildern und Transparenten daher auch Särge mit den
Ortsschildern und den Kirchen der Orte, die noch abgebaggert werden sollen.
Die Slogans reichen dabei von "Armin Lass et - Orden wider jegliche
Vernunft" bis "Wald und Dörfer bleiben - Armin Laschet und NRWE nicht". Die
aufrufenden Gruppen bitten darum, im Rahmen der Aktion keine Parteifahnen
zu zeigen, da das Bündnis dies für den Charakter eines Geisterzuges
unpassend findet und sich offen und unparteiisch präsentieren möchte.

Der Elferrat des AKV bezeichnet Armin Laschet als einen Politiker, "der mit
kluger Zurückhaltung und Sympathie die Herzen der Menschen gewinnt". Mit
seinem humanistischen Menschenbild und rheinischer Frohnatur beweise er
Humor und Menschlichkeit im Amt. Die Aachener Klimagerechtigkeitsgruppen
fragen sich: Wie sehen wohl die Menschen in Keyenberg und Kuckum, in
Berverath und Lützerath, in Ober- und Unterwestrich diese Zuschreibungen?
Von Menschlichkeit im Amt, Humor und Sympathie dürfte bei ihnen bisher
wenig angekommen sein. Ihre Heimat will der Ministerpräsident zur
Zerstörung freigeben. "Nein, Herr Laschet, die Kohle unter den Dörfern wird
nicht mehr gebraucht, das ist zweifelsfrei nachgewiesen. Sie machen sich
erneut zum willfährigen Handlanger der Profitinteressen eines Konzerns, der
die Zeichen der Zeit komplett verschlafen hat", bringt Michael Zobel,
Waldpädagoge und Teil des Aachener Hambisupports es auf den Punkt.

Am 16. Januar verkündete das Bundeswirtschaftsministerium eine Einigung zum
Kohleausstieg. Laut dieser soll der Tagebau Garzweiler komplett ausgekohlt
werden. Dafür werden sechs weitere Dörfer vernichtet, in denen noch
hunderte Menschen leben. "Anstatt sich für die betroffenen Bewohner am
Tagebau Garzweiler II einzusetzen, hat sich Ministerpräsident Armin Laschet
von RWE vor den Karren spannen lassen", sagt David Dresen von Alle Dörfer
bleiben (ADB). Herausgekommen sei dabei ein sowohl für die Menschen aus den
bedrohten Dörfern als auch für die Pariser Klimaziele katastrophales
Kohleausstiegsgesetz. "Wir in den Dörfern sind entsetzt, wie Herr Laschet
sich seiner Verantwortung für den geplanten Abriss der Dörfer entzieht. Er
weiß sehr wohl, wie sehr die Menschen hier unter der Zerstörung ihrer
Heimat leiden, er hat uns besucht und seine Unterstützung zugesichert," so
Dresen weiter. Danach habe man ihn jedoch nie wieder gesehen.

Deshalb werden am Abend der Ordensverleihung viele Menschen in Aachen auf
die Straße gehen und zeigen, was sie vom Preisträger halten: Samstag, 8.
Februar: "Geisterzug für die vom Tagebau betroffenen Dörfer",
Demonstrationszug zum Eurogress, Start um 17:00 Uhr am Elisenbrunnen, Ende
gegen 20 Uhr.

 * 

Quelle:

kommunikatz - Text und Kommunikation für eine bessere Welt

E-Mail: kommunikatz@web.de

http://kommunikatz.wordpress.com
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KOHLEALARM/703: Klimakampf und Kohlefront - der Kampf geht weiter ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 2. Februar 2020 - 16:45 Uhr

Besetzung von Datteln 4 erfolgreich beendet + "Und das war erst der
Anfang!"



Datteln - Rund 150 Menschen von Ende Gelände und DeCOALonize Europe haben
heute, am 2. Februar 2020, neun Stunden lang das Gelände des Kraftwerks
Datteln besetzt und dabei Verladeanlagen und Förderbänder blockiert. Ihre
Aktion richtete sich gegen das Kohle-Gesetz der Bundesregierung und die
verheerenden Abbaubedingungen der Import-Kohle in Russland und Kolumbien.
Zur Stunde werden sie von der Polizei geräumt. Die Aktivist*innen erklärten
die Aktion des heutigen Tages für erfolgreich beendet.

Daniel Hofinger, Pressesprecher des Bündnis Ende Gelände, kommentiert: "Wir
feiern die die heutige Aktion als riesigen Erfolg. Und das war erst der
Anfang. Wir werden gegen Datteln 4 kämpfen, wie wir für den Hambacher Forst
gekämpft haben."

Der Konzern Uniper gibt an, im Gegenzug für die Inbetriebnahme von Datteln
4 ältere Steinkohlekraftwerke vom Netz zu nehmen. Kritiker*innen weisen
darauf hin, dass diese Steinkohlekraftwerke jedoch erst in zwei bis fünf
Jahren heruntergefahren werden sollen. Außerdem sollen diese Kraftwerke
nicht komplett abgeschaltet, sondern möglicherweise auf Gas umgestellt
werden - ein weiterer klimaschädlicher fossiler Energieträger. Nach
Berechnungen des Bundesumweltministeriums wird Datteln 4 über seine
Laufzeit rund zehn Millionen Tonnen CO2 mehr ausstoßen als ältere
Kraftwerke, die Uniper als Ausgleich vom Netz nehmen will.

Tara Cicchetti, Aktivistin von Fridays for Future, war Teil der Aktion und
sagt: "Wir glauben den Lügen von Uniper keinen Meter. Kohleausstieg
bedeutet: Kohlekraftwerke abschalten. Das haben wir heute selbst in die
Hand genommen."

Daniel Hofinger kommentiert weiter: "Kurzfristige Profitinteressen großer
Konzerne dürfen nicht länger wichtiger sein als das Leben und die
Landrechte der indigenen Bevölkerungen in Sibirien oder Kolumbien, die vom
Kohleabbau betroffen sind. Als Menschen des globalen Nordens müssen wir
endlich begreifen, dass unser Wirtschaftssystem unvereinbar mit
Klimagerechtigkeit ist und uns aufmachen, Kapitalismus zu überwinden."

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org
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KOHLEALARM/702: Klimakampf und Kohlefront - Bedrohung ohne Not setzt sich fort ... (Initiative Buirer für Buir)


Initiative Buirer für Buir - Pressemitteilung vom 31.01.2020

Kohleausstiegsgesetz der Bundesregierung ist Rückschritt



Der auf der Einigung von Bund und Ländern von Mitte Januar basierende
Gesetzentwurfder Bundesregierung gefährdet Zukunftsperspektiven in der
Region. Die RWE-Planungen zum Tagebau Hambach bedeuten weitere Zerstörung
und gefährden den sozialen Frieden.

Der im Januar 2019 von der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung", kurz "Kohlekommission" genannt, geschlossene Kompromiss
wurde von diversen gesellschaftlichen Gruppierungen mitgetragen. Diesen
Minimalkompromiss hat die Bundesregierung nun aufgekündigt. Im Vergleich zu
den ausgesprochenen Empfehlungen der Kommission werden mit dem bekannt
gewordenen Braunkohle-Abschaltpfad 180 Mio Tonnen Co2 mehr emittiert. Das
ist mehr als die Menge, die RWE Kraftwerke im Rheinland innerhalb von 2
Jahren ausstoßen.

Außerdem werden nach wie vor Zukunftsperspektiven von Menschen und Kommunen
zerstört. Den Menschen in den bedrohten Dörfern droht die Enteignung,
obwohl die Kohle, die unter den Dörfern liegt, nach wissenschaftlichen
Erkenntnissen nicht mehr benötigt wird. Die von RWE vorgelegten
Planungsszenarien für den Hambacher Wald zeigen, dass die dauerhafte
Rettung des Waldes längst nicht sicher ist. Die dadurch bedingte Gefährdung
des sozialen Friedens wird augenscheinlich bewusst in Kauf genommen.

Dazu Andreas Büttgen, Vorsitzender der Initiative Buirer für Buir: "Die
widersprüchlichen Aussagen von RWE-Vertretern bezüglich der Insel- bzw.
Halbinsel-Lösung eskalieren den Konflikt. Wenn weiterhin einzig und allein
zur Gewinnung von Abraum für die Rekultivierung wertvollste
landwirtschaftliche Flächen geopfert werden, zerstört das auch nachhaltige
Entwicklungsperspektiven Kerpens. Woher will RWE am Ende das
Verfüllungsmaterial für die Flächen nehmen, die sie jetzt bei Manheim und
vor Buir noch zerstören und abbaggern wollen?"

Neben dieser Zerstörung und dem drohenden Absterben des Waldes würde die
Umsetzung dieser Planungen für Kerpen bedeuten, dass so gut wie kein Raum
für Strukturwandelmaßnahmen, z. B. für eine Wald- und Biotopvernetzung zur
Verfügung stehen würde. Für die Menschen in Buir kämen über Jahrzehnte
weitere Belastungen durch Lärm, Dreck, Feinstaub und Licht hinzu.

Wir fordern daher:


	Keine weitere Zerstörung wertvollster Ackerflächen für tagebaubedingte Maßnahmen.

	Rückgabe des Hambacher Waldes in öffentliche Hand und Schaffung einer Waldvernetzung zwischen Geilrath und Merzenich.

	Aufschütten eines von unabhängigen Gutachtern als erforderlich angesehenen Mindestabstandes zum Tagebau inklusive dem Bepflanzen geeigneter Pufferzonen und der Sicherstellung ausreichender Bewässerung durch den Tagebaubetreiber.

	Erarbeitung von nachhaltigen Strukturwandellösungen für den Raum zwischen Tagebau/Hambacher Wald und den Verkehrswegen Bahn und A4 unter Einbindung der Ortslage Buir und dem direkten Umfeld durch einen echten Beteiligungsprozess der Zivilgesellschaft.

	Sofortige Erarbeitung und Offenlegung eines Abschlussbetriebsplans für den Tagebau Hambach unter Einbindung der Zivilgesellschaft.

	Aufsetzen eines breiten Mediationsprozesses zur Wiederherstellung des über die Jahre empfindlich gestörten Friedens in der Region mit dem Ziel eines Nebeneinanders und Miteinanders unterschiedlichster Gruppierungen.




Mehr Infos:

https://buirerfuerbuir.de

https://www.facebook.com/BuirerFuerBuir

https://twitter.com/BuirerFuerBuir/

 * 

Quelle:

Initiative Buirer für Buir, Kerpen-Buir

E-Mail: info@buirerfuerbuir.de

Internet: www.buirerfuerbuir.de
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TAGUNG/2418: Hannover - Kirchen verkaufen, abreißen, umnutzen? Symposium zu neuen Perspektiven, 23.-25.03.20


VolkswagenStiftung

Kirchen verkaufen, abreißen, umnutzen? Symposium zu neuen Perspektiven im
europäischen Vergleich



Viele Kirchengebäude in ganz Europa können heute von den kirchlichen
Institutionen nicht mehr betrieben und unterhalten werden. Soll man sie
verkaufen, abreißen, umnutzen? Die Fragen sind komplex, die Lösungen
anspruchsvoll. Auf einem Herrenhäuser Symposium vom 23. bis 25. März 2020
in Hannover diskutieren Expertinnen und Experten aus Deutschland, den
Niederlanden, Belgien, der Schweiz, Großbritannien und weiteren Ländern
das Thema Kirchenumnutzung.

Was soll mit den vielen untergenutzten Kirchengebäuden und Klöstern in
Zukunft geschehen? Dies treibt nicht nur die Gemeinden, Diözesen und
Landeskirchen um. Es ist ein Thema, das auch die breite Öffentlichkeit
beschäftigt. Denn Kirchen sind Zeugnisse des kulturellen Erbes, die das
Bild von Städten und Dörfern prägen. Welche Lösungen bieten sich an, um
den Gebäuden eine sinnvolle Zukunft zu geben? Sollen sie Wohnraum für
Familien oder Studierende bieten oder etwa als Eventlocations oder
Kletterhallen genutzt werden?

Das Herrenhäuser Symposium "Kirchenumnutzung - neue Perspektiven im
europäischen Vergleich" führt Vertreterinnen und Vertreter verschiedener
Disziplinen zusammen, die das Thema international vergleichend
diskutieren. Dabei werden Fragen gestellt wie: Was sagen Theologinnen und
Theologen zur Profanierung eines Sakralraums? Welche Kriterien sind für
Architektinnen und Denkmalpfleger wichtig? Wie geht man bei der Planung
von Kirchenumnutzungen vor? Welche Lösungen sind aus
immobilienwirtschaftlicher Sicht nachhaltig? Wie gelingt es, für die
Kirchen eine neue Rolle als öffentliche Orte zu finden? Welche besonderen
Konzepte gibt es für Kirchengebäude im ländlichen Raum?

Das Thema Kirchenumnutzung wurde bislang vorwiegend auf lokaler und
regionaler Ebene diskutiert. In Hannover kommen erstmals Expertinnen und
Experten aus ganz Europa zusammen, mit dem Ziel, Erfahrungen
auszutauschen, das Blickfeld zu erweitern und neue Perspektiven zu
entwickeln.

Herrenhäuser Symposium:

"Kirchenumnutzung - neue Perspektiven im europäischen Vergleich"

(Link zur Veranstaltung:

https://www.volkswagenstiftung.de/veranstaltungen/veranstaltungskalender/herrenh%C3%A4user-symposien/kirchenumnutzung-%C2%96-neue-perspektiven-im-europ%C3%A4ischen-vergleich)

23. bis 25. März 2020

Auditorium, Xplanatorium Schloss Herrenhausen, Hannover

Link zum detaillierten Programm des Symposiums:

https://www.volkswagenstiftung.de/sites/default/files/downloads/Program_Reusing_Churches.pdf

Das Zielpublikum sind Verantwortliche aus Kirche, Denkmalpflege und
Politik, Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, Angehörige von
Bildungsinstitutionen sowie alle an der Thematik Interessierten.
Tagungssprachen sind Deutsch und Englisch. Alle Vorträge werden simultan
übersetzt. Die Teilnahme an der Tagung ist kostenlos; Anmeldungen sind
noch möglich.

Während des Symposiums werden im Tagungszentrum Schloss Herrenhausen drei
kleinere Ausstellungen zum Thema gezeigt. Zudem werden zwei
Kurzexkursionen zu umgenutzten Kirchen im Raum Hannover angeboten.

Am 24. März findet um 19 Uhr ein öffentliches Podiumsgespräch mit dem
Titel "Vom Gotteshaus zur Sparkasse? Kirchenumnutzung in Deutschland"
statt, das die Tagungsfrage mit Blick auf Deutschland diskutiert.
 
(Link zur Veranstaltung:

https://www.volkswagenstiftung.de/veranstaltungen/veranstaltungskalender/herrenh%C3%A4user-gespr%C3%A4che/vom-gotteshaus-zur-sparkasse-kirchenumnutzung-in-deutschland)

Das Symposium zur Kirchenumnutzung wird gemeinsam organisiert von der
VolkswagenStiftung mit Prof. Dipl.-Ing. Kerstin Gothe, Karlsruher Institut
für Technologie, Prof. Dr. Paul Post, Universität Tilburg und Prof. Dr.
Johannes Stückelberger, Universität Bern. 

Weitere Informationen zu Veranstaltungen der VolkswagenStiftung finden Sie
unter:

 http://www.volkswagenstiftung.de/veranstaltungskalender.


INFORMATIONEN ZUR VOLKSWAGENSTIFTUNG

Die VolkswagenStiftung ist eine eigenständige, gemeinnützige Stiftung
privaten Rechts mit Sitz in Hannover. Mit einem Fördervolumen von
insgesamt etwa 150 Mio. Euro pro Jahr ist sie die größte private deutsche
wissenschaftsfördernde Stiftung und eine der größten Stiftungen
hierzulande überhaupt. Ihre Mittel vergibt sie ausschließlich an
wissenschaftliche Einrichtungen. In den mehr als 50 Jahren ihres Bestehens
hat die VolkswagenStiftung rund 33.000 Projekte mit insgesamt mehr als 5,1
Mrd. Euro gefördert. Auch gemessen daran zählt sie zu den größten
gemeinnützigen Stiftungen privaten Rechts in Deutschland.

Weitere Informationen über die VolkswagenStiftung finden Sie unter

https://www.volkswagenstiftung.de/stiftung/wir-ueber-uns.


Weitere Informationen unter:

https://www.volkswagenstiftung.de/veranstaltungen/veranstaltungskalender/herrenh%C3%A4user-symposien/kirchenumnutzung-%C2%96-neue-perspektiven-im-europ%C3%A4ischen-vergleich

- Link zum Symposium

https://www.volkswagenstiftung.de/veranstaltungen/veranstaltungskalender/herrenh%C3%A4user-gespr%C3%A4che/vom-gotteshaus-zur-sparkasse-kirchenumnutzung-in-deutschland

- Link zur Abendveranstaltung.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution458

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

VolkswagenStiftung, 30.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1523: Hamburg - Brot und Kulturpolitik, 10. Februar 2020


Dachverband freie darstellende Künste und Kampnagel

BROT UND KULTURPOLITIK

am 10. Februar 2020

20 Uhr auf Kampnagel / K2



Rechtzeitig vor der Bürgerschaftswahl veranstaltet der Dachverband freie
darstellende Künste gemeinsam mit Kampnagel ein Kulturpolitisches
Abendbrot. Wir decken den Tisch in der Halle K2 und laden die
kulturpolitischen Sprecher*innen der Fraktionen, Künstler*innen und
Bürger*innen ein, mit uns über ihre Visionen für eine zukunftsfähige
Kulturpolitik ins Gespräch zu kommen und die Möglichkeiten einer
Förderpolitik auszuloten, denn wir glauben an die enormen Potentiale der
Freien Szene Hamburgs die kulturelle Landschaft der Stadt mit Modellen für
eine wegweisende Kulturpolitik nach vorne bringen.

Mit Themenmenus, lockeren Gesprächen zum Aufwärmen, kurzen knackigen
Tischreden, vertraulichen Zweiergesprächen werden die für uns wichtigen
Themen auf den Tisch kommen.

Wir freuen uns, Sie und Euch alle am 10. Februar auf Kampnagel zu begrüßen.


Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de

 * 

Quelle:

Dachverband freie darstellende Künste

Internet: www.dfdk.de
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TREFF/1522: Hamburg - Kulturcafé Komm du, Programm vom 10. - 15. Februar 2020




Kulturcafé Komm du - Das Programm der 7. Kalenderwoche 2020

Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Konzerte, Lesungen, Vorträge, Comedy, Kabarett, Puppentheater für Kinder und Ausstellungen




[image: Logo des Kulturcafé Komm du]






Sofern nicht anders angegeben, gilt:

 - Eintritt frei / Hutspende

 - Beginn der Veranstaltungen um 20:00 Uhr



Kulturcafé Komm du

 Buxtehuder Straße 13

 21073 Hamburg-Harburg

 http://www.komm-du.de



Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 7.30 bis 17.00 Uhr, Samstag 9.00 bis 17.00 Uhr

 an Veranstaltungstagen durchgängig geöffnet und abends open end



Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder per E-Mail: kommdu@gmx.de
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Einladung und Pressemitteilung vom 04.02.2020

        

Mit der Bitte um Veröffentlichung und Berichterstattung

        

        

Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

        

        

                                                - + * + * + * + -

        

        

        *Mittwoch, 12. Februar 2020, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

        Emma Hill und Bryan Daste | Folk und Americana aus Alaska

Eintritt frei / Hutspende

        

Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Homepage: http://www.komm-du.de
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Emma Hill und Bryan Daste
Foto: by Lauren Parker




        Folk und Americana aus Alaska


        Emma Hill und Bryan Daste aus den USA spielen live im Komm du
        aus ihrem neuesten Album “Magnesium Dreams” und der Titel hält, was
        er verspricht. Die beiden Musiker singen und spielen sich über
        kreative Grenzen hinweg und erzeugen Traumgebilde aus Tönen,
        getragen von Emmas Stimme, die zwischen Stärke und Tiefe wechselt,
        sowohl hart als auch schmeichelnd weich sein kann. Akustisch wächst
        das Album aus Emma Hills tiefen Wurzeln in Folk und Americana zu
        einem glorreichen Geflecht aus Synth-Pop und symphonischen
        Indie-Rock. Das Experiment und die Bandbreite an Stilen machen den
        beiden Vollblutmusikern hörbare Freude. 

        

        Beide testeten schon zu ihrer Schulzeit und im Studium ihre
        Ausdrucksmöglichkeiten auf so unterschiedlichen Instrumenten wie der
        Pedal Steel Gitarre, dem Klavier und dem Saxophon aus. Der
        eigenwillige und dennoch stimmige Sound des Duos hat sich im Lauf
        von mehr als 10 Jahren der Zusammenarbeit und über sieben gemeinsame
        Alben entwickelt. Der kreative Freiraum der Band erstreckt sich
        mittlerweile über 2.500 Meilen zwischen Alaska und Portland. Ihre
        Musik reist via Smartphone über die Grenzen von Zeit und Raum und
        wird in einem virtuellen Proberaum zusammengeführt. Wer diesen
        weiten, bunten und faszinierenden Spielraum live erleben möchte,
        darf sich das Konzert von Emma Hill und Brian Daste am 12. Februar
        auf keinen Fall entgehen lassen!

        

        Besetzung:

        Emma Hill – Gesang Gitarre

        Bryan Daste – Gesang, Keys, Banjo

        

        Weitere Informationen:

        http://www.emmahillmusic.com/

        https://www.facebook.com/emmahillmusic/

        https://www.instagram.com/emmahillmusic/

        https://www.youtube.com/watch?v=ayfoS4Rdw4g&feature=youtu.be

        https://www.youtube.com/watch?v=J8w_kslh8SE&feature=youtu.be&t=25

        https://soundcloud.com/bryan-daste/sets/emma-hill-magnesium-dreams-private/s-sl3VI

        

        

        

        *Donnerstag, 13. Februar 2020, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

        Thorsten Hansen | Songs in a Loop

        Eintritt frei / Hutspende

        

        Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

        Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail: kommdu@gmx.de

        Homepage: http://www.komm-du.de
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Thorsten Hansen
Foto: by Milad Darvish Ghane




        Songs in a Loop


        Feiner Singer-Songwriter Folk erwartet das Publikum am 13.  Februar
        im Komm du. Mit seiner Leidenschaft für virtuosen Fingerstyle und
        Flatpicking und Vorbildern wie Paul Simon, James Taylor und Mark
        Knopfler bringt Thorsten Hansen einen weichen, entspannten Sound für
        die Seele auf unsere Bühne. Kombiniert mit dem dezenten Einsatz von
        live eingespielten Loops und Effekten entstehen klangmalerische
        Landschaften für das Ohr, die von lyrisch-sentimental über
        swinging-groovy bis hin zu uptempo-fetzig reichen. 

        

        In den Anfängen seiner musikalischen Laufbahn stand die klassische
        Konzert-Gitarre im Mittelpunkt, später kam die Liebe zu Folk und
        Bluegrass hinzu. Thorsten Hansen war auch mit Bands wie “Fellows on
        the Road” unterwegs und brachte zeitlose Popklassiker mit Newgrass
        zusammen. Bei den Solo-Auftritten steht wieder die klassische
        Gitarre im Zentrum, mit einem weiten Spielraum von Folk über
        Bluegrass bis Country Rock.

        

        Besetzung:

        Thorsten Hansen – Gesang und Gitarre

        

        Weitere Informationen:

        www.thorsten-hansen-musik.de
        

        https://soundcloud.com/thorstenhansen/miles-away

        

        

        

        *Freitag, 14. Februar 2020, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

        Gebauer und Krznaric | Saxophon und Gypsy Groove

        Eintritt frei / Hutspende

        

        Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

        Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail: kommdu@gmx.de

        Homepage: http://www.komm-du.de
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Gebauer und Krznaric
Foto: by Robert Würges




        Gebauer und Krznaric | Saxophon und Gypsy Groove


        Was passiert, wenn ein Saxophonist, der mit seinen „Babies“ (Alt
        und Tenor) schon die einsamsten Strände, urigsten Kneipen und
        verrücktesten Festivals Neuseelands bespielt hat, auf einen Berliner
        Gitarristen mit kroatischen Wurzeln, Django-flinken Fingern und
        Gypsy-Groove im Blut trifft? Dann geht’s ab! Mit unbändiger
        Spielfreude und großer Lust am Improvisieren. Der gebürtige
        Freiburger Daniel Gebauer ist ständig im Austausch mit Musikern
        aller möglichen Stilrichtungen. 

        

        Daraus entstehen immer neue, einfallsreiche Projekte, mit großer
        künstlerischer Qualität. Am 14. Februar erwartet uns mit der
        Verbindung von Saxophon und Gypsy Groove wieder eine spannende
        Kombination im Komm du, auf die wir uns jetzt schon richtig freuen
        dürfen! 

        

        Besetzung:

        Daniel Gebauer - Saxophon und Blues-Harp

        Matija Krznaric - Gitarre und Loops

        

        Weitere Informationen:

        http://danielgebauer.com/

        https://www.youtube.com/watch?v=hMBGd0G28X4

        

        

        

        *Samstag, 15. Februar 2020, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert mit
            Ausstellung

        Jan-Michael Rogalla und Martin Hein | Künstlerisch
            untermaltes Klavierkonzert 

        Eintritt frei / Hutspende

        

        Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

        Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail: kommdu@gmx.de

        Homepage: http://www.komm-du.de
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Jan-Michael Rogalla und Martin Hein
Foto: by Jan-Michael Rogalla




        Künstlerisch untermaltes Klavierkonzert


        Wer an seine liebsten Filme denkt, hat meistens unbewusst schon im
        Kopf, wie sie sich anhören. Filmmusik ist sozusagen der emotionale
        Schlüssel zu den Bildern, ganz besonders bei Zeichentrick und
        Fantasyfilmen. Jan-Michael Rogalla ist ein Piano Spieler und
        Komponist mit einer großen Leidenschaft für fabelhafte und
        fantastische Welten. Mit moderner Piano Musik, orchestralen Sounds
        und Elementen der Filmmusik transportiert er seine Zuhörer in diese
        wunderbaren Welten hinein. Sein neues Album “Autumn Twilight” ist
        eine Reise, die tief in die herbstlichen Wälder hineinführt, die im
        goldenen Halblicht des Tages und mit farbrauschenden Blättern einen
        besonderen Zauber entfalten.

        

        Wie im Film sind beim Klavierkonzert am 15. Februar im Komm du
        bezaubernde Bilder von Martin Hein zu sehen, die zusammen mit der
        Pianomusik ganz sachte in eine andere Welt entführen, wo uralte
        Baumwesen und quirlige Füchse leben.  

        

        Besetzung:

        Jan Michael Rogalla - Klavier

        Martin Hein - Bilderausstellung

        

        Weitere Informationen:

        www.JanMichaelRogalla.com
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        *Aktuelle Ausstellung im 'Komm du' (08.02.2020 bis 17.4.2020)

        Kirsten Barthel | Ausstellung „Nativismus in starken Farben“

        Eintritt frei / Hutspende

        

        Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

        Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

        Homepage: http://www.komm-du.de




[image: Foto: by Kirsten Barthel]

Kirsten Barthel | Ausstellung
Foto: by Kirsten Barthel




        „Nativismus in starken Farben“


        Ein Gedanke, ein Traum oder ein Gedicht, das aus dem Kopf auf die
        Leinwand fließt und sich in eine Struktur ergießt, aus der fliegende
        Fische oder weit entfernte Horizonte hinter bunten Bäumen hervor
        gehen. 

        

        Die Bilder von Kirsten Barthel sind raumfüllend, weil dahinter so
        viele Geschichten wie Farben stehen und mit diesen wird das Auge
        geflutet. Strahlendes Gelb trifft leuchtendes Blau und immer wieder
        tiefes Purpur und vor allem kräftige Töne, die von Lebensfreude bis
        Melancholie alle Stimmungen durchschreiten. Der „Nativismus“ rührt
        aus dieser Quelle der klaren, einfachen und direkten Farben
        einerseits und andererseits aus der Inspiration für die Bilder,
        welche in Gesprächen und Gedichten liegt, sich aber auch aus
        Berührungen mit unterschiedlichen Kulturen von der japanischen bis
        zur nordischen Mythologie und Formen des Schamanismus speist.

        

        Kirsten Barthel wurde 1953 in Hamburg geboren und hat sich als
        visueller Mensch schon immer zur Malerei sowie zur Fotografie
        hingezogen gefühlt. Im Kunststudium an der Armgartstraße befasste
        sie sich mit dem, was man heute wohl als „visuelle Kommunikation“
        beschreiben würde, experimentierte mit Schwarz-Weiß Fotografie und
        ließ sich immer wieder von Reisen, Musikeinflüssen und, schlicht,
        ihrer Wahrnehmung der unmittelbaren Umwelt beeinflussen. In diesem
        Sinne ist auch die aktuelle Ausstellung der Werke im Komm du, vom 8.
        Februar bis zum 17. April als eine Einladung zum Träumen, zum Dialog
        und zum Wandeln in Gedankenwelten und weiten Horizonten zu
        verstehen.

        

        Die Bilder von Kirsten Barthel werden vom 08. Februar bis zum 17.
        April 2020 in den Räumlichkeiten des Komm dus ausgestellt.

        

        Weitere Informationen:

        https://www.kirstenbarthel.de/

        https://www.facebook.com/events/626690518075198/
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Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Svantje Buchholz

Telefon: 0172 36 00 494

E-Mail: kommdueventmanagement.assistenz@gmx.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuelle Wochenprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

Einladung und Pressemitteilung vom 4.2.2020

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Str. 13

21073 Hamburg

Tel.: 040/57228952

E-Mail: kommdu@gmx.de

Internet: www.komm-du.de

Facebook: https://www.facebook.com/KommDu



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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FRAGEN/010: Isabel Frey - "Doikayt. Wo wir leben, dort ist unser Land" (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin, 8. Januar 2020

Doikayt: "Wo wir leben, dort ist unser Land"

Interview mit Isabel Frey von Alexander Stoff



Isabel Frey [1] schnappt sich gern ihre Gitarre und macht
revolutionäre jiddische Musik. Sie bezeichnet sich selbst als
Millenial-Bundistin und setzt sich mit der jüdischen Diaspora
auseinander. Bekannt geworden ist sie einer größeren Öffentlichkeit in
Wien durch ihre Auftritte bei den Donnerstagsdemos.

Eine Kurzfassung des Interviews mit Isabel Frey von Alexander Stoff
ist im Augustin (Nr. 492, Oktober/November 2019) erschienen [2].

 * 

Isabel, erzähle uns bitte über deinen Werdegang. Wie bist du
aufgewachsen und was ist dir heute in deinem Leben wichtig?

Isabel: Ich bin jüdisch-säkular in Wien aufgewachsen. Wir waren nicht
gläubig, aber gewisse Traditionen haben wir eingehalten, wie an
Feiertagen in die Synagoge gehen oder an Schabbat die Kerzen anzünden.
Das kommt recht häufig in der jüdischen Gemeinde vor, um das Judentum
kulturell am Leben zu erhalten. Währenddessen habe ich jede Woche an
den Treffen der sozialistisch-zionistischen Jugendbewegung Hashomer
Hatzair teilgenommen. Das hat mich sowohl hinsichtlich meiner
jüdischen Identität als auch meines politischen Bewusstseins sehr
geprägt. So bin ich als Jugendliche mit den Leuten vom Hashomer
Hatzair gemeinsam auf Demos gegangen. Nach der Schule bin ich dann
über den Hashomer Hatzair für ein Jahr nach Israel gereist, wo
ich mit anderen aus Europa und den USA an so einer Art von
freiwilligem sozialem Jahr teilgenommen habe. Ich habe in dieser Zeit
auch die Siedlungen in der Westbank und den Zaun gesehen. Das hat mich
schockiert und zum Nachdenken gebracht, was schließlich dazu führte,
dass ich mich vom Zionismus abgewendet habe. Mir wurde mein Leben lang
erzählt, dass ich zwar Österreicherin bin, aber dass ich auch eine
Heimat in Israel habe. Dennoch habe ich das Land vor Ort als fremd
empfunden. Mir gefällt die israelische Kultur und ich habe ein
bisschen Hebräisch gelernt, ich habe auch Familie in Israel. Aber ich
denke inzwischen, es ist eine Illusion zu glauben, dass es von Geburt
aus mein zu Hause ist.

Nach diesem Jahr in Israel wollte ich weg aus Wien und habe 2013 in
Amsterdam Soziologie und Politikwissenschaften zu studieren begonnen.
Durch den Kontakt zu verschiedenen politischen Gruppen wurde ich nun
stark politisiert. So war ich zum Beispiel in der
Hausbesetzer*innenszene aktiv. Als Studierende haben wir Räume
besetzt, um sie selbst zu verwalten. Außerdem habe ich mich im
Netzwerk "Feministinnen im Widerstand" engagiert und bin unter anderem
gegen den (rechtsextremen Politiker) Geert Wilders auf die Straße
gegangen und habe mit anderen Antirassist*innen gegen die Feiern mit
der rassistischen Karikatur des "Zwarte Piet" (schwarzer Peter)
protestiert. Der tritt bei den großen Nikolo-Feierlichkeiten auf und
es kommt dabei immer wieder zu black facing und stereotypen
Verkleidungen. Das ist ganz schrecklich, weil in Holland auch People
of color leben, viele Nachkommen von ehemaligen Sklav*innen aus
Surinam. Ich war also quer durch verschiedene politische Bewegungen
aktiv.

Als du in Israel warst, hast du im Kibbuz gelebt. Mit welchen
Erwartungen bist du dort hingegangen? Und welche Erfahrungen hast du
dann im Kibbuz gesammelt?

Isabel: Meine Erwartung war, eine sozialistische Utopie vorzufinden.
Die Realität war dann aber eine andere. Im Kibbuz, wo ich zuerst
gewohnt habe, war kaum noch etwas kommunal. Es war wie in einem Dorf,
wo jede Familie ein Haus kauft und für sich dort lebt. Die kommunale
Essenshalle haben sie überhaupt nur geöffnet, weil wir jugendlichen
Gäst*innen so eine große Gruppe waren. In einem anderen Kibbuz habe
ich in einem Kindergarten gearbeitet - das hat mir schon besser
gefallen. Toll finde ich, dass in den stärker kommunalisierten
Kibbuzim die Kinder gemeinsam aufwachsen und es einfach mehr
gemeinschaftliches Leben gibt. Was mich aber gleichzeitig erschreckt
hat, war die politisch rechte Gesinnung und der Alltagsrassismus von
vielen jungen Menschen dort. In einem Kibbuz nahe der Westbank haben
sie die ganze Zeit auf Araber*innen geschimpft. Viele Junge haben
inzwischen ganz andere Ziele als die Generation ihrer Eltern, die die
Kibbuzbewegung aufgebaut haben. Einerseits leiden die Menschen in den
Kibbuzim unter der aufgeheizten Kriegssituation, wenn etwa Felder in
Brand gesetzt werden, und sie entwickeln dann einen Hass auf die
Palästinenser*innen. Andererseits wird überhaupt nicht über Ursachen
wie die 53-jährige Besatzung gesprochen. Das hat mich ernüchtert und
zeigt für mich, dass eine Utopie in dem Moment zerbröselt, wo sie
institutionalisiert wird, weil es nicht statisch bleiben kann. Im
Kibbuz haben wir auch eine frühere Partisanin kennen gelernt. Sie hat
als junges Mädchen während des Warschauer Ghettoaufstandes Nachrichten
übermittelt. Sie hat mich sehr beeindruckt, auch weil sie eine scharfe
Analyse über die gegenwärtige Situation hatte. Sie ist Unterstützerin
der Friedensbewegung. Leider gehört sie zu einer aussterbenden
Generation.

Kommen wir doch wieder zurück zu sprechen auf deine Erlebnisse in
Amsterdam.

Isabel: Vielleicht ein paar Worte darüber, wie ich zur Musik gekommen
bin. Das Problem war, dass ich zwar in Amsterdam politisch sehr
engagiert war, aber mir hat gänzlich ein jüdisches Umfeld gefehlt. Ich
hatte dort keine Familie und in eine fremde Gemeinde wollte ich auch
nicht einfach so gehen. Dazu kam, dass ich zum Zionismus auf Distanz
gegangen bin. Auch in den Kreisen der linken
Palästina-Solidaritätsbewegung habe ich keinen Platz für mich gesehen.
Es war eben nicht meine Geschichte und ich wollte palästinensischen
Erzählungen nicht den Platz wegnehmen. Mir hat eine Antwort darauf
gefehlt, wie ich gleichzeitig links und jüdisch sein kann, wie das
vereinbar ist. Und so bin ich schließlich auf dieses Liedgut gestoßen.
Durch einen Freund habe ich gewisse Lieder wie den "Arbetlose Marsch"
schon gekannt. Noch in Israel habe ich mir selbst beigebracht, Gitarre
zu spielen, und so habe ich mich beim Singen begleitet. Und dann kam
der Tag, als ich in einem besetzten Haus in Amsterdam mein erstes
Konzert gegeben habe. Ich habe dafür ein Repertoire aus jiddischen
Revolutions- und Widerstandsliedern zusammengestellt. Und zwischen den
Liedern habe ich ein bisschen etwas darüber erzählt. So ist also
dieses Setting zustande gekommen. Das war eine sehr schöne Erfahrung
für mich und ich fand es auch stimmig.

Ist dir also mit deiner Musik die Verbindung von jüdischer
Identität mit linker Politik gelungen?

Isabel: Ja, mit diesem Liedgut und dieser Geschichte. Ich habe dabei
auch viel gelernt, denn ich wusste bis dahin nicht, dass es eine
säkulare, jüdisch-sozialistische und nicht-zionistische Bewegung
gegeben hat und mir war auch nicht bekannt, dass die russische
Revolution besonders vom jüdischen Proletariat getragen wurde. Im
Mittelpunkt stand für mich auch die jiddische Sprache. Beim Singen
habe ich das Jiddisch sehr schön gefunden. Und ich habe auch mehr
Bezug dazu als zum Hebräischen, da die jiddische Sprache aus dem
Mittelhochdeutschen kommt und es mir daher leichter gefallen ist zu
verstehen. Und so habe ich dann begonnen, auf Demonstrationen zu
spielen und zu singen. Manchmal spontan bei Student*innenprotesten,
dann wieder bei einer groß angelegten Blockadeaktion der
Klimaschutzbewegung in Groningen, mit zivilem Ungehorsam so ähnlich
wie Ende Gelände in Deutschland. Kurz nachdem die holländische Polizei
die Demonstrant*innen mit Hunden und Pfefferspray attackiert und uns
eingekesselt hatte, bin ich mit ein paar Liedern wie zum Beispiel
"Daloy politsey" ("Nieder mit der Polizei", ein Lied gegen den
russischen Zaren, Anm.) aufgetreten. Es war auch eine tolle
Verbindung, meine jüdisch-revolutionäre Musik vor einem Publikum aus
Klimaschutzaktivist*innen vorzustellen, das sonst wenig damit am Hut
hatte.

Für die Klimaschutzaktivist*innen war es also etwas ganz Neues. Wie
wird deine Musik sonst von den Zuhörenden aufgenommen?

Isabel: Einmal hat jemand zu mir gesagt, es sei toll, weil durch meine
Musik das Gefühl entstehe, Teil von einem größeren Ganzen zu sein. Es
knüpft eine Verbindung, wenn Menschen zum ersten Mal an einer
politischen Aktion teilnehmen und dort erfahren, dass sie Teil von
einer viel älteren Geschichte sind. Und es bedeutet auch Aufklärung.
Aufgrund des Holocaust leben in Europa wenige Juden und Jüdinnen. Und
viele kennen jüdische Gemeinden nur aus Geschichten über
Antisemitismus und die Shoa. Mir ist es ein wichtiges Anliegen, den
Menschen auch einen ganz anderen Teil der jüdischen Kultur näher zu
bringen.

Bei manchen Liedern schreibst du eigene Texte dazu. Wie bist du auf
die Idee gekommen?

Isabel: Inspiriert dazu hat mich Daniel Kahn, der auch jiddische
revolutionäre Musik macht und die Texte immer auf Englisch übersetzt.
Es spricht einfach mehr Leute an. So habe ich den Arbetlose Marsch
(Arbeitslosenmarsch) für die Donnerstagsdemo übersetzt, denn auf einer
Demonstration brauchst du etwas, um die Menschen aufzurütteln. Und das
"Nieder mit HC"-Lied (im Original: "Daloy politsey") habe ich zu
diesem Anlass überhaupt neu vertextet. Diese Dynamik steht durchaus in
der Tradition dieser Musik - es muss sich gar nicht streng an das
Original halten wie bei einer klassischen Komposition.

Auf deiner Website wird die jüdische Diaspora thematisiert. Bitte
erzähle uns mehr darüber.

Isabel: Was ich mache, wird als Teil eines Judentums gesehen, das von
manchen diasporistisch genannt wird. Gemeint ist damit alles, was
außerhalb Israels stattfindet. Obwohl das eigentlich nicht ganz
richtig ist, denn auch Israel gehört zur Diaspora. In der Geschichte
lebten und leben heute Juden und Jüdinnen auf der ganzen Welt
verstreut und es gibt viele verschiedene jüdische Kulturen. Jiddisch
ist eine Sprache der Diaspora, die ursprünglich aus Osteuropa kommt
und sich auf der Welt verbreitet hat, etwa durch die Migration in die
USA. Es gab auch große jüdische Bevölkerungen in Nordafrika, wo
überhaupt kein Widerspruch zwischen einer jüdischen und arabischen
Identität existierte. Mit dem Aufkommen des Zionismus und der
Staatsgründung von Israel bekam es eine Bedeutung, alles neu zu
entwickeln. Neben neuer Fahne und Hymne das moderne Hebräisch mit
neuen Tänzen und Liedern. Diaspora im heutigen Sinne bedeutet ein
nicht-zionistisches Judentum. Es steht im Gegensatz zu einem ständigen
Sehnen nach Israel als Heimat.

Was mich sehr inspiriert hat, ist die Geschichte des jüdischen
Arbeiter*innenbundes. Der Bund repräsentierte eine dritte Strömung
neben den jüdischen Kommunist*innen und den sozialistischen
Zionist*innen. Der Bund stand dazwischen, weil er sich weder
bestehenden linken Parteien anschließen noch nach Palästina emigrieren
wollte, um dort den Sozialismus aufzubauen. Der Bund stand für ein
selbstbewusstes Judentum, man sprach Jiddisch und die Aktivist*innen
des Bundes wollten den Sozialismus an dem Ort aufbauen, wo sie gerade
lebten. Das jiddische Wort Doikayt, was übersetzt so viel bedeutet wie
"Daheit", war genau dieses Prinzip: dort, wo wir leben, dort ist unser
Land. Es braucht dafür keinen Nationalstaat, aber wir wollen unsere
Rechte, um als Minderheit hier zu leben. Ich finde dieses Prinzip sehr
schön, denn es ist eine kämpferische, antifaschistische Ansage: wir
wollen hier die Welt verbessern. Es trägt in sich das Überleben der
eigenen Gruppe, ebenso wie einen Universalismus, der alle Menschen
frei sehen will. In der Diaspora-Tradition des Bundes steht für mich
in heutiger Zeit die Solidarität mit Geflüchteten genauso wie das
Engagement gegen rechtsextreme Hetze und antimuslimischen Rassismus.

Welche Organisationen arbeiten heutzutage in diese Richtung?

Isabel: Kleine Gruppen wie die Jews for racial and economic
justice [3] in den USA. Die nennen sich zwar nicht diasporistisch,
aber sie praktizieren genau das. Diese Organisation ist solidarisch
mit Black Lives Matter und aktiv gegen Abschiebungen durch die
Trump-Regierung. Oder das Kollektiv Jewdas [4] in London. Die
organisieren das lustige Birthwrong, als eine Alternative zu
den Birthright-Reisen nach Israel, die von einem reichen,
rechten US-Amerikaner veranstaltet werden und vor allem dazu dienen
sollen, den Nationalismus zu stärken. Birthwrong will nun die
jüdische Identität in der Diaspora gemeinsam, lustvoll erforschen,
etwa durch Reisen nach Andalusien und Marseille, wo ich dabei gewesen
bin und das letzte Birthwrong in Amsterdam mitorganisiert habe.
Ich war davon begeistert, denn es sind lauter junge, linke Juden und
Jüdinnen aus ganz Europa zusammengekommen, es gab eine Tour zur linken
jüdischen Geschichte und wir haben eine Ausstellung über den
kommunistischen Widerstand gegen die Nazis sowie ein Archiv über die
Sklaverei in Holland besucht. Seit ich wieder zurück bin, versuche ich
mit anderen auch hier in Wien etwas aufzubauen. Bisher treffen wir uns
informell und feiern zusammen Rosch ha-Schana, das jüdische
Neujahrsfest, und gehen gemeinsam auf Demos.

Was sind deine Utopien? Von welcher Welt träumst du?

Isabel: Eine Welt, in der es keine Lohnarbeit gibt und wir nicht zum
Arbeiten gezwungen werden. Also eine Welt, wo wir unserer Kreativität
freien Lauf lassen können und unsere Handlungen aus eigener Motivation
heraus mit dem Wunsch setzen, einander zu helfen oder etwas Neues zu
schaffen. Und ich träume von einem Ort, an dem es kein Privateigentum
mehr gibt. Wohnraum soll kollektives Eigentum sein und die Produktion
von Gütern gemeinschaftlich reguliert werden. Und zwar in einer
dezentralen und offenen, flexiblen Weise, damit es sich nicht in einem
starren System festfährt. Ich träume auch von einer Welt, in der
Geschlechterverhältnisse, Geschlechtsidentitäten und Sexualitäten sich
öffnen und vielfältige Dinge möglich sind. Es wäre schön, wenn wir in
unserer gegenwärtigen Gesellschaft vorhandene, unterdrückende Normen
in diesen Bereichen überwinden und zu mehr Freiheit gelangen. Ich
wünsche mir eine Welt ohne Grenzen, mit Bewegungsfreiheit,
grundlegenden Rechten für alle Menschen und gegenseitiger Hilfe. Und
ich wünsche mir eine Art des Zusammenlebens im Einklang mit der Natur,
die anerkennt, dass unser Planet bedroht ist. Ich will eine Welt ohne
Polizeigewalt.

Und was bedeutet es für dich, zu Hause zu sein? Fühlst du dich in
Österreich wohl oder hast du auch schon daran gedacht, woanders zu
leben?

Isabel: Zu Hause fühle ich mich besonders in Wien. Hier bin ich
schließlich auch aufgewachsen und ich sehe mich auch mehr als Wienerin
denn als Österreicherin. Das hat auch damit zu tun, dass es nur hier
in Wien eine größere jüdische Gemeinde und ein jüdisches Leben gibt.
Obwohl ich mich also in Wien zu Hause fühle, bleibt ein kleiner Rest
von einem Gefühl, dass ich nicht zu 100% Teil der Gesellschaft bin.
Das liegt teilweise an der Geschichte, aber auch an der Gegenwart, da
wir als jüdische Gemeinde eine Minderheit sind. Und ich finde es auch
lustig, denn ich war gerade für einen Monat in den USA und Kanada. In
New York habe ich Familie und obwohl ich nie dort gelebt habe, fühle
ich mich dort sehr zu Hause. Das hat gar keinen bestimmten Grund, aber
ich glaube, es hängt damit zusammen, dass New York eine Stadt ist, in
die fast alle zugezogen sind. Und auch damit, dass viele Juden und
Jüdinnen in der Stadt leben, sodass es im Alltag einfach zum Leben
dazu gehört. Die jüdische Gemeinde ist dort sehr vielfältig, man
trifft auch Linke. Zur jüdischen Gemeinde in Wien, die ziemlich
konservativ geprägt ist, habe ich eine gemischte Beziehung, manchmal
ecke ich mit meiner politischen Einstellung und meinen Gefühlen
gegenüber Israel an. Und obwohl mein letzter Aufenthalt sechs Jahre
her ist, möchte ich auch gerne wieder nach Israel. Ich weiß noch
nicht, wie ich es anstellen werde - ich hätte gerne einen Grund dafür,
denn nur für einen Strandurlaub möchte ich ungern hinfahren. Im Moment
bin ich dabei, meine Kenntnisse in Hebräisch aufzufrischen. Nicht der
Zionismus, aber meine biographische Verbindung zieht mich nach Israel.
Ich sehe Israel eben auch als eine Form der Diaspora, als einen Ort,
an den Juden und Jüdinnen hingezogen sind und dort eine eigene Kultur
aufgebaut haben.

Österreich ist ein sehr konservatives Land. In anderen Ländern gibt
es lebendigere soziale Bewegungen. Welche Perspektiven siehst du hier,
deine Träume von einer besseren Welt zu verwirklichen?

Isabel: Es stimmt, dass Österreich ein konservatives Land ist, aber
ich glaube, im Moment sieht es nirgends auf der Welt besser aus. In
Amsterdam fand ich die Hausbesetzer*innenszene schon toll, aber
andererseits ist Holland vor allem am Land sehr konservativ,
neoliberal und apolitisch. Es gibt dort an ländlichen Orten überhaupt
keine linke Jugendkultur. Bei uns hat mich in diesem Jahr
schwarz-blauer Regierung die Opposition auf der Straße bei den
Donnerstagsdemos schon sehr beeindruckt. Sicher würde ich mir mehr
wünschen, aber es ist etwas Besonderes, dabei zu sein. Das hat mir ein
bisschen Hoffnung gemacht. Schon aus dem erwähnten jiddischen Prinzip
der Doikayt denke ich mir, ich bin jetzt hier und muss mich auch hier
engagieren und versuchen, die Lebensumstände zu verbessern.

 * 

Videos mit Liedern von Isabel Frey:

https://youtu.be/SGiU-1xPPGg

https://youtu.be/iu9dSfCwg0Q

https://youtu.be/5MpHiw341vw

Homepage:

https://www.isabelfrey.com/

Facebook:

https://www.facebook.com/isabelfreymusic/


Kommende Konzerte

6. Februar: Jiddische revolutionäre Lieder 

Café Morgenstern, Vienna [5]

14. Februar: Duo Wratschko & Frey 

Zentrum im Werd, Vienna [6]

14./15. März: Auftritt auf der Rosa Luxemburg Konferenz 2020 (tbc) [7]

30. April: Konzert für den 1. Mai 

Jüdisches Institut für Erwachsenenbildung, Vienna

 * 

Veröffentlichung in Unsere Zeitung, Medienpartner von Pressenza:

https://www.unsere-zeitung.at/2019/12/22/doikayt-wo-wir-leben-dort-ist-unser-land/


Anmerkungen:

[1] https://www.isabelfrey.com/

[2] https://augustin.or.at/dort-wo-wir-leben-dort-ist-unser-land/

[3] https://jfrej.org/

[4] https://www.jewdas.org/

[5] https://www.facebook.com/events/618418095362822/

[6] https://www.facebook.com/events/559020464662875/

[7] https://www.unsere-zeitung.at/2019/12/14/rosa-for-future-3-rosa-luxemburg-konferenz/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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MELDUNG/122: Terre des Femmes warnt vor Medikalisierung von weiblicher Genitalverstümmelung


Terre des Femmes - Pressemitteilung vom 4. Februar 2020

TERRE DES FEMMES warnt vor Medikalisierung von weiblicher
Genitalverstümmelung - Anlässlich des Internationalen Tages "Null Toleranz
gegenüber weiblicher Genitalverstümmelung" am 6. Februar



Berlin - TERRE DES FEMMES - Menschenrechte für die Frau
e.V. ist alarmiert von der kontinuierlich steigenden Anzahl von Mädchen und
Frauen in Deutschland, die von weiblicher Genitalverstümmelung betroffen
sind. Die Frauenrechtsorganisation weist zudem auf eine zunehmende
Medikalisierung des Eingriffs in praktizierenden Ländern außerhalb Europas,
vor allem in Asien und Nordafrika, hin, welche alle Formen der Praxis
gefährlich verharmlost und die Aufklärungsarbeit erschwert.

"Die Lage ist ernst. Seit Jahren steigt die Anzahl der Mädchen und Frauen,
die von weiblicher Genitalverstümmelung in Deutschland bedroht sind.
Weltweit ist aber besonders die zunehmende Medikalisierung des Eingriffs
besorgniserregend", sagt Christa Stolle, Bundesgeschäftsführerin von TERRE
DES FEMMES. "Diese führt dazu, dass der Eingriff verharmlost wird und sogar
Akzeptanz findet, weil er von medizinischem Fachpersonal durchgeführt wird,
sei es in Krankenhäusern oder in Privathäusern. Dadurch gibt es sogar
Bestrebungen, die medikalisierte Form der Genitalverstümmelung als
Kompromiss zu legalisieren. Das ist für uns als Frauenrechtsorganisation
inakzeptabel. Weibliche Genitalverstümmelung ist und bleibt eine
patriarchale Praxis, die dazu dient, die Sexualität von Frauen zu
kontrollieren."

TERRE DES FEMMES spricht sich klar gegen alle Formen weiblicher
Genitalverstümmelung aus und lehnt alle Legalisierungsbestrebungen strikt
ab. Weibliche Genitalverstümmelung ist eine Menschenrechtsverletzung und
eine schwerwiegende Form von Gewalt an Mädchen.

TERRE DES FEMMES setzt sich seit der Gründung 1981 dafür ein, Präventions-
und Aufklärungsangebote für bedrohte Mädchen umzusetzen. Mit dem
EU-geförderten Projekt Let's CHANGE bildet TERRE DES FEMMES sog. CHANGE
Agents und Trainers aus, die in ihren Communitys Aufklärungsarbeit zu
weiblicher Genitalverstümmelung übernehmen.

Jährlich veröffentlicht TERRE DES FEMMES eine Dunkelzifferstatistik [1] zu
weiblicher Genitalverstümmelung, die die Anzahl von betroffenen und
bedrohten Frauen einschätzt. Im Jahr 2018 waren 70.218 Frauen von
weiblicher Genitalverstümmelung betroffen und 17.691 in Deutschland lebende
Mädchen davon bedroht, einer Genitalverstümmelung unterzogen zu werden.

 * 

Veranstaltungshinweis

Der Film "IN SEARCH" von Beryl Magoko

vom 6.02.2020 bis 12.02.2020 im Kino Acud in Berlin Gespräch mit der
Regisseurin am 11.02 im Kino Acud Adresse: Kino Acud, Veteranenstrasse 21,
10119 Berlin

Deutschlandweite Termine für den Film In Search finden Sie unter: 

https://insearch.magoko.net/

 * 

[1] http://www.frauenrechte.de/images/downloads/presse/dunkelzifferstatistik/FGM-C-Dunkelzifferstatistik-2019.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Februar 2020

TERRE DES FEMMES - Menschenrechte für die Frau e. V.

Brunnenstr. 128, 13355 Berlin

Telefon: 030 40504699-0, Fax: 030 40504699-99

E-Mail: info@frauenrechte.de

Internet: www.frauenrechte.de
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LESUNG/6606: Hamburg - Peter Schneider, Vivaldi und seine Töchter, 20.02.2020


Literaturzentrum Hamburg - Programm im Februar 2020

Donnerstag, 20.2.2020, 19.30 Uhr

Peter Schneider liest aus seinem Roman Vivaldi und seine Töchter
 (Kiepenheuer & Witsch)



Vivaldis Kompositionen zählen zu den meistgespielten weltweit. In
seinem virtuosen Roman eines Lebens spürt Peter Schneider dem
Menschen und Ausnahmekünstler, dem Visionär und begnadeten Lehrer
Vivaldi nach. Sein ganzes Leben lang hat er an einem Waisenhaus
gearbeitet und mit den musikalisch begabten Mädchen ein Orchester
gegründet. Für sie schrieb er einen Großteil seiner Konzerte, mit
ihnen brachte er sie zur Aufführung. Peter Schneider erzählt die
Geschichte seines vielleicht größten, aber unbekannten Werks: dem
ersten Frauenorchester Europas, das mit ihm internationalen Ruhm
erlangte.

Peter Schneider, geb. 1940 in Lübeck, lebt in Berlin. Er
veröffentlichte Erzählungen, Romane, Drehbücher und Reportagen sowie
Essays und Reden. Zu seinen bekanntesten Werken zählen Lenz, Der
Mauerspringer, Rebellion und Wahn, Die Lieben meiner Mutter. Er war
u.a. Gastdozent an US-amerikanischen Universitäten (u.a. in Stanford,
Princeton, Harvard).

Zwischen 1996 und 2006 lehrte er als Writer in Residence an der
Georgetown University in Washington, D.C.

Eintritt: Euro 7,-/5,-

 * 

Quelle:

Newsletter Literaturzentrum Hamburg

Literaturzentrum e.V. im Literaturhaus Hamburg

Schwanenwik 38

22087 Hamburg

Tel.: (040) 227 92 03

Fax: (040) 229 15 01

E-Mail: lit@lit-hamburg.de

Internet: www.lit-hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6605: Berlin - Marion Poschmann, »Nimbus«, 25.02.2020


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Februar 2020

25.02.20, Dienstag, 19:30 Uhr

Marion Poschmann: »Nimbus«

Buchpremiere, mit einer Schau von Eisfiguren und Teeschalen

Gesprächspartner: Christoph Peters



Ein Klopstock-Motto ist dem neuen Gedichtband von Marion Poschmann
vorangestellt: "Langsam wandelt / die schwarze Wolke". Nimbus, die
dunkle Wolke, ist eine Erscheinung aus Schwung, Pracht, Weite, und
doch gehört sie dem Formlosen, Ungreifbaren. Sie entfaltet Wirkung,
sie bestimmt die Atmosphäre, zugleich entzieht sie sich, bleibt
unbeherrschbar. Mit festem Griff und Subtilität, Witz und
Zärtlichkeit unternimmt Marion Poschmann in ihren neuen Gedichten den
Versuch, Nähe und Ferne zusammenzudenken und die maßlosen Kräfte der
äußeren Gegenwart in einen Raum der Innigkeit zu verwandeln. Aber wo
ist innen? Die Erforschung Sibiriens vor Beginn der
Industrialisierung, flüchtige Begegnungen mit Tieren oder die
Verletzlichkeit von Eismassen spiegeln ebenso wie die kleinen
magischen Praktiken des Alltags die Einzigartigkeit der globalen
Veränderung. Mit Bezug auf die "Seladon-Oden" des Gedichtbandes führt
Christoph Peters uns mit Teeschalen aus Seladon die unbestimmte
Sehnsucht nach einem unbestimmten Farbton vor Augen.

Und zur Feier des Abends präsentiert Marion Poschmann eine kleine
Auswahl von Eisfiguren.

5/8 Euro

Auch an der Abendkasse.

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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AUSSICHTEN/8885: Und morgen, den 06. Februar 2020 (SB)


+++ Vorhersage für den 06.02.2020 bis zum 06.02.2020 +++






[image: Jean-Luc 8885 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Grau und trübe,

frische Bö'n,

Regenschübe,

Jean find's schön.
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THEATER/1470: Lippstadt - Der gestiefelte Kater, Ein Märchenmusical nach den Gebrüdern Grimm, 22.02.20


Stadt Lippstadt

Der gestiefelte Kater

Ein Märchenmusical nach den Gebrüdern Grimm



Lippstadt. Am Karnevals-Samstag, den 22. Februar, zeigt die Musikbühne
Mannheim um 14.30 Uhr in der Aula des Evangelischen Gymnasiums
Lippstadt sein Märchenmusical "Der gestiefelte Kater" für Zuschauer ab
5 Jahre.

Mit viel Witz, kleinen und manchmal großen Tricks kämpft der clevere
Kater für seinen Besitzer Heiner und benutzt dabei die Eitelkeiten und
Gier der Menschen, um sie zu täuschen.

Der dritte Sohn eines Müllers erbt von seinem Vater nur einen Kater.
Um Geld zu verdienen, will er Handschuhe aus dem Pelz fertigen lassen.
Da meldet sich der Kater zu Wort und verspricht, wenn der Müllerssohn
ihm Stiefel anfertigen lässt damit er unter die Menschen gehen kann,
macht er ihn zu einem reichen Mann. Mit Schläue, kleinen Tricks und
cleveren Schachzügen schafft er es, dass sein Besitzer die
Aufmerksamkeit des Königs erlangt und danach das Herz der hübschen
Prinzessin erobert. So verhilft er seinem armen Müllersburschen zu
Reichtum und Ansehen.

Da die Aufführung auf den Karnevalssamstag fällt, dürfen die kleinen,
aber auch die großen Zuschauer, gerne in Kostümen kommen - die
schönsten Kostüme werden prämiert!

Termin: Samstag, 22. Februar 2020, 14.30 Uhr

Preise: 9,50

Dauer: ca. 70 Minuten, keine Pause

Ort: Aula des Evangelischen Gymnasiums

Veranstalter. KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH
Mit freundlicher Unterstützung der Volksbank Beckum-Lippstadt

Kartenverkauf: Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Str. 14,
59555 Lippstadt, Tel. (0 29 41) 5 85 11, post@kulturinfo-lippstadt.de;
Mo - Fr 10 - 18 Uhr, Sa 10 - 14 Uhr und ONLINE über das VIBUS-
Ticketportal

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 01.02.20

Pressestelle

pressestelle@stadt-lippstadt.de

Tel: 02941/980-313
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THEATER/1469: Hamburg - Amy, Tarik und das Herz Emoji, 15.2.2020


FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Holzwurm Theater

Amy, Tarik und das Herz Emoji

Erste Liebe, Fußball, Mobbing und Cybermobbing

Spiel: Jens Heidtmann

Regie: Kristiane Balsevicius

Figuren- + Bühnenbau: Irena Naußed, Jens Heidtmann

Musik: Karl-F. Parnow-Kloth

Videos: Hannah Lowitz + Hennrik Knüppel

SA 15.02.2020, 19.00 Uhr, 10+



Einer der Schüler der 5 b weigert sich zur Schule zu gehen. Liegt es
vielleicht an der spannenden und berührenden Liebesgeschichte zwischen
Amy und Tarik, dem Fußballhelden? Es ist nämlich eine Geschichte, in
der Anerkennung und Ausgrenzung im Klassenchat eine entscheidende
Rolle spielt.

Das FUNDUS THEATER ist ein zentraler Ort für zeitgemäßes
Kindertheater. Es zeigt Eigenproduktionen und Stücke Hamburger und
überregionaler Gruppen. Als neue Kooperationspartner und zusätzliche
Spielstätten begrüßen wir sehr herzlich das HoheLuftschiff und das
Hamburger Puppentheater.

KARTENTELEFON: 040 - 250 72 70

TICKETKAUF ONLINE: WWW.FUNDUS-THEATER.DE

 * 

Quelle:

FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Hasselbrookstraße 25 - 22089 Hamburg

Tel.: +49 (0)40 / 250 72 43 Fax: +49 (0)40 / 250 72 26

Internet: www.fundus-theater.de
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TREFFEN/220: Münster - Scratch Café. DJ-Workshop für Kids, 08.02.20


Stadt Münster

Scratch Café: DJ-Workshop für Kids



Münster (SMS) Im Rahmen der Initiative "Kulturrucksack" bietet das
Künstler-Kollektiv "Trust in Wax" mit seinem Scratch Café wieder einen
offenen Treff für den Turntablism-Nachwuchs an. Für junge Menschen im
Alter von zehn bis 14 Jahren werden am Samstag, 8. Februar, von 11 bis
14 Uhr, im JuWel der Stadtbücherei, Alter Steinweg 11, allerhand
Turnies und Mixer aufgebaut. Dort können die Teilnehmenden unter
fachkundiger Leitung Platten auflegen und den Experten rund ums
"DJing" Löcher in den Bauch fragen. 

Die Teilnahme ist kostenlos, eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 31.01.20

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301, Fax 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/9765: Mönchengladbach - Staubsaugertüten und Transparentpapier, neue Arbeiten von Karl-Josef Weiß-Striebe, bis 23.03.20


Stadt Mönchengladbach

Staubsaugertüten und Transparentpapier

Karl-Josef Weiß-Striebe zeigt neue Arbeiten im EA 71.



Transparente Papiere, Staubsaugertüten und Packpapier in übereinander
gelegten Schichten: In seiner aktuellen Ausstellung im städtischen
Projektraum EA71, die am Freitag, 07.02., um 19 Uhr eröffnet, zeigt
Karl-Josef Weiß-Striebe neue Arbeiten von großer Leichtigkeit.
Was geschieht, wenn ein Künstler/eine Künstlerin einen Werkzyklus
beendet und in einer Suchbewegung Neuem auf der Spur ist? Zu
beobachten ist dies in der aktuellen Ausstellung von Karl-Josef
Weiß-Striebe. Er greift nicht mehr, wie in den vergangenen Jahren, in
den Bilderstrom, um ein Motiv brisanten politischen Inhalts in einer
Collage auf Karton neue Bedeutungszusammenhänge zu geben. Aktuell holt
er Bildfragmente aus eigenem analogem Material. Zeichnet flüchtig mit
trockener Druckfarbe in die Collagen hinein, die trotz dessen fast
durchscheinend bleiben.

Die Ausstellung ist bis zum 23.03.2020 immer samstags und sonntags von
12-16 Uhr im Projektraum EA 71 zu besichtigen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 03.02.20

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: presse@moenchengladbach.de
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DAS BLÄTTCHEN/1967: Douma - die Affäre schwelt weiter


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

23. Jahrgang | Nummer 2 | 20. Januar 2020

Douma - die Affäre schwelt weiter

von Petra Erler



Der Einsatz von chemischen Waffen ist international als Verbrechen
geächtet. 2018 erhielt die Organisation für das Verbot von Chemiewaffen
(OPCW) die Befugnis, Vorwürfe von Chemiewaffeneinsätzen nicht nur zu
untersuchen, sondern auch den oder die Schuldigen an solch abscheulichen
Taten zu benennen. Das ist eine politisch sensible Aufgabe, die volle
Objektivität verlangt. Schließlich berichtet die OPCW auch dem 
UN-Sicherheitsrat. An diesem Punkt kommt die Untersuchung der OPCW zum
mutmaßlichen Giftgaseinsatz in Douma, Syrien, im April 2018 ins Spiel.

Dieser angenommene Einsatz mit Chlorgas galt als Beispiel der
verbrecherischen Politik von Assad, Chemiewaffen gegen Zivilisten zu
richten. Damals erklärte ein Sprecher der "Weißhelme" gegenüber dpa,
mindestens 42 Menschen seien getötet und hunderte verletzt worden. Die
"Weißhelme" veröffentlichten ebenfalls ein Video.

Die Bundesregierung zögerte nicht, diesen mutmaßlichen Giftgasanschlag
scharf zu verurteilen. Die Evidenz eines solchen Angriffs, so zitierte die
Süddeutsche Zeitung die Bundeskanzlerin, sei "sehr klar und sehr
deutlich". Sie schloss sich damit Vorwürfen der USA an und befürwortete auf
dieser Grundlage den "Vergeltungsschlag" dreier NATO-Verbündeter gegen
Syrien am 14. April 2018 als "angemessenes und erforderliches Signal".
Gleichzeitig unterstützte die Bundesregierung die Mission der OPCW, dem
Geschehen in Douma detailliert nachzuspüren. Und sie gab Russland, dem
Verbündetem von Assad, eine politische Mitschuld an dem Verbrechen.

Syrien und Russland wiesen umgehend alle Anschuldigungen zurück. Russland
erklärte, es hätte sich um eine getürkte Aktion gehandelt, und forderte
eine Inspektion des Tatortes. Frankreich und die USA wiederum befürchteten,
Syrien und Russland könnten vor Ort Beweise beseitigen, bevor die
OPCW-Inspektoren ihre Arbeit beginnen würden.

Sowohl der vorläufige als auch der abschließende Bericht der OPCW,
letzterer vom März 2019, stützten die Sichtweise der Bundesregierung und
der westlichen Staatengemeinschaft. Über alles wurde in den Leitmedien
breit berichtet.

Bereits im April 2018 gab es allerdings einige Stimmen im Westen, die
warnten, voreilige Schlussfolgerungen zu ziehen. In den USA waren es Laura
Ingraham und Tucker Carlson von Fox News. Carlson - unter den politischen
Kommentatoren im amerikanischen Kabelfernsehen erreichte er 2019 die
zweithöchste Zuschauerzahl - fragte, warum Assad zu diesem Zeitpunkt die
internationale Ächtung riskieren sollte. Der Moderator erinnerte unter
Verweis auf den US-Verteidigungsminister daran, dass die USA schon 2017
einen "Vergeltungsschlag" verübt hätten, aber noch immer keine Belege
besäßen, dass es 2017 in Syrien einen Giftgasanschlag mit Sarin gegeben
hätte. Carlson bezog sich hierbei auf einen Bericht von AP vom 2. Februar
2018.

Im Februar 2019 teilte Riam Dalati, ein Produzent der BBC, mit, er
könne zweifelsfrei beweisen, dass das von den "Weißhelmen" in Umlauf
gebrachte Video ein Fake sei. Die BBC beschwichtigte, dass ihr
Mitarbeiter nicht bestritten hätte, dass es einen Anschlag gegeben habe.

Im Mai 2019 gab es einen ersten Whistleblower aus dem Kreis der OPCW, den
Südafrikaner Ian Henderson. Er wandte sich an eine britische NGO. Henderson
hatte im Auftrag der OPCW einen Expertenbericht erstellt. Darin ging es um
die Frage, wie die mutmaßliche Vergiftung in Douma abgelaufen sein sollte.
Wo waren die zwei Giftgasbehälter hergekommen? Waren sie vom Himmel
gefallen (syrische Luftwaffe) oder wurden sie platziert? Letzteres hätte
die syrische Armee nicht bewerkstelligen können.

Henderson zog weitere Experten aus OPCW-Staaten zu Rate. Schließlich
schlussfolgerte er, dass eine höhere Plausibilität dafür spräche, dass die
Behälter platziert worden seien.

Nachfragen zum Henderson-Bericht wiegelte die OPCW zuerst ab, räumte dann
jedoch die Echtheit des Dokuments gegenüber Peter Hitchens, einem
Journalisten der Daily Mail, ein.

Aus Wikileaks-Veröffentlichungen geht inzwischen hervor, dass der
Chef des Beraterstabs des Generalsekretärs der OPCW im Februar 2019
angewiesen hatte, jede Aktenspur des Henderson-Berichts zu tilgen.

Nach dem Bekanntwerden des Berichtes schien die Geschichte wieder
einzuschlafen, bis im Herbst 2019 Ergebnisse einer Expertenanhörung durch
Wikileaks öffentlich wurden. Der ehemalige Generalsekretär der OPCW,
Bustani, nahm an dieser Expertenanhörung teil und bezweifelte die
offizielle Darstellung des Geschehens von Douma. Inzwischen hatte sich ein
zweiter OPCW-Whistleblower, "Alex", offenbart. Er ist einer der Experten,
die in Douma vor Ort waren.

Reuters veröffentlichte im November 2019 eine Stellungnahme der
OPCW, die das Arbeitsergebnis zu Douma als unparteiisch verteidigte und
suggerierte, es handele sich lediglich um Streit unter Experten.

Im November und Dezember 2019 präsentierte Wikileaks weitere interne
Dokumente der OPCW, denen zufolge der offizielle Bericht der OPCW zu den
Geschehnissen in Douma nicht mehr als das Werk unabhängiger Experten
erscheint, sondern als bewusst verfälschtes Ergebnis, das politischen
Vorgaben genügte. Die Experten der OPCW, die auf einer durchaus
gefährlichen Mission in Douma waren, hatten keine chemischen Spuren eines
Angriffes durch Chlorgas gefunden. Sie konsultierten daher am 6. Juni 2018
auch Chemiewaffenexperten eines weiteren OPCW-Mitgliedstaats (laut Hitchens
war es Deutschland), um herauszufinden, ob die Vergiftungssymptome der
Opfer, die im Video präsentiert wurden, und die nicht der einer
Chlorgasvergiftung entsprachen, eventuell durch ein anderes Gift
hervorgerufen worden sein könnten. Die Experten verneinten auch das. In
dieser Konsultation wurde auch die Option erörtert, es mit einem Fake zu
tun zu haben.

Das alles wurde durch die OPCW unterdrückt, und acht der neun Inspektoren,
die in Douma vor Ort waren, wurden von der Erstellung des endgültigen
Berichts ausgeschlossen. Das ist äußerst unüblich.

Zweimal berichtete die Sonntagsausgabe der Daily Mail (Peter
Hitchens), ergänzt durch eigene Recherchen. Tareq Haddad 1, ein Reporter
des Londoner Büros von Newsweek, hatte ebenfalls recherchiert, wurde
allerdings von der Redaktion gehindert, seine Ergebnisse zu
veröffentlichen. Er kündigte daraufhin im Dezember 2019 und machte diesen
Vorgang öffentlich. Anfang Januar 2020 brachte der "Independent" einen
Artikel von Robert Fisk, der mit "Alex" gesprochen hatte.
1 https://twitter.com/Tareq_Haddad

In den USA war es wiederum Tucker Carlson, der Ende November über die
eigenartigen Vorgänge in der OPCW berichtete. Er interviewte dazu Jonathan
Steele (ehemals Guardian), der mit dem zweiten Whistleblower,
"Alex", gesprochen hatte.

In diese Diskussion griff auch das Recherchenetzwerk Bellingcat im
November ein und verteidigte die Integrität der Arbeiten in der OPCW.
Allerdings stimmen die Behauptungen von Bellingcat nicht mit den
inzwischen verfügbaren Originaldokumenten aus der OPCW überein.

Die allermeisten Medien griffen die jüngsten 
Wikileaks-Veröffentlichungen nicht auf. Das ist sehr eigenartig und wirft viele
Fragen auf. Dem CIA-"Whistleblower", der das Impeachment gegen Trump
lostrat, wurde eine breite öffentliche Bühne gegeben. Warum aber nicht den
OPCW-Whistleblowern? Was ist von dem Video des mutmaßlichen Anschlags zu
halten? Es wurde von Medien wie Politikern für bare Münze genommen, schon
weil die "Weißhelme" westlich Unterstützung genießen.

Schlimmer noch, falls der Giftgasanschlag in Douma nicht so, wie behauptet,
stattgefunden haben sollte, dann zerfällt die hauchdünne Rechtfertigung des
"Vergeltungsschlags" der USA, Großbritanniens und Frankreichs vollends.
Oder hat Trump damals durch ein paar "symbolische" Bomben einen vollen
Kriegseinsatz gegen Syrien vermieden, in den die USA gelockt werden
sollten? So jedenfalls lautete die Erklärung von Tucker Carlson.

Das interne Geschehen in der OPCW, das dokumentiert ist, verlangt
Aufklärung. Zumal niemand die Echtheit der geleakten Dokumente bezweifelt.

Glaubt man "Alex", der den OPCW-Bericht als "wissenschaftlich armselig,
verfahrenswidrig und möglicherweise betrügerisch" einschätzte, gab es eine
politische Intervention, zu welchem Ergebnis die OPCW offiziell kommen
sollte. Deswegen sind die Whistleblower aufgetaucht, weil sie die
internationale Autorität der OPCW als objektive Sachwalterin einer
chemiewaffenfreien Welt zu bewahren suchen.

Man kann natürlich das Grabtuch des Schweigens über allem ausbreiten. Man
kann so tun, als gäbe es nichts mehr zu Douma zu recherchieren, nichts bei
der OPCW zu hinterfragen. Man kann die OPCW-Whistleblower und die wenigen
Kollegen, die darüber überhaupt berichteten, gnadenlos im Regen stehen
lassen.

 * 
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Von Benjamin Mateus und James Cogan
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Die Reaktion auf die Coronavirus-Pandemie, die von dem Erreger 2019-nCoV
ausgelöst wurde und im chinesischen Wuhan begann, nimmt immer panischere
und nationalistischere Dimensionen an. Gleichzeitig wird das Ausmaß der
wirtschaftlichen und sozialen Verwerfungen immer deutlicher. Ein großer
Teil der riesigen chinesischen Exportgüterindustrie ist nahezu zum Erliegen
gekommen. Länder versuchen ihre Grenzen abzuriegeln, und auf den
Finanzmärkten herrscht Chaos, weil die Aktien von betroffenen Unternehmen
in Massen abgestoßen werden. Es gibt Befürchtungen, dass der medizinische
Notstand das "Black-Swan"-Ereignis sein könnte, das eine neue globale
Finanzkrise auslöst.

Die kurzsichtigste und dümmste Reaktion kam bislang von US-Handelsminister
Wilbur Ross. Dieser hatte Ende letzter Woche gehöhnt, der Virus könnte den
"America First"-Kurs der Trump-Regierung begünstigen, da er China als
wirtschaftlichem Konkurrenten schadet. In einem Interview mit Fox News
erklärte er: "Ich will nicht von einem Triumph reden angesichts einer sehr
bedauerlichen, sehr bösartigen Krankheit", um dann genau das zu tun:
"Tatsache ist aber, dass er den Unternehmen noch etwas zu bedenken gibt,
wenn sie ihre Lieferketten betrachten [...] Also ich glaube, es wird die
Rückkehr von Arbeitsplätzen nach Nordamerika beschleunigen."

Das Handelsministerium unterstützte seine Aussage mit der Erklärung: "Wie
Ross deutlich gemacht hat, ist der erste Schritt, das Virus unter Kontrolle
zu bringen und den Opfern dieser Seuche zu helfen. Es ist auch wichtig,
darüber nachzudenken, was es bedeutet, Geschäfte mit einem Land zu machen,
das seit Langem Erfahrung darin hat, reale Risiken für seine Bevölkerung
und den Rest der Welt zu verheimlichen."

In Wirklichkeit gefährdet die Störung des Welthandels Millionen von
Arbeitsplätzen, nicht nur in den USA, sondern auf der ganzen Welt. Der
Vorsitzende der amerikanischen Federal Reserve Jerome Powell erklärte
letzte Woche: "Chinas Wirtschaft ist jetzt sehr wichtig für die
Weltwirtschaft, und wenn die chinesische Wirtschaft einen Abschwung
verzeichnet, spüren wir es auch." China ist die zweitgrößte Volkswirtschaft
nach den USA, ihr Bruttoinlandsprodukt betrug im Jahr 2019 fast 14,55
Billionen US-Dollar und machte 16,38 Prozent der globalen
Wirtschaftsleistung aus. Im Jahr 2018 hat China laut der Weltbank weltweit
Produkte im Wert von 2,5 Billionen Dollar exportiert.

Während des Wochenendes stieg die Zahl der mit dem Coronavirus Infizierten
weiter auf weltweit etwa 17.391 Fälle, die meisten davon in China, das von
der Last der Herausforderungen dieses Ausbruchs erschüttert wird. Alleine
in der Provinz Hubei wurden von einem Tag auf den anderen 2.800 neue Fälle
gemeldet. Bisher gibt es mindestens 362 bestätigte Todesfälle, und
Neuinfektionen werden aus allen Teilen des Landes gemeldet. Fast 10.000
Menschen mussten ins Krankenhaus, etwa 478 davon sollen sich in
Lebensgefahr befinden.

In Hubei leben insgesamt mehr als 60 Millionen Menschen. Sämtliche Städte
der Provinz wurden von den chinesischen Behörden fast völlig abgeriegelt,
der ein- und ausgehende Verkehr ist stark eingeschränkt. Das
wirtschaftliche und soziale Leben wurde selbst in den Regionen stark
eingeschränkt, in denen es nur wenige gemeldete Fälle gibt. Kulturelle
Veranstaltungen, die mit dem chinesischen Neujahrsfest in Zusammenhang
stehen, sowie wichtige chinesische und internationale Sportereignisse wie
die Leichtathletik-Hallenweltmeisterschaften oder das Formel-E-Autorennen
wurden abgesagt.

Letzte Woche wurden 9.807 Flüge innerhalb Chinas sowie aus und nach
Festland-China abgesagt, d.h. 10,8 Prozent aller geplanten Flüge. Apple hat
alle 42 Geschäfte geschlossen. Amerikanische Großkonzerne wie Starbucks und
McDonald's haben ihre Geschäftstätigkeit in China stark eingeschränkt. 
IKEA-Läden in China haben geschlossen. General Motors und Honda erwägen, die
Wiederaufnahme der Produktion nach der Feiertagspause zum Neujahrsfest in
ihren Fertigungswerken in Wuhan zu verschieben.

Insgesamt ist die normale Wirtschaftstätigkeit in den 21 Provinzen und
Städten, die 80 Prozent des chinesischen Bruttoinlandsprodukts und 90
Prozent seiner Exporte erwirtschaften, stark zurückgegangen. Im besten Fall
wird sie frühestens nach einer Woche wieder beginnen, sich zu
normalisieren.

Als die chinesischen Aktienmärkte nach den Neujahrsfeiertagen am Montag
wieder öffneten, gingen die Aktienkurse auf Talfahrt. An den wichtigsten
Börsen in Shanghai und Shenzhen fielen die Kurse nahezu sofort um mehr als
neun Prozent und erholten sich später nur geringfügig. Auch andere Märkte
in Asien gingen zurück. Der japanische Nikkei und der australische ASX
verloren bei Handelsbeginn mehr als ein Prozent.

Die chinesischen Behörden ergriffen eine Reihe von Maßnahmen, um die
Verkaufswelle zu begrenzen. Am Sonntag kündigte die Zentralbank eine
Geldspritze von 1,2 Billionen Yuan (174 Milliarden US-Dollar) durch
Operationen im Repo-Markt an, um eine "ausreichende Liquidität" zu
gewährleisten. Die zusätzliche Liquidität war jedoch nicht so hoch, wie es
die Schlagzeile andeutete, weil mehr kurzfristige Wertpapiere im Wert von
mehr als einer Billion Yuan fällig wurden. Deshalb wird die zusätzliche
Liquidität nur etwa 150 Milliarden Yuan (bzw. 21,7 Milliarden Dollar)
betragen. Dennoch ist die Intervention die größte individuelle 
Repo-Operation, die die Bank jemals durchgeführt hat.

In 26 weiteren Ländern wurden insgesamt 171 Fälle bestätigt, wobei sich die
Zahl ständig erhöht. Das erste bestätigte Todesopfer außerhalb des
chinesischen Festlands wurde am Wochenende von den Philippinen gemeldet.
Die Zahl der Fälle in den USA ist auf elf gestiegen.

Dutzende Länder haben mittlerweile Reiseverbote erlassen, und die meisten
internationalen Fluggesellschaften haben ihre Flüge nach China reduziert
oder ganz eingestellt - obwohl sich das Virus bereits weltweit ausgebreitet
hat. Der Tourismus aus China ist zum Erliegen gekommen, was schwerwiegende
wirtschaftliche Folgen für viele Regionen der Welt haben wird. Alleine in
Australien rechnen Regierungsvertreter damit, dass die lokale
Tourismusbranche mindestens neun Milliarden Dollar Verlust machen wird.

Viele Länder holen ihre Bürger mit Charterflügen aus China zurück.
Deutschland hat am Wochenende 100 Menschen nach Frankfurt zurückgeholt und
zur Quarantäne in eine Militärbasis in Germersheim (Rheinland-Pfalz)
gebracht. Russland will ab Montag das Militär einsetzen, um russische
Staatsbürger aus stark betroffenen Regionen zurückholen. Indonesien und
Bangladesch haben am Wochenende 245 bzw. 316 Staatsbürger evakuiert. Die
australische Regierung hat mit der Evakuierung von etwa 300 Staatsbürgern
begonnen, die auf der abgelegenen Weihnachtsinsel im Indischen Ozean in
Einrichtungen untergebracht werden, die ursprünglich als Gefängnisse für so
genannte "illegale" Flüchtlinge gebaut wurden.

Chinesische Regierungsvertreter äußern Frustration darüber, dass so viele
Länder die Empfehlungen der Weltgesundheitsorganisation (WHO) missachtet
und umfassende Reisebeschränkungen eingeführt haben. Der chinesische
Außenminister Wang Yi wiederholte gegenüber seinem indischen Amtskollegen
die Äußerungen von WHO-Vertretern: "Diese Art von Überreaktion macht die
Lage nur noch schlimmer. Es ist nicht die richtige Art, mit der Pandemie
umzugehen."

Gesundheitsexperten haben versucht, wieder Rationalität in die Diskussion
zu bringen, wie sich die Ausbreitung des Virus eindämmen lässt, aber nur
mit geringem Erfolg. Professorin Catherine Worsnop von der Universität
Maryland, die sich mit der internationalen Kooperation bei
Gesundheitskrisen befasst, erklärte: "Die Einführung dieser
Reisebeschränkungen schädigt den kooperativen Ansatz, mit dem wir auf einen
solchen Ausbruch reagieren müssen."

Die Regierung in Peking ist zwar unter massive Kritik innerhalb von China
und international geraten, weil sie scheinbar zu spät auf den Ausbruch des
Virus reagiert hat, allerdings hat sie mehr als 7.000 medizinische
Mitarbeiter zur Unterstützung der Behandlung von tausenden Patienten in
Wuhan geschickt. Der Bau von zwei Behelfs-Feldlazaretten wird vermutlich am
Wochenende abgeschlossen sein, so dass weitere 2.300 Betten zur Verfügung
stehen werden. In den Krankenhäusern werden nur Coronavirus-Infizierte
behandelt, um die Belastung des Gesundheitssystems zu verringern.

Der chinesische Premier Li Keqiang hat an die Europäische Union appelliert,
China bei der Beschaffung von medizinischen Vorräten und der Entwicklung
eines Impfstoffs gegen das Virus zu unterstützen. Li erklärte gegenüber der
Präsidentin der Europäischen Kommission, Ursula von der Leyen: "Wir sind
bereit, den Informations-, den politischen sowie technischen Austausch zu
verstärken und mit internationalen Gemeinschaften wie der EU
zusammenzuarbeiten."

Seit chinesische Akademiker am 10. Januar die Gensequenz des 2019-nCoV
veröffentlicht haben, findet weltweit ein Wettlauf um die Entwicklung und
Patentierung eines Impfstoffs statt. Investoren bedrängen die
Biotechnologiefirmen in der Hoffnung auf Profite aus dem
Gesundheitsnotstand.

Die US-Konzerne Inovio Pharmaceuticals und Modrena haben erklärt, sie
würden innerhalb eines Monats mit Tierversuchen beginnen und könnten
innerhalb von vier Monaten einen Impfstoff für Menschen entwickeln.
Daraufhin stieg der Aktienkurs von Inovio um fast 40 Prozent. Der
Aktienkurs von Vir Biotechnology stieg um 111 Prozent, nachdem das
Unternehmen am 22. Januar in einer Pressemitteilung angekündigt hatte, es
arbeite daran, "schnell festzustellen", ob es ein mögliches Medikament
entwickeln kann.
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Erinnerung im deutschen Fußball

von Renate Hennecke



Niemand kann mir nachsagen, dass ich ein begeisterter Fußball-Fan sei.
Tatsächlich habe ich noch nie ein Fußballstadion während eines Spiels
von innen gesehen, und noch nie habe ich das als Mangel empfunden. Bis
neulich, als mir das wunderbare Foto aus dem Stadion in
Mönchengladbach während des Spiels gegen den FC Bayern am 7. Dezember
zugeschickt wurde. Die Fans verfolgten das Spiel unter drei großen,
über mehrere Blöcke ausgespannten Bannern mit der Aufschrift:
"Antifaschismus ist und bleibt gemeinnützig!" Und: "Finger weg von
VVN!" Super, dachte ich - und dass ich bei so einer einmaligen Aktion
zur Verteidigung des Antifaschismus - der Vereinigung der Verfolgten
des Naziregimes/Bund der Antifaschistinnen und Antifaschisten
(VVN-BdA) soll die Gemeinnützigkeit entzogen werden
(s. Ossietzky 24/2019) - gern dabei gewesen wäre.

Einmalige Aktion? Von wegen. Gestern erhielt ich eine
Pressemitteilung, die mich erneut begeisterte. Sie kam von einer
Initiative "!Nie wieder - Erinnerungstag im deutschen Fußball", die am
27. Januar 2004 in der Versöhnungskirche auf dem Gelände der
KZ-Gedenkstätte Dachau gegründet wurde. Es handele sich, so las ich,
um "ein Bündnis aus Einzelpersonen, Fangruppen und Fanprojekten,
Vereinen, Verbänden und Institutionen aus dem Fußball", das sich für
eine würdige Gedenkkultur und für ein Stadion ohne Diskriminierung
engagiere. Aktueller Anlass für die Pressemitteilung sei der
bevorstehende internationale Gedenktag für die Opfer des deutschen
Faschismus am 27. Januar. Angekündigt wurden verschiedene Aktivitäten
an den Spieltagen rund um dieses Datum, bundesweit in den Stadien und
außerhalb davon. So wurden beispielsweise Texte erarbeitet und mit der
Deutschen Fußball Liga (DFL) abgestimmt, die den Vereinen zur
Verfügung gestellt werden, um sie als "Stadiondurchsage" zu verlesen
beziehungsweise in ihren Stadionmagazinen zu veröffentlichen. Die
Aktivitäten im Stadion sollen von einer Fülle von Aktionen im und um
das Stadion herum begleitet werden. "Vom Selbstverständnis einer
'Graswurzelbewegung' geprägt, planen und organisieren die
Bündnispartner ihre 'Einmischungen' autonom", heißt es in der
Pressemitteilung.

Der Text, der als Stadiondurchsage verlesen werden soll, erinnert
zunächst an die Befreiung des Konzentrationsiagers Auschwitz durch die
Rote Armee vor 75 Jahren. "In Demut, Respekt und Mitgefühl gedenken
wir aller Opfer, der Überlebenden und ihrer Familien." Auch Menschen
aus der "Fußballfamilie" seien verfolgt und ermordet worden. "Statt
sie zu schützen, schlossen die Vereine ihre jüdischen und
kommunistischen Mitglieder aus. Die Schuld der Preisgabe wird
unvergessen bleiben." In besonderer Verantwortung stehe der deutsche
Fußball gegenüber den Sinti und Roma, die zu Hunderttausenden zu
Opfern der Vernichtungspolitik der Nazis wurden. "Es war der
langjährige DFB-Präsident Felix Linnemann, der vor 1945 als
SS-Standartenführer und Kripochef von Hannover unmittelbar an ihrer
brutalen Verfolgung beteiligt war."

Verpflichtet fühlen sich die Fußball-Fans der Initiative der
europäischen Friedensvision des Walther Bensemann. Der aus einer
jüdischen Familie stammende Fußballpionier, Mitbegründer des Deutschen
Fußballbunds (1900) und der Fußballzeitschrift Kicker (1920), trug
wesentlich dazu bei, dass der vorher in Deutschland verpönte Fußball
zu einem Volkssport wurde. "Mit seinem sozialen Engagement, mit seinem
mutigen Anschreiben gegen den völkischen Nationalismus, mit seiner
Forderung nach 'Vereinigten Staaten von Europa' weist er uns den Weg.
Er wusste, der Fußball kann das", so die geplante Stadiondurchsage.

Die Erinnerung an den Völkermord an den Sinti und Roma bildet einen
Schwerpunkt der diesjährigen Aktivitäten. Angesichts des wieder
zunehmenden Antiziganismus in Deutschland und bei unseren europäischen
Nachbarn sei es "das Gebot der Stunde, sich zusammen mit den
Sinti- und Roma-Freund*innen gegen dieses Übel entschieden zur Wehr zu
setzen". So lädt das Fanprojekt München zusammen mit der
Versöhnungskirche Dachau, der Flüchtlingsinitiative "Bellevue de
Monaco" und der Initiative "!Nie wieder" zu einem Gespräch mit dem
Sinto Oswald Marschall ein (30.1. um 19 Uhr, München, Bellevue de
Monaco, Müllerstraße 2-6). Dem erfolgreichen Amateurboxer verweigerte
der Deutsche Boxverband 1976, trotz seiner Spitzenleistungen, die
Teilnahme an den Olympischen Spielen. Danach gab der damals 22-Jährige
seine Karriere auf, wurde Boxtrainer und widmete sich der Förderung
von Jugendlichen aus der Minderheit und der Mehrheitsgesellschaft
durch Sport. Gleichzeitig engagierte er sich in der
Bürgerrechtsbewegung der Sinti und Roma. Heute ist er Politischer
Referent des Zentralrats Deutscher Sinti und Roma.

Auch anderswo werden "Erinnerungstage im deutschen Fußball" begangen.
In Mainz zum Beispiel sind verschiedene Aktionen im Rahmen der
"Mainzer Erinnerungswochen" (19.1.-11.2.) der Geschichte der Sinti und
Roma gewidmet. Im Fanhaus (Weisenauer Straße 15) zeigt eine
Ausstellung mit dem Titel "Abseits im eigenen Land" die Geschichte von
Sinti-und-Roma-Sportlern und die Widrigkeiten, mit denen sie zu
kämpfen hatten. Oswald Marschall spricht dort am 29. Januar im Haus
des Erinnerns, Flachsmarktstraße 36. Und für den 1. Februar ist eine
Stadionaktion vor dem Heimspiel der Mainzer gegen Bayern München in
der OPEL-Arena geplant. Nach Angaben der Allgemeinen Zeitung wird
Romani Rose, der Vorsitzende des Zentralrats Deutscher Sinti und Roma,
eine Ansprache halten. Das ganze Programm der Mainzer
Erinnerungswochen mit weiteren interessanten Veranstaltungen (darunter
Lesung und Konzert mit Esther Bejarano und der Microphone Mafia) ist
im Internet abrufbar [1].

Ob ich also demnächst doch mal ins Fußballstadion gehe? Mal sehen...
Jedenfalls werde ich mir am 1. Februar die Sportschau ansehen. Und
vorher Oswald Marschall zuhören.



[1] https://www.allgemeine-zeitung.de/fm/819/Erinnerungswochen2020.pdf
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Schickt Schiffe, schafft sichere Häfen

von Sabine Hunziker



Zwei migrationspolitische Aktionen fordern, dass die Schweiz
endlich Verantwortung übernimmt. Sie muss umgehend Massnahmen
ergreifen, damit Menschen In Seenot auf dem Mittelmeer gerettet sowie
rasch und dezentral aufgenommen werden können.


Seit über zwei Jahren behindert vor allem die italienische
Regierung die zivile Seenotrettung massiv. Unter anderem werden
Rettungsschiffe daran gehindert, sogenannte Bootsflüchtlinge an Land
zu bringen. "Tage- und wochenlang müssen Aktivist*innen und die
Geretteten im Mittelmeer ausharren - die Arbeit rund um die Seerettung
wird kriminalisiert. Frankreich, Deutschland, Spanien, Malta, Portugal
und Holland haben sich zu einer beschränkten Aufnahme von Geflüchteten
bereit erklärt - nicht aber die Schweiz.

Angesichts des täglichen "Sterbens im Mittelmeer" und auf anderen
Fluchtrouten nach Europa ist es an der Zeit, dass auch die Schweiz
mithilft, Leben zu retten, die Not der Geflüchteten zu mindern und die
Ursachen zu bekämpfen: 2018 sind laut Angaben des Hochkommissars der
Vereinten Nationen für Flüchtlinge (UNHC) mindestens 2275 Menschen
ertrunken beim Versuch; das Mittelmeer zu überqueren. 3018 Menschen
versuchten 2019, Europa von Libyen aus zu erreichen, wurden jedoch
wieder dorthin zurückgebracht. Bekannt ist, dass Menschen, die nach
Libyen zurückgeschafft werden, schwersten Menschenrechtsverletzungen
ausgesetzt sind. Libyen kennt kein Asylsystem, hat die Genfer
Flüchtlingskonvention nicht ratifiziert und befindet sich seit 2014 in
einem Bürgerkrieg.


Petition eingereicht

Um in dieser katastrophalen Situation nicht tatenlos dazustehen, sind
aktuell zwei wichtige migrationspolitische Aktionen am Start: Die
Petition "Sterben auf dem Mittelmeer stoppen!" mit über 20.000
Unterschriften wurde im Januar 2020 den Bundesbehörden überreicht. Die
Petition wurde lanciert von den Solidaritätsnetzen Schweiz, Solidarité
sans frontières sowie anderen Organisationen und zur Unterstützung der
gleichnamigen Motion von SP-Nationalrätin Mattea Meyer. Sie verlangt
vom Parlament und vom Bundesrat Massnahmen für eine rasche und
dezentrale Aufnahme von Bootsflüchtlingen in der Schweiz. Konkret soll
die Schweiz sich am Aufbau eines organisierten und finanzierten
zivilen Seenotrettungssystems beteiligen. Dabei muss sich das
Binnenland für eine gerechte Verteilung von Menschen einsetzen, die
aus Seenot gerettet werden. Mattea Meyer reichte die Motion im Mai
2019 ein. Stand der Beratung: wurde im Rat noch nicht behandelt.
Inhalt der Motion ist zusätzlich unter anderem noch die Unterstützung
von Gemeinden, die sich bereit erklären, Bootsflüchtlinge aufzunehmen.
Im August 2019 beantragte der Bundesrat eine Ablehnung Meyers Motion.
Einer der Kommentare dazu war: Die Fragen betreffend den Aufbau eines
Rettungssystems und die Weiterführung der bestehenden Operationen
werden zurzeit zwischen den europäischen Staaten diskutiert.


Menschenwürde verteidigen

"Man lässt keine Menschen ertrinken. Punkt". Das sagte Pastorin Sandra
Bils im Abschlussgottesdienst zum Deutschen Evangelischen Kirchentag
2019. In der verabschiedeten Resolution forderte die Evangelische
Kirche in Deutschland (EKD) auf: Schickt selbst ein Schiff! In Folge
ist auf Initiative der evangelischen Kirche das breite Bündnis
United4Rescue und der Trägerverein Gemeinsam Retten e.V. entstanden.
Beide vertreten ein breites gesellschaftliches Spektrum: Flüchtlings-
und Menschenrechtsorganisationen, Wohlfahrtsverbände, Unternehmen,
Gewerkschaften, Kirchen, Gemeinden, Kultureinrichtungen,
Sportverbände, Schulen und soziale Bewegungen.

Das Bündnis will auch Rettungsorganisationen unterstützen und vor
allem dort helfen, wo akut Geld für Rettungseinsätze fehlt. Die
Spendenaktion #Wirschickeneinschiff für ein Rettungsschiff, das von
Sea-Watch betrieben wird, ist eine der ersten Aktionen des Bündnisses.
Bald soll ein zusätzliches Rettungsschiff ins Mittelmeer geschickt
werden. Ziel ist es, das Schiff im Frühjahr 2020 auslaufen zu lassen.


Das Recht auf Seenotrettung

Hier in der Schweiz fordert das Netzwerk migrationscharta.ch den Rat
der Evangelisch-reformierten Kirche Schweiz (EKS) und die
Schweizerische Bischofskonferenz (SBK) in einem Brief auf, sich diesem
Bündnis anzuschliessen und so ein Zeichen der praktischen Solidarität
zu setzen. Zudem werden den Verantwortlichen in der europäischen
Staatengemeinschaft folgende Forderungen gestellt: das Recht auf
Seenotrettung als Teil des Völkerrechts und das Recht auf Leben als
Menschenrecht auch in der Praxis zu respektieren und an den Grenzen
Europas wieder umzusetzen. Forderungen wie Massnahmen gegen die
Kriminalisierung der Seenotrettung und faire Asylverfahren für
Menschen, die nach Europa fliehen, sind ebenfalls aufgelistet. Jene
Kommunen; die sich zu "Sicheren" Häfen" erklärt haben, sollen
rechtliche Möglichkeiten erhalten, zusätzliche Schutzsuchende
aufzunehmen.


Bildunterschrift der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildung der Originalpublikation:

Aktion bei der Übergabe der Petition "Sterben auf dem Mittelmeer
stoppen!": Die Namen der 35.997 Personen, die auf dem Weg nach Europa
gestorben sind, sind auf Stoffstreifen geschrieben.
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FILM/047: Der preisgekrönte Dokumentarfilm "In Search..." startet in den Kinos (KHM)


Kunsthochschule für Medien Köln - Pressemitteilung vom 3. Februar 2020

Der preisgekrönte Dokumentarfilm "In Search..." startet am 6. Februar in
den Kinos



Am kommenden Donnerstag startet der Abschlussfilm von Beryl Magoko und
Jule Katinka Cramer an der Kunsthochschule für Medien Köln in den deutschen
Kinos. Die Kinopremiere findet am 6.2., 18 Uhr, in der Kölner Filmpalette
in Anwesenheit der Filmemacherinnen statt.

Am 6. Februar, dem Internationalen Tag gegen weibliche
Genitalverstümmelung, startet der Dokumentarfilm "In Search..." (2018, 90
Min.) in den deutschen Kinos. Der Abschlussfilm von Beryl Magoko (Regie und
Buch) und Jule Katinka Cramer (Bildgestaltung) an der Kunsthochschule für
Medien Köln wurde in den letzten 15 Monaten auf über 40 Filmfestivals
weltweit präsentiert und mit insgesamt 20 Preisen ausgezeichnet "In
Search...." erzählt die persönliche Geschichte der "Beschneidung" der
Regisseurin als junges Mädchen in Kenia. Als Erwachsene erfährt sie, dass es
eine neue Operationsmethode gibt, die verspricht das zurückzugeben, was
damals verloren ging. Der Filmverleih Arsenal hat die Kinorechte des Films
erworben und ermöglicht nun einem breiteren Publikum den Film zu sehen.

Auszüge aus Jurybegründungen für "In Search ..."

"Regisseurin Beryl Magoko setzt sich mit dem Thema weiblicher
Genitalverstümmelung auseinander und nimmt den Zuschauer mit auf eine sehr
persönliche Reise in ihre eigene Geschichte. Die Jury ist beeindruckt vom
enttabuisierten Zugang, den sie zu betroffenen Frauen gefunden hat, sowie
von der Beleuchtung ihrer ganz eigenen Auseinandersetzung mit ihrem
Schicksal. "In Search..." ist ein mutiger Film, der in seiner Intensität
betroffen macht, aber gleichzeitig eine konstruktive Idee der Hoffnung
vermittelt." (Eberhard-Fechner-Preis 2019)

"Dabei ist der Titel durchaus wörtlich zu verstehen: In Form eines
filmischen Tagebuchs begleitet die extrem zurückhaltende Kamera die
Protagonistin und Regisseurin bei ihrer Suche nach Seelenfrieden,
Aufarbeitung eines niemals bewältigten Traumas und letztlich auch nach
körperlicher Wiederherstellung. (...) Dabei kommt es vor allem mit ihrer
Mutter zu bewegenden Aufeinandertreffen, in deren Verlauf das Publikum
vieles versteht über die kulturelle Verankerung der lange Zeit
unterhinterfragten Praxis der Genitalverstümmelung, ohne dass dabei das
Grauen in irgendeiner Weise beschönigt würde. Und es ist zu vermuten, dass
Magokos sehr persönlicher Zugang ihr auch viele Türen (und Herzen) anderer
betroffener Frauen geöffnet haben dürfte, die sich durch ihren Mut und ihre
Offenheit inspiriert fühlten, es der mutigen Filmemacherin gleichzutun."
(Prädikat "besonders wertvoll" der Filmbewertungsstelle Wiesbaden 2019)

"The IDFA Award for Best Student Documentary goes to an utterly tender
documentary about human persistence. A young director decides to make a
film about one of the most agonizing historical practices of our world. In
this genuine and soft-spoken exploration into unknown territory, there's
the flow that begins when women tell their stories, the healing that
happens when she listens to her body in pain and in pleasure; and the magic
that changes worlds when women decide to take back what was taken from
them: in this case, their right to experience bodily pleasure. May we all
tap into and spread the courage Beryl Magoko had while In Search!" (IDFA
Amsterdam 2018)

"In Search ..." (2018, Dokumentarfilm, 90 Min.) Regie und Buch: Beryl
Magoko; Bildgestaltung: Jule Katinka Cramer; Schnitt: Fani Schoinopoulou
BFS; Sounddesign und Mischung: Tim Elzer; Ton: Malin Schmid, Johannes von
Barsewisch; Betreuung: Prof. Sophie Maintigneux, Prof. Katrin Schlösser,
Prof. Karin Michalski; Produktion: Kunsthochschule für Medien Köln;
Förderung: Film- und Medienstiftung NRW; Weltvertrieb: Rushlake Media Köln;
Kinoverleih: Arsenal Filmverleih

Beryl Magoko wurde 1984 in Kenia geboren und studierte an der Kampala
Universität in Uganda. Ihr Abschlussfilm "The Cut" (2012) erhielt
zahlreiche internationale Auszeichnungen. Von 2014 bis 2018 studierte sie
als Postgraduierte an der Kunsthochschule für Medien Köln (KHM).

Jule Katinka Cramer wurde 1979 in Hamburg geboren. Sie absolvierte eine
Ausbildung zur Filmemacherin an der ZeLIG Schule für Dokumentarfilm in
Bozen. Im Anschluss war sie für verschiedene Kino- und Fernsehproduktionen
tätig, u.a. bei Tamara Trampe, Johann Feindt und Annekatrin Hendel. Von
2014 bis 2017 absolvierte sie ein Postgraduiertenstudium an der KHM mit
Schwerpunkt Bildgestaltung.

Auszeichnungen für "In Search..." von Beryl Magoko und Jule Katinka Cramer:
Publikumspreis Leipziger Ring 2018 für einen hervorragenden Dokumentarfilm
über Menschenrechte, Demokratie oder bürgerschaftliches Engagement, DOK
Leipzig - Internationales Festival für Dokumentar- und Animationsfilm 2018
Best Student Documentary 2018, IDFA International Documentary Film Festival
Amsterdam 2018

Prädikat "besonders wertvoll", Filmbewertungsstelle Wiesbaden (FBW), FBW
Filmbewertungsstelle Wiesbaden

Publikumspreis, Internationales Frauenfilmfestival Dortmund | Köln 2019
Eberhard-Fechner-Preis 2019 für den besten Abschlussfilm in der Kategorie
Dokumentarfilm, Studio Hamburg Nachwuchspreis 2019

New Talent Award, Docs Barcelona 20109

STZ Leserjury-Preis 2019, Deutscher Dokumentarfilmpreis beim SWR Doku
Festival, Stuttgart 2019

Nestor Almendros Award for courage in filmmaking, Human Rights Watch Film
Festival New York 2019

Nominierung First Steps Awards 2019, in der Kategorie der langen
Dokumentarfilme, First Steps Awards 2019 - Der Deutsche Nachwuchspreis
megaherz Student Award 2019, DOK.fest, Internationales
Dokumentarfilmfestival München 2019 Student Award

Preis für den besten Dokumentarfilm 2019, Filmfest Biberach 2019

Publikumspreis (SI Star-Award), FILMZ - Festival des deutschen Kinos, Mainz
2019

Best Documentary 2019, AFRFF 2019 - Africa Film Festival Lagos 2019,
Nigeria 

Grand Prize 2019, AFIFDOK - International Festival of Documentary Film
2019, Khouribga, Marroko

Menção Honrosa, Panorama Internacional Coisa de Cinema 2019, Salvador,
Cachoeira, Bahia, Brasilien

Audience Award, Bester Dokumentarfilm 2019, Muestra Internacional de Cine
de Zaragoza realizado por Mujeres 2019

Grand Prix Du Documentaire ALLIANCE CINÉ CARAÏBES 2019, Festival
International du Film des Droits de l'Homme 0de Guadeloupe 2019

Grand Prix 2019 - Compétition films documentaire , Festival International
du Film de Femmes de Salé 2019, Marokko

Großer Kunstpreis der Freunde der KHM 2018 (Beryl Magoko)

Förderpreis für junge Künstlerinnen und Künstler des Landes NRW 2018 (Beryl
Magoko)

 * 

Quelle:

Kunsthochschule für Medien Köln 

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 

Peter-Welter-Platz 2, 50676 Köln

Telefon: +49 221 - 20189 - 0

E-Mail: presse@khm.de

Internet: https://www.khm.de
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FORSCHUNG/158: Friedrich Knilli, der Begründer der Medienwissenschaft in Deutschland wird 90 - eine Würdigung (idw)


Technische Universität Berlin - 04.02.2020

TU Berlin: Friedrich Knilli zum 90. Geburtstag

"Kultur ist das, was wir leben"

Friedrich Knilli, der Begründer der Medienwissenschaft in Deutschland wird
90 - eine Würdigung



Am 14. Februar 2020 wird Prof. em. Dr. Friedrich Knilli, einer der
Begründer der Medienwissenschaft in Deutschland, 90 Jahre alt. Der
gebürtige Österreicher leitete von 1972 bis 1998 das Fachgebiet Allgemeine
Literaturwissenschaft, Schwerpunkt Medienwissenschaft, an der TU Berlin
und gründete hier den Hauptstudiengang "Diplom-Medienberatung". In seiner
Forschung fokussierte er sich seit Mitte der Siebzigerjahre auf die
Darstellung der Juden in den Medien. Der breiten Öffentlichkeit wurde er
durch zahlreiche Bücher, Hörspiele, Filme und Dokumentationen zum Thema
bekannt. Große Aufmerksamkeit erregte er insbesondere mit der Biografie
"Ich war Jud Süß" über Ferdinand Marian, Hauptdarsteller in dem
antisemitischen Propagandafilm "Jud Süß" von 1940.

Eine Würdigung von einem Wegbegleiter, Prof. Dr. Siegfried
Zielinski:

"Verwundert oder gar schockiert stehen heute Viele vor einer Welt, die
wesentlich durch die neuen Medien bestimmt wird. Im Sekundentakt werden
Millionen von Bildern, Tönen und Texten durch die weltumspannenden Netze
der Kommunikation gejagt, die globalen Player des Internets lesen uns
jeden Kaufwunsch an den Fingerspitzen ab, mit denen wir Tasten und
Bildschirme der mobilen Zeitmaschinen bedienen, die uns Tag und Nacht
begleiten. Friedrich Knilli haben wir es wesentlich zu verdanken, dass man
in Berlin bereits vor mehr als einem halben Jahrhundert damit begann, die
Medien systematisch zu erforschen und ihren kritischen Gebrauch zu
unterrichten.

Die neuen Medien sind nicht am Ende des 20. oder gar erst am Beginn des
21. Jahrhunderts mit der Ankunft des Internets als Massenmedium erfunden
worden. Sie haben eine weit längere Geschichte. Das gilt auch für ihr
Studium, für die kritische Auseinandersetzung mit ihnen. Keimzelle einer
neuen Theorie und Praxis in der Erforschung neuer Medien war das 1961
gegründete Institut für Sprache im Technischen Zeitalter an der
Technischen Universität Berlin. Zu seiner Unterstützung holte dessen
Gründer Walter Höllerer 1962 den jungen Friedrich Knilli aus Graz an die
Spree. Wenige Jahre später etablierte der studierte Maschinenbauer,
Psychologe und frühe Radioexperte aus Österreich die erste
medienwissenschaftliche Abteilung an einer deutschen Universität. Für
lange Zeit war es das einzige Institut in Deutschland mit einer dezidiert
medienwissenschaftlichen Ausrichtung.

Der Groschenheft-Autor war an der TU Berlin ebenso willkommen wie der
Arbeiterschriftsteller, der DDR-Dramatiker und die polnische
Theaterlegende

Bei Friedrich Knilli an der TU Berlin zu studieren, war ein großartiges
Abenteuer, aber auch eine Herausforderung. Hier konnte man Töne hören und
Bilder sehen, die im Übrigen akademischen Kontext als verpönt galten.
Kultur ist das, was wir leben und was unser Leben bestimmt - das war sein
Motto. Wir analysierten politische Fernsehsendungen wie den sonntäglichen
Journalistenstammtisch "Internationaler Frühschoppen", Werbeclips für
Fischstäbchen oder Maggi ebenso wie brutale Italo-Western, Kino-Krimis der
Schwarzen Serie, kommerzielle pornografische Filme oder gedrucktes und
audiovisuelles Propagandamaterial der Nazis. Der Autor der Groschenhefte
mit dem Superhelden Jerry Cotton, Heinz Werner Höber, war an der TU Berlin
der 1970er Jahre ebenso willkommener Gast wie der Arbeiter-Schriftsteller
Max von der Grün, der Dramatiker mit besonderem DDR-Reisepass Heiner
Müller oder die polnische Theaterlegende Andrzej Wirth.

Ähnlich wie man heute für die schnellen telematischen Medien deren
Einmaleins lernen muss, um sie sinnvoll nutzen zu können, lehrten
Friedrich Knilli und sein kleines Team an der TU Berlin ein neues ABC für
den Umgang mit audiovisuellen Medien. Die erste Einführung in die Film-
und Fernsehanalyse von Friedrich Knilli und seinem Assistenten Erwin Reiss
wurde 1971 veröffentlicht. Noch im selben Jahr folgte die erste Semiotik
des Films mit Beiträgen des jungen Umberto Eco, Pier Paolo Pasolinis und
Kenneth C. Knowltons, der 1963 bereits eine Methode entwickelt hatte, mit
Hilfe eines Computers Film-Animationen herzustellen.

Adolf-Grimme-Preis und wichtigste Anlaufstelle für die junge
akademische Medienszene in Deutschland

Für das Buch zu der Fernsehdokumentation "Auf, Sozialisten, schließt die
Reihen! - Deutsches Arbeitertheater 1867-1918" wurde Friedrich Knilli 1971
mit dem Adolf-Grimme-Preis ausgezeichnet. Er avancierte zum Star und zur
wichtigsten Anlaufstelle für die noch ganz junge akademische Medienszene
in Deutschland. Er wurde "Unser Marshall McLuhan", der, im Gegensatz zu
dem kanadischen Super-Star der Medientheorie Herbert Marshall McLuhan,
auch noch über spannende Anschlüsse an die Kritische Theorie verfügte, an
Theodor W. Adorno und Max Horkheimer, an Bertolt Brecht oder Walter
Benjamin.

Friedrich Knilli wurde zu Vorträgen in die USA eingeladen, die Verlage
rissen sich um die Veröffentlichung seiner Ideen. Hanser druckte 1973
nicht nur die "Neuen Ansichten einer künftigen Germanistik", in denen
Friedrich Knilli neben Hans-Magnus Enzensberger, Gert Mattenklott und dem
jungen Peter Sloterdijk seine Positionen zum Verhältnis von Massenmedien
und Literaturwissenschaft vorstellte. 1974 veröffentliche der Verlag in
seiner legendären gelben Reihe auch das erste überaus kritische
Medienmagazin in Buchform mit dem provokanten Untertitel "Im deutschen
Reich der Zwerge, Riesen und Schutzengel. Mythen von Kirche und Kapital",
das Friedrich Knilli mit seinem Team herausgab.

Curricula zur Medienberatung, Auseinandersetzung mit der
NS-Filmproduktion und fiktive Autobiografie "Ich war Jud Süß"

Parallel zur Ausarbeitung von Curricula zur "Kultur- und
Technikvermittlung", zur "Medienberatung" und zur Etablierung einer jungen
Forschungsszene mit den Medien im Zentrum installierte Friedrich Knilli in
den folgenden Jahren zwei Schwerpunkte an der TU Berlin. Wiederum völlig
einmalig befasste er sich mit der Verbesserung von technischen
Dokumentationen als neuer und künftig immer wichtiger werdender Form der
Textkommunikation. Und er begann seine jahrzehntelange Forschung zur
Analyse der Kulturindustrie der deutschen Nazis, die für ihn immer wieder
in der Auseinandersetzung mit "Jud Süß" (1942), dem antisemitischen
Paradestück der NS-Filmproduktion, kulminierte. Schließlich schlüpfte er
sogar in die Rolle des Hauptdarstellers von Veit Harlans
berühmt-berüchtigtem Film und schrieb dessen fiktive Autobiografie - "Ich
war Jud Süß - Die Geschichte des Ferdinand Marian", die der Henschel-Verlag
2000 und 2010 veröffentlichte.

Wie die Nazis die Köpfe und Herzen der Menschen eroberten, die sie
unterstützten, vor allem wie Künstlerinnen und Künstler sich in den Dienst
der NS-Mordfabrik stellen und einfach mitmachen konnten - diese drängenden
Fragen lassen Friedrich Knilli bis heute nicht los. Bei dieser radikalen
Aufarbeitung macht er auch vor der eigenen Familiengeschichte nicht halt.
"Höllenfahrt" heißt das Hörspiel über den "Aufstieg und Fall des
Herrenschneiders Josef Knilli in Graz", das er 2018 für das Radio
inszenierte und mit zahlreichen anderen Medien begleitete. Mit diesem
Medienexperiment knüpft der Begründer der deutschen Medienwissenschaft 60
Jahre nach seiner legendären Kritik am "Deutschen Schallspiel" nicht nur
an seine alte Zuneigung zum Radio wieder an. Er unterstreicht auch noch
einmal, wie wichtig für ihn die Wechselwirkung von Medientheorie und
Medienpraxis immer gewesen ist. Kritisches Denken und Machen durchdringen
einander. Der Stoff der Höllenfahrt soll nun zur Vorlage für ein
Fernsehspiel werden. Friedrich Knilli hat noch viel vor."

Prof. Dr. Siegfried Zielinski, Berlin, Januar 2020




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin, 04.02.2020

WWW: http://idw-online.de
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FORSCHUNG/157: Rar sein genügt nicht - Wann können Vinyl-Schätze wertvoll werden? (idw)


FernUniversität in Hagen - 03.02.2020

Rar sein genügt nicht: Wann können Vinyl-Schätze wertvoll werden?



Die lange totgesagte Schallplatte dreht sich immer noch, gelegentlich zu
extrem hohen Preisen. Bedingungen hierfür erforschte Hendrik Sonnabend von
der FernUniversität.

Sie haben in der Mitte ein Loch, sie sind rund mit Durchmessern von sieben
bis zwölf Zoll, flach, meistens schwarz und aus Polyvinylchlorid (PVC)
hergestellt. Daher nennen Fans die Schallplatte gern "Vinyl". Waren
Langspielplatten (LPs) zu D-Mark-Zeiten in der Regel für 15 bis 30 Mark
erhältlich, zahlen Liebhaber für sehr seltene Exemplare heute durchaus
drei- und vierstellige Euro-Beträge. 2018 brachte ein "Black Album" von
Prince (gestorben 2016) aus 1987 sogar 27.500 US-Dollar ein. Die
Voraussetzungen für solche Steigerungen erforschte Dr. Hendrik Sonnabend
von der FernUniversität in Hagen.

Der Wissenschaftliche Mitarbeiter am Lehrstuhl für Volkswirtschaftslehre,
insbesondere Wirtschaftspolitik (Prof. Dr. Joachim Grosser) untersuchte
mit einem britischen Kollegen in einer wissenschaftlichen Studie, wie sich
Seltenheit auf die Preise von ungewöhnlich teuren Sammlerstücken auswirkt.
Auf einer einschlägigen Online-Plattform sammelten sie Daten zu den
teuersten Verkäufen eines Monats.

Die empirische Analyse ergab, dass bei einem um ein Prozent verminderten
Angebot der Preis um etwa 16 Prozent steigt. Das Alter der Aufnahme spielt
dagegen kaum eine Rolle. Bei den teuersten Alben ("Superstars") wirken die
Effekte sehr viel stärker: "Wenn das Angebot im allerhöchsten Bereich um
ein Prozent abnimmt, steigt der Preis um ein Drittel!" Aufnahmen von
Künstlerinnen und Künstlern, die auf der Wikipedia-Bestsellerliste (List
of best-selling music artists) stehen, sind im Durchschnitt 15 Prozent
teurer als z.B. Black-Metal-Scheiben von Bands, die weniger populär sind.
Der Eintrag eines Albums dort bringt nur vier Prozent. Genre-bedingte
Unterschiede fanden sich nicht.

Warum wird eine Platte wertvoll?

Angeregt zu der Untersuchung wurde Sonnabend von der Meldung zum 
"Black-Album"-Verkauf. "Als Ökonom fragte ich mich: Warum passiert das? Wie
funktionieren Sammelmärkte? Welche Charakteristiken sind für das Erzeugen
solcher Preise relevant? Woran erkennt man, ob eine Schallplatte wertvoll
werden könnte?"

Sonnabend und Prof. Dr. Samuel Cameron von der University of Bradford
werteten Daten für ihre gemeinsame Studie "Pricing the Groove: Hedonic
equation estimates for rare vinyl records" aus (zu übersetzen etwa mit
"Schätzungen hedonischer Preisgleichungen für seltene Schallplatten")
Dabei werden Produkteigenschaften berücksichtigt. Sonnabend: "In der
Regressionsanalyse ermitteln wir also den Einfluss dieser
Qualitätsmerkmale auf den Preis." Die Daten hierfür fanden sie bei
"Discogs", einer der größten Online-Plattformen für gebrauchte Platten.

Türkis statt Rot macht den Unterschied

Je geringer die Stückzahlen der Platten sind und je populärer die oder der
Künstler, desto eher ist ein Preisanstieg zu erwarten. Jedoch nur bei
einer entsprechenden Nachfrage. "Interessant sind vor allem Erstauflagen
sehr populärer Alben, die in geringer Stückzahl produziert wurden, etwa
weil man sich des Erfolgs nicht sicher war", erläutert Sonnabend. "Das
Led-Zeppelin-Debütalbum mit türkisfarbenen Schriftzug von 1969 z.B. ist
eine 'Blaue Mauritius' unter den Schallplatten und 1.000 bis 1.500 Euro
wert, die offizielle Nachpressung mit roter Schrift 15 bis 30 Euro."

"Tolle Story" treibt Preis

Viel extremer war die Wertsteigerung beim komplett schwarzen Prince-Album,
von dem nur wenige legal produzierte Debüt-Exemplare existieren. Zu einer
Art "Bordeaux-Brief mit Roter und Blauer Mauritius" könnte das Album durch
eine (aus Marketingsicht) "tolle Story" geworden sein. Kurz vor der
Veröffentlichung habe Prince ein spirituelles Erlebnis gehabt, bei dem
Gott ihm sagte, das Album sei "evil", also böse oder sündig. Daher ließ
Prince 1987 die ganze Produktion von 500.000 LPs und CDs auf eigene Kosten
vernichten, nur ganz wenige blieben übrig (später wurden 250.000 Bootlegs
- Platten ohne Autorisierung des Rechteinhabers Prince - nachgepresst).
Die 2018 verkaufte "legale" Platte soll von einem Firmenmitarbeiter 1987
gerettet und in seinem Nachlass gefunden worden sein.

Bekanntheit der Künstler

Ein wichtiger Nachfragefaktor sind Bekanntheit und Bedeutung der
Künstlerin, des Künstlers oder der Band bzw. des Albums. In den
untersuchten Daten kommen aber nicht nur allgemein bekannte Künstlerinnen
und Künstler - wie Elvis Presley, Beatles oder Johnny Cash - häufig vor.
Auch Künstlerinnen und Künstler, die nur in einem oft sehr schmalen
Musikbereich wie den verschiedenen Ausformungen von Punk oder Jazz eine
wichtige Rolle spielen, können hohe Preise erzielen.

So wird die Extended-Play-Platte "Aske" ("Asche") der norwegischen
Black-Metal-Band Burzum ebenfalls hoch gehandelt. Pikant daran ist: Der
Burzum-Gründer wurde verdächtigt, eine Kirche in Brand gesetzt und sie dann
für das Plattencover fotografiert zu haben, dem ein Feuerzeug beigelegt
war. Ein Signal für die Metall-Szene, der mehrere Kirchen-Brände in
Norwegen zugeschrieben wurden? "Das Album hat in seiner Nische eine enorme
Bedeutung", erläutert Sonnabend.

Eine weitere Voraussetzung für sehr hohe Preise ist ein perfekter Zustand
von Platte und Cover. Schon mit einem winzigen Fehler ist er nur noch
"sehr gut" - der Preis ist es nicht mehr. Freuen kann sich, wer noch eine
in der originalen Folie verschweißte Rarität besitzt.

Wertsteigerungen sind oft auch für Fehl- oder Demo-Pressungen (die z.B.
nur für Rundfunkanstalten gedacht waren) zu erwarten. Ebenfalls
"preissteigernd" wirken viele Informationen im Internet zu den
Künstlerinnen und Künstlern bzw. zu der Platte.

Aufnahmen aus Regionen, die generell in der Musik weniger stark vertreten
sind - wie Afrika -, sind erheblich billiger, stellten die beiden
Wissenschaftler fest. Auch Kassetten, Sticks und andere Formate können
ebenfalls teuer werden, sind aber ungewöhnliche Sammelobjekte.

Seltenes kann vielfältigen Nutzen bringen

Warum sind Menschen bereit, für Platten viel Geld auszugeben, wo es doch
die Musik als solche in bester Qualität viel billiger gibt? Für den
Musikgenuss? Als Investition?

Musikgenuss

Wer ein nie abgespieltes Exemplar besitzt, dem könnte eine große Freude
entgehen: "Das Spannende an audiophilen Raritäten ist, dass der Nutzen,
den man aus dem 'Gut Schallplatte' zieht, zerlegt werden kann." Sagt
Hendrik Sonnabend als Ökonom. Nichtsammler bzw. Nichtsammlerinnen könnten
sich an der Musik und an der Haptik von Platte und Cover sowie dem ruhigen
Abspielen erfreuen.

Sammelleidenschaft

Für Sammler bzw. Sammlerinnen könnte der Nutzen aus der Komplettierung
ihrer Sammlung, der Befriedigung ihrer Sammelleidenschaft, dem Gefühl der
Exklusivität oder einer besseren Positionierung in der Community
Gleichgesonnener durch ein seltenes Stück bestehen. Auch Nostalgie kann
ein treibendes Element sein, selbst in den untersuchten hohen
Preisregionen.

Investition

Und dann gibt es noch diejenigen, die sich Wertsteigerungen erhoffen:
"Freunde von mir sammeln Schallplatten, sie kaufen auch strategisch", so
Hendrik Sonnabend, "eine Platte zum Hören, eine als spekulative Anlage."

Sie dürfen sich freuen: Generell gilt, dass die Preise steigen.



Originalpublikation:

https://www.researchgate.net/publication/336923221_Pricing_the_Groove_Hedonic_equation_estimates_for_rare_vinyl_records/link/5dbaf6ce4585151435d7f803/download

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution151

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

FernUniversität in Hagen, 03.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/1052: Neuer SÜDWIND-Blog zu EU und Afrika online (Südwind e.V.)


SÜDWIND e.V. - Institut für Ökonomie und Ökumene

Pressemitteilung vom 4. Februar 2020

Neuer EU-Afrika-Blog von SÜDWIND. Ab heute online!



Die deutsche EU-Ratspräsidentschaft ab Juli 2020, ein Nachfolge-Abkommen
für das auslaufende Cotonou-Abkommen und die scheinbar ewige Frage nach
einer "gemeinsamen europäischen Lösung" im Umgang mit Migration und Flucht.
In vielerlei Hinsicht werden die Karten der EU-Afrika-Beziehungen 2020 neu
gemischt. SÜDWIND möchte mit einem neuen Online-Angebot zu einem
differenzierteren Bild und zu einer stärkeren Berücksichtigung der
Interessen der afrikanischen Partner*innen durch die EU-Politik
beitragen.

Bonn - "Für die Europäische Union ist der afrikanische Kontinent von
strategischer Bedeutung. Afrika und Europa sind unmittelbare Nachbarn, die
durch eine gemeinsame Geschichte verbunden sind, durch Kolonisierung und
wirtschaftliche Ausbeutung, aber auch durch einen starken kulturellen
Austausch", so Irene Knoke vom SÜDWIND-Institut zur Motivation des neuen
Blogs. "Die EU preist sich gerne als 'größter Geber' Afrikas, ist aber über
die Handelspolitik bislang auch ein großer Profiteur des Rohstoffreichtums
auf unserem Nachbarkontinent", so Knoke weiter.

Ziel des EU-Afrika-Blogs von SÜDWIND ist es, die EU-Politik gegenüber
Afrika konstruktiv-kritisch zu begleiten, gängige Stereotype aufzuweichen
und das Wissen über Afrika und seine 54 Länder zu erweitern. Ausführliche
Hintergrundartikel, ein Glossar, das auch für Neueinsteiger*innen eine
Hilfe im Fachsprech-Dschungel bietet, sowie Blogbeiträge informieren über
und diskutieren zentrale Themen der EU-Afrika-Beziehungen.

Die Seite startet mit zwei Blog-Beiträgen: Der erste beschäftigt sich mit
dem aktuell auslaufenden Cotonou-Abkommen und den Herausforderungen für die
künftigen Beziehungen zwischen der EU und afrikanischen Staaten. "Aus Sicht
zivilgesellschaftlicher Organisationen sollte die Agenda 2030 den
Referenzrahmen für die Neuausrichtung der Beziehungen bilden. Klimawandel,
nachhaltige Entwicklung und Handel sind wichtige Ansatzpunkte für eine neue
Agenda, die nicht auf Kosten einer kurzfristigen Migrations- und
Sicherheitspolitik vernachlässigt werden sollten", so Dr. Pedro Morazán von
SÜDWIND, Autor des ersten Blogbeitrags.

Ein weiterer Blogbeitrag beschäftigt sich mit dem Rückzug Europas aus der
Seenotrettung. "Angesichts der dramatischen Situation an den Außengrenzen,
insbesondere auf dem Mittelmeer, kann man nur von einem Scheitern der EU
sprechen und dankbar sein für die vielen privaten Initiativen zur
Seenotrettung", so die Autorin Dr. Sabine Ferenschild, wissenschaftliche
Mitarbeiterin bei SÜDWIND.

Zukünftige Beiträge werden auch die Arbeit von SÜDWIND zur Nachhaltigkeit
in globalen Wertschöpfungsketten widerspiegeln. Hier spielen vor allem
Themen wie existenzsichernde Einkommen für afrikanische Farmer*innen,
menschenwürdige Arbeit, die Integration afrikanischer Produkte in regionale
und globale Wertschöpfungsketten, aber auch (post-)koloniale Macht- und
Marktstrukturen eine Rolle.

Zum Blog

Seit fast 30 Jahren engagiert sich SÜDWIND für wirtschaftliche, soziale und
ökologische Gerechtigkeit weltweit. Anhand von konkreten Beispielen zu
Missständen decken wir ungerechte Strukturen auf. Dabei verbinden wir
unsere Recherchen mit entwicklungspolitischer Bildungs-und
Öffentlichkeitsarbeit und tragen Forderungen in Kampagnen, Gesellschaft,
Unternehmen und Politik. SÜDWIND arbeitet gemeinnützig und unabhängig.
Finanziert wird SÜDWIND aus Zuschüssen, Einnahmen aus Auftragstätigkeiten
sowie Mitgliedsbeiträgen und Spenden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Februar 2020

SÜDWIND e.V. - Institut für Ökonomie und Ökumene

Kaiserstraße 201, 53113 Bonn

Telefon: +49 (0)228-763698-0, Fax: +49 (0)228-763698-22

E-Mail: info(at)suedwind-institut.de

Internet: www.suedwind-institut.de
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HÖRSPIEL/2042: Deutschlandfunk Kultur - ~NOWWWWWWWWWWWWWWWW~ von Thomas Wagensommerer, 7.2.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

~NOWWWWWWWWWWWWWWWW~

Von Thomas Wagensommerer

ORF/Deutschlandfunk Kultur/DISK-CTM 2020/ca. 54'30

(Ursendung)

Klangkunst

Freitag, 7. Februar 2020, 0.05 - 1.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Diese Radiokomposition dauert ein Jahr. Rund um die Uhr ist der
Klangstrom online hörbar. Seine Keimzelle ist ein Sample von fünf
Sekunden: Das Wort "now" aus dem Popsong "It's All Coming Back To Me
Now" von Celine Dion. Dieses Stückchen Gegenwart zieht der Komponist
Thomas Wagensommerer künstlich in die Länge. Dabei hören wir nicht nur
die Mikrostrukturen des Klangs, sondern auch das Arbeiten des
Rechners, der ihn abspielt. Dies ist die erste Ausgabe der neuen Reihe
KONTINUUM von Deutschlandfunk Kultur, ORF und CTM-Festival. Jährlich
entsteht dafür eine neue generative Komposition.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 28. Januar 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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HÖRSPIEL/2041: Deutschlandfunk - Ab April 2020 wird der "Mitternachtskrimi" von "Blue Crime" abgelöst (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 4.2.2020

Ab April im Deutschlandfunk

"Blue Crime" löst "Mitternachtskrimi" ab

Neues Sendeformat für Krimifans



Ab dem 4. April 2020 ändert sich das Programmangebot in der Radionacht
von Freitag auf Samstag ab 00.05 Uhr. Das neue Format "Blue Crime"
präsentiert Kriminalhörspiele, Dokus und Gespräche über
Verbrechensgeschichte und Kriminelles.

Die Sendungen behandeln wahre Verbrechen, ganz gleich, ob sie als
kriminelle Fiktion, als Tatsachenbericht über wahre Fälle oder als
Gerichtsreportagen fürs Radio aufbereitet sind. Das Erzählen als Serie
wird dabei eine wichtige Rolle spielen. Auch internationale Dokus
werden in Originalsprache gesendet, begleitet von Informationen
online.

Seit Januar 1968 ist die Nacht von Freitag auf Samstag im
Deutschlandfunk eine feste Adresse für Krimifans. Im
"Mitternachtskrimi" fanden dort Woche für Woche Kriminalhörspiele
statt. Mehr als fünf Jahrzehnte präsentierte Deutschlandfunk auf
diesem Sendeplatz ausgewählte Produktionen aus den Archiven des
deutschsprachigen Hörspiels. Mit dem überarbeiteten Format wagt der
Deutschlandfunk nun etwas Neues.

Ein Team von Moderatorinnen und Moderatoren wird die neue Sendung
"Blue Crime" gestalten. In den ersten vier Sendungen im April 2020
werden dokumentarische und literarische Gerichtsreportagen vor dem
Mikro verhandelt. Im Mai folgt die britische Doku-Serie "The Puppet
Master" über Ränkespiele in der internationalen Politik, ausgezeichnet
mit dem Prix Europa 2019.

Sendehinweis (ab 4. April):

Deutschlandfunk

Blue Crime

Samstags 00.05 Uhr

www.deutschlandfunk.de

www.hoerspielundfeature.de

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MELDUNG/2020: BAYERN 3 - Publikumsaktion #NichtWurscht. Themen, die Bayern bewegen, ab 6.2.2020 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 4. Februar 2020

Publikumsaktion #NichtWurscht: Themen, die Bayern bewegen

Trimediales Projekt von BAYERN 3 und der Abendschau



Verlangen wir zu viel von unseren Kindern? Dürfen wir in Zeiten des
Klimawandels noch Ski fahren? Sind unsere Lebensmittel zu billig? Was
regt die Menschen in Bayern auf? Welche Themen sind eben "nicht
wurscht"? Im Rahmen der gleichnamigen neuen Publikumsaktion von BAYERN
3 und der "Abendschau" sind BAYERN 3-Moderatorin Kadda Gehret und die
Korrespondentinnen und Korrespondenten des BR in ganz Bayern unterwegs
und diskutieren mit den Menschen vor Ort.

Start ist am Donnerstag, 6. Februar 2020, in Aschaffenburg. Danach
findet die Aktion wöchentlich in unterschiedlichen Regionen des
Freistaats statt und wird im Programm von BAYERN 3 und in der
Abendschau im BR Fernsehen begleitet.

"#NichtWurscht" ist ein trimediales Projekt von BAYERN 3 mit den
Korrespondentinnen und Korrespondenten des Bayerischen Rundfunks und
der "Abendschau" im BR Fernsehen. Die Idee: Das Publikum entscheidet
über die Inhalte von "#NichtWurscht". Jeder kann sein Anliegen zum
Thema für ganz Bayern machen und es unter bayern3.de/nicht-wurscht
hochladen. Diskutiert werden kann es dann im Netz, im Radio, im
Fernsehen oder direkt vor der eigenen Haustür.

BAYERN 3-Moderatorin Kadda Gehret ist immer dabei: "Als Kind war ich
total begeistert, wenn der lokale Radiosender die aktuelle Temperatur
in unserem kleinen Dorf durchgegeben hat. Weil ich wusste, wie schön
es sich anfühlt, wenn sich der Lieblingssender für den eigenen Ort
interessiert, war es mir als Moderatorin auch immer wichtig zu wissen,
wo die Hörer herkommen. Für 'Nicht Wurscht' in BAYERN 3 rede ich mit
den Leuten darüber, was sie wirklich beschäftigt - auf Augenhöhe - und
zwar wortwörtlich, nämlich daheim bei ihnen vor Ort."

Mit Kadda Gehret ist jede Woche einer oder eine der über 54
Regional-Korrespondentinnen und -Korrespondenten des Bayerischen
Rundfunks vor Ort. Diese sind in ganz Bayern zuhause, vom Untermain
bis in den Chiemgau, von Lindau bis nach Marktredwitz, und kennen
genau das Lebensgefühl der Menschen ihrer Heimat. Gemeinsam sprechen
sie mit den Leuten über deren "Nicht-Wurscht"-Thema: nah unverstellt,
mittendrin.


Die Aktion im Hörfunk, im Fernsehen und online

"#NichtWurscht" läuft werktags in der BAYERN 3-Sendung "Mensch,
Bayern!" von 19 bis 21 Uhr - Aktionstag vor Ort ist jeweils am
Donnerstag, immer in einer anderen Region. Auch die Abendschau im BR
Fernsehen (werktags von 18.00 bis 18.30 Uhr) begleitet "#NichtWurscht"
immer donnerstags mit Geschichten vom "Aktionstag" und gelegentlich
mit Vorberichten. Online kann man sich unter bayern3.de/nicht-wurscht
oder dem Facebook-Kanal von BAYERN 3 an der Aktion beteiligen.


#NichtWurscht - am Donnerstag, 6. Februar 2020, ab 13.15
Uhr in Aschaffenburg

Start ist diese Woche in Unterfranken. "Sind unsere Kinder
überfordert? Ist uns das wurscht?" Darüber diskutieren am Donnerstag,
6. Februar, die Aschaffenburger BR-Korrespondentin Katrin Küx und
BAYERN 3-Moderatorin Kadda Gehret mit den Menschen ab 13.15 Uhr im
Herzen der Innenstadt am Eingang der City Galerie im Park Schöntal. In
einer Nachbarkommune (Sulzbach am Main) gibt es eine Grundschule, in
der die Kinder bereits zweisprachig unterrichtet werden - tolles
Angebot oder zu viel?

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 4. Februar 2020

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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PREIS/354: "Die Toten haben zu tun" Hörspiel des Monats (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 5.2.2020

Hörspiel des Monats

"Die Toten haben zu tun"

Deutschlandfunk-Produktion von Akademie der Darstellenden Künste
ausgezeichnet



Das vom Deutschlandfunk produzierte Originalhörspiel "Die Toten haben
zu tun " der Autoren Mudar Alhaggi und Wael Kadour, aus dem Arabischen
übersetzt von Larissa Bender, ist von der Deutschen Akademie der
Darstellenden Künste zum Hörspiel des Monats Januar 2020 gewählt
worden.

In dem Hörspiel wird die Geschichte des im politischen Asyl
befindlichen Syrers Taha und seiner Freundschaft zu der Deutschen Mira
erzählt. Diese Freundschaft entwickelt sich im Laufe der Geschichte
"zunehmend zu einer Beziehung auf Augenhöhe und die anfängliche
Rollenverteilung stellt sich als trügerisch heraus." Der Jury zufolge
zeichne insbesondere die Verbindung ästhetischer Qualität und
gesellschaftlicher Relevanz das Hörspiel aus. Es lasse "diejenigen
selbst zu Wort kommen, die in Deutschland und Europa derzeit meist nur
Objekt von Debatten sind: Wie ihr Protagonist Taha leben auch die
beiden aus Syrien stammenden Autoren in Berlin und Paris im
politischen Exil." Das Hörspiel thematisiere nicht nur "die Traumata
der Überlebenden und deren Schuldgefühle", sondern hinterfrage in
seiner Verknüpfung verschiedener Erzählformen auch "feinsinnig die
Kategorien von Heldentum und Feigheit, Stärke und Schwäche".

In Erik Altorfers Inszenierung sprechen Rami Khalaf, Yvon Jansen und
Sebastian Rudolph. Martin Schütz komponierte die Musik für das Stück.
Die technische Realisation lag in den Händen von Oliver Dannert,
Daniel Dietmann und Hendrik Manook. Regieassistenz: Hanna Steger,
Dramaturgie und Redaktion: Sabine Küchler

Die Deutsche Akademie der Darstellenden Künste in Frankfurt am Main
zeichnet jeden Monat ein Hörspiel aus den Produktionen der
ARD-Anstalten aus. Die Entscheidung über das "Hörspiel des Monats"
trifft eine Jury, die jeweils für ein Jahr unter der Schirmherrschaft
einer ARD-Anstalt arbeitet.

Sendehinweis:

Samstag, 4. April 2020, 20.05 Uhr im Deutschlandfunk

Weitere Infos:

deutschlandfunk.de

hoerspielundfeature.de

darstellendekuenste.de (Deutsche Akademie der Darstellenden Künste)

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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THEMENREIHE/371: Deutschlandfunk - Kultur postkolonial, 7.2., 14.2., 21.2.2020 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 4.2.2020

Mikrokosmos

Kultur postkolonial

Koloniales Erbe und Gegenwart in Deutschland: Sendungen am 7.2., 14.2.
und 21.2.2020, 19.15 - 20.00 Uhr



Eine Bürgerinitiative, die sich für die Aufarbeitung der kolonialen
Vergangenheit in Augsburg einsetzt, das 25-jährige Jubiläum von "The
Voice", einem Netzwerk von und für geflüchtete Menschen, die sich für
eine gerechte Behandlung von Asylsuchenden einsetzen und die
"Lessingtage", ein Theaterfestival am Thalia Theater in Hamburg, das
postkoloniale Strukturen thematisiert.

In drei Sendungen präsentiert Deutschlandfunk Perspektiven aus Kunst
und Kultur auf das Thema der diesjährigen Denkfabrik "Eine Welt 2.0.
Dekolonisiert euch!". In den verschiedenen Beiträgen sprechen
Aktivistinnen und Betroffene über das, was bereits erreicht wurde und
über weiterhin bestehende Konflikte.

Alle drei Sendungen verbindet der Fokus auf die Auseinandersetzung mit
den Folgen des deutschen Kolonialismus. So wird in den 30.
"Afrikanischen Wochen" in Augsburg über koloniales Erbe und das
heutige interkulturelle Miteinander diskutiert, während sich beim 25.
Jubiläum des Netzwerks "The Voice" in Jena Geflüchtete für ihre
Belange einsetzen und feststellen müssen, wie schwer es ist, für ihre
Themen öffentliche Aufmerksamkeit zu erlangen und die eigene Community
zu vernetzen. Beim Theaterfestival "Lessingtage" am Hamburger Thalia
Theater setzen sich zwei Theaterstücke unter dem Motto "Wem gehört die
Welt?" mit postkolonialen Strukturen auseinander und hinterfragen
gesellschaftliche Machstrukturen auf und hinter der Bühne.


Mikrokosmos - Die Kulturreportage (Sendetermine):

07.02.2020, 19:15 Uhr: Erbe und Gegenwart der Stadt Augsburg

14.02.2020, 19:15 Uhr: Die Stimme der Machtlosen

21.02.2020, 19:15 Uhr: Neue Perspektiven auf und hinter der Bühne

Die Sendung "Mikrokosmos - Die Kulturreportage" im Deutschlandfunk
nimmt sich unterschiedlichsten kulturellen Hintergrundthemen jenseits
der aktuellen Berichterstattung an. Mikrokosmos sendet jeweils an
Freitagen von 19.15-20.00 Uhr, außer am jeweils letzten Freitag im
Monat. Weitere Infos unter www.deutschlandfunk.de/mikrokosmos

Die Sendereihe "Kultur postkolonial" ist Teil der
Deutschlandradio-Denkfabrik, die das ganze Jahr über Programmangebote,
Aktionen und Veranstaltungen von Deutschlandfunk, Deutschlandfunk
Kultur und Deutschlandfunk Nova zum Themenschwerpunkt "Eine Welt 2.0 -
"Dekolonisiert euch!" bündelt. Weitere Infos unter
www.deutschlandradio.de/denkfabrik

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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STANDPUNKT/065: Windei "Libyen-Konferenz" (Volker Bräutigam und Friedhelm Klinkhammer)


Windei "Libyen-Konferenz"


Die Tagesschau verklärte die Berliner Kulissenschieberei zum
weltpolitischen Großereignis

Von Friedhelm Klinkhammer und Volker Bräutigam, 2. Februar 2020



"Libyen ist längst zu einem Ort für einen Stellvertreterkrieg
geworden, und das wollen wir nicht länger akzeptieren. Seit Monaten
sind wir in Gesprächen mit Ländern, die Einfluss nehmen in Libyen und
wir wollen diese dazu veranlassen und in die Pflicht nehmen..." (1) So
tönte Außenminister Heiko Maas am 17. Januar, zwei Tage vor Beginn der
Libyen-Konferenz in Berlin. Entsprechend das Tamtam der Tagesschau:
"In Berlin haben sich die Teilnehmer der Libyen-Konferenz auf einen
umfassenden Plan für eine Friedenslösung in dem Bürgerkriegsland
verständigt". (2) Das stimmte höchstens formal. Ein kritischer
Beobachter hätte zumindest beiläufig bemerkt, dass einige der Akteure
hinterm Rücken die Finger kreuzten. Die Tagesschau vertuschte aber
dienstfertig, dass nur eine Show mit Heißluft-Ballonstart abgezogen
worden war.

Die Berichterstattung war bloß quantitativ beeindruckend. Sogar eine
Sondersendung der Tagesthemen war drin. (3) Die wichtigsten
Konferenzteilnehmer wurden im Filmchen gezeigt: UN-Generalsekretär
Guterres, die beiden Staatspräsidenten Putin und Erdogan,
US-Außenminister Pompeo, Bundeskanzlerin Merkel... Dass sich die
Teilnehmer zuvor zu Einzelgesprächen getroffen hatten, wurde ebenfalls
brav gemeldet. Mit grafisch illustrierter Beschreibung ihrer
politischen Lager fanden auch Libyens Präsident al-Sarraj und sein
Gegner, General Haftar, Erwähnung. (ebd.) Die Redaktion ARD-aktuell
hatte verinnerlicht, was Adabei Heiko Maas den Mainstream-Medien
vorgesagt hatte:

"Die teilnehmenden Staaten müssen beweisen, wie ernst sie es mit
 ihrer Unterstützung des Berliner Prozesses meinen." (4) 



Eine zündende Idee, womit er die Teilnehmer dazu bewegen könnte, war
unserem Minister für Selbstinszenierung und Dicketun nicht anzumerken.
Für Leute wie ihn schrieb Bertolt Brecht im "Lied von der
Unzulänglichkeit" (5) speziell diesen Vers:

Ja, mach nur einen Plan / sei nur ein großes Licht / und mach noch
 einen zweiten Plan / geh'n tun sie beide nicht.



Kaum war die Konferenz beendet, herrschte über Libyen schon wieder
weitgehend Schweigen im Medienwalde. Auch die Tagesschau fand tagelang
nichts Berichtenswertes mehr. Dabei hatte sie in einer Filmreportage
schon am Konferenztag vorahnen lassen, dass der "Berliner Prozess"
sich bloß als peinliche Blähung erweisen werde:

"Zum gemeinsamen Treffen der beiden Libyer (gemeint Premier
 al-Sarraj und General Haftar) kommt es allerdings nicht."
 (Anm. 2) 



Die beiden libyschen Streithähne mochten nicht einmal miteinander
reden. Das Drumherum um dieses Nichts war reine Dekoration. Außer
Spesen nichts gewesen.

Nachrichten über Libyen lieferte das "Flaggschiff des deutschen
Nachrichtenjournalismus" dann erst wieder nach einer Schamfrist von
mehreren Tagen, an unauffälliger Stelle unter "ferner liefen":

"Waffenruhe in Libyen wird offenbar gebrochen." (6) 



Die Tagesschauer können es einfach nicht lassen, sich trotz der
Unbestreitbarkeit des Faktums noch mit einem "offenbar" wichtig zu
machen und distanziert zu tun.

Die öffentlich-rechtlichen Sender ARD, DLF und ZDF sind bekanntlich
weder staats- noch parteifern. Sie stellen bei politisch wichtigen
Fragen "Meinungskorridore" her, die fast vollständig und unkritisch
deutsche Regierungspolitik präsentieren und Gegenpositionen
weitestgehend ignorieren. Besonders deutlich zeigten sie Konformismus
und Einseitigkeit in den Europakrisen (Griechenland, Brexit, Ukraine,
Flüchtlinge, Türkei, Syrienkrieg) und in der monomanischen
Russland-Berichterstattung. Das vermittelt den Eindruck, die
ARD-aktuell-Redaktion bekomme entweder direkte Vorgaben aus dem
Kanzleramt oder aber wähle für die Leitungspositionen von Tagesschau
&.Co. von vornherein nur Journalisten aus, die Gewähr bieten, den
Regierungswünschen kritik- und widerspruchslos nachzukommen - und zwar
zuverlässig. Das eine wäre so skandalös wie das andere, und beides
würde die katastrophale Normierung ihrer Nachrichten erklären. (7)

Nicht allen empirischen Untersuchungen ist vorbehaltlos zu trauen,
Erkenntniswert haben aber viele. Auch diese hier: Die bundesdeutsche
Bevölkerung glaubt mehrheitlich nicht an journalistische
Unabhängigkeit. Sechs von zehn Adressaten einer Umfrage sind davon
überzeugt, dass auf Nachrichtenmedien Einfluss genommen wird, worüber
oder auf welche Art sie berichten sollen. Als Souffleure, als
Platzanweiser im Hintergrund, gelten nach vorherrschender Auffassung
die Regierung, die Parteien und die Wirtschaft. (8) Deren
Druckpotential: Lobbyverbände und das finanzielle Gewicht von
Werbekunden.

Die Berichterstattung über Libyen weicht nicht von der generellen
Linie der ARD-aktuell ab, dem Nachplappern regierungsoffizieller
Stellungnahmen. Da wird aufgeblasen oder marginalisiert, gutgeheißen
oder "scharf verurteilt" (das Adjektiv "scharf" fehlt in dieser
Verbindung nie); alles dient der Absicht, die Berliner Politik als das
Gute an sich erscheinen zu lassen und ihre Fragwürdigkeit zu
ignorieren.

Warum überfielen anno 2011 die notorischen NATO-Kriegsherren USA,
Großbritannien und Frankreich unter dem Beifall des restlichen
"Werte-Westens" Libyen? Warum zerbombten sie dessen Infrastruktur und
gesellschaftlichen Zusammenhalt? Warum inszenierten sie die Kampagne
"Machthaber Gaddafi muss weg"? Doch nicht wegen "Freiheit und
democracy"! Die sachgerechte Antwort war von der Tagesschau nicht zu
bekommen: Gaddafi wollte Afrika aus dem Zwangskorsett des
US-Petro-Dollars befreien, es von der globalen Leitwährung unabhängig
machen. Er wollte eine realitätsgerechte, der Spekulation weitgehend
entzogene Währung einführen, den Gold-Dinar. (9)

Es gereicht dem inzwischen verstorbenen Ex-Außenminister Guido
Westerwelle, (FDP), zur bleibenden Ehre, dass er seinerzeit voller
Weitsicht den aggressiven Wahnsinn im Sicherheitsrat der UNO nicht
mitmachte:

"Ich sehe mich in einer Tradition der Zurückhaltung, was
 militärische Einsätze angeht." (10) 



Seine rationale Einstellung wurde von 62 Prozent der deutschen
Bevölkerung geteilt. Nicht aber von den Leit- und Konzernmedien sowie
einer breiten Front kriegsbereiter Parteifürsten. Da war sogar von
"feiger Außenpolitik" die Rede. (11) Der rundgelutschte
NATO-oliv-Grüne "Joschka" Fischer nannte die Berliner Libyen-Politik
das

"vielleicht größte Debakel seit Gründung der
 Bundesrepublik... Wir sind zu groß, um uns auf eine Rolle wie die
 der Schweiz zurückzuziehen." (ebd.) 



In den Chor fielen die Altkanzler Schmidt und Kohl ein, auch
Heidemarie Wieczorek-Zeul, (SPD), Ruprecht Polenz, CDU,
NATO-Fetischist Ischinger und viele andere wollten nicht begreifen.
Selbst Westerwelles FDP-Vorsitzender Rösler stellte sich gegen ihn.
(12)

Da mochte die ARD-aktuell nicht beiseite bleiben. In einem auf
tagesschau.de veröffentlichten Beitrag hieß es über Westerwelles
Stimmenthaltung im UN-Sicherheitsrat gehässig:

"Deutschland an der Seite von Vorzeigedemokratien wie Russland
 und China..." (13) 



Inzwischen ist längst klar: Westerwelle hatte recht. Libyen ist kein
Staat mehr, sondern ein Trümmerhaufen, in dem sich diverse Armeen und
Milizen gegenseitig abschlachten. Das ehemals reiche und sozial sehr
fortschrittliche Land hat kaum noch funktionierende Strukturen und
bietet seinen Menschen weder Schutz noch Rechtssicherheit. Der Terror
regiert.

Libyen sieht heute genauso aus wie alle Länder, in die sich die
"Westliche Wertegemeinschaft", WWG, mit Bomben und Granaten einmischt:
wie eine Brutstätte von Hass und Verbrechen. "Freiheit, Menschenrechte
und Demokratie" schreibt die WWG auf ihre Fahnen, aber sie hinterlässt
entweder ein Chaos ohne realistische Aussicht auf friedlichen
Wiederaufbau - man braucht nur an Afghanistan, Syrien, Irak, Jemen,
Mali, Somalia zu denken - oder sie beseitigt demokratisch gewählte
Regierungen und lässt an deren Stelle Protofaschisten walten, wie
aktuell in Brasilien, Ecuador und Bolivien. Hat die Tagesschau diese
Perversität jemals zum Thema gemacht?

Seit der "Militärintervention" in Libyen vor neun Jahren - ein
abscheuliches Tarnwort für den Beginn eines Krieges - beschränkt sich
die ARD-aktuell-Berichterstattung im Wesentlichen auf die oftmals
tödlichen Versuche von Flüchtlingen, das "gelobte Land" Europa über
das Mittelmeer zu erreichen. Die Berichte konzentrieren sich auf die
menschenverachtende Immigrantenabwehr, ein Konzept, das nun schon
jahrelang die Migrationspolitik der EU und ihrer Einzelstaaten prägt.
Die EU-Bevölkerung wird fast ausschließlich mit Informationen darüber
gefüttert, wie sich Politiker die "Eindämmung des Flüchtlingsstroms"
aus Libyen vorstellen. Damit vermittelt die Tagesschau den Eindruck,
dass mit der brutalen Flüchtlingssperre die wichtigsten libyschen
Probleme gelöst seien. (14)

Gelegentliche Meldungen über gekenterte Boote und ertrunkene Afrikaner
sind nicht so angelegt, dass sie noch Anteilnahme erzeugen könnten.
Pure Leichenzählerei herrscht vor. Über die humanitäre Katastrophe,
als die sich der Umgang mit den in Libyen gestrandeten Flüchtlingen
erweist - Sklavenhandel, Vergewaltigung, Folter, Mord - wurde kaum
berichtet. Soweit wir es überblicken, gab es in den Hauptnachrichten
der Vorjahre nur einen Beitrag über die Situation der Menschen in den
libyschen Lagern.

Im Internet, auf tagesschau.de, finden sich zwar ein paar
Informationen mehr. (15) Die reichen aber wegen der geringen
Zugriffsraten auf diese Seite nicht aus; von einer Erfüllung der
gesetzlichen Verpflichtung zur "umfassenden" Unterrichtung der
Tagesschau-Zuschauer (und nicht bloß bestenfalls der
tagesschau.de-Leser) kann keine Rede sein.

Dem liegt kein ungewolltes Versagen zugrunde. Beispielsweise wird
eisern beschwiegen, dass unsere Berliner Erfüllungsgehilfen das Elend
und die Grausamkeiten in den Lagern nicht nur dulden, sondern via EU
sogar mitfinanzieren. Deutsche und EU-Politiker wissen genau, dass von
den Geldzuwendungen fast nichts für Lagerinsassen herausschaut. (16)

Die deutsche Botschaft in Nigers Hauptstadt Niamey sprach bereits 2017
von

"allerschwersten, systematischen Menschenrechtsverletzungen in
 Libyen." (17) 



Im Bericht des Auswärtigen Amtes ist nachzulesen, dass "authentische
Handyfotos und -videos" die "KZ-ähnlichen Verhältnisse" in sogenannten
Privatgefängnissen im Süden Libyen belegten. Weiter heißt es:

"Exekutionen nicht zahlungsfähiger Migranten, Folter,
 Vergewaltigungen, Erpressungen sowie Aussetzungen in der Wüste sind
 dort an der Tagesordnung." (ebd.) 



Die Exekutionen und Vergewaltigungen werden im Detail beschrieben.

"... die oft betrunkenen Fahrer, die bis zu 30 Personen auf den
 Pick-ups zusammenpferchen, halten in der Regel nicht an, wenn
 jemand in der Wüste vom Fahrzeug fällt. Zur Illustration der
 grauenhaften Deportationen wurde den Verfassern ein Video von
 verfärbten Leichen gezeigt, die rings um einen liegengebliebenen
 Truck verteilt lagen". (ebd.) 



Obwohl auch ARD-aktuell diese Diplomaten-Berichte vom 3. Februar 2017
bekannt wurden, fehlte in der Hauptausgabe der Tagesschau am gleichen
Abend um 20 Uhr jeglicher Hinweis auf die erschütternde Darstellung.
Stattdessen gab es einen verharmlosenden Beitrag, in dem die Rede von
der "Eindämmung der Flüchtlingsbewegung" war und von "oft
missachteten" Menschenrechten. (18)

Die Redaktion schreckt nicht mal davor zurück, sich extremistischen
Sprachmustern zu nähern: "Eindämmen der Flüchtlingsflut" ist ein
widerwärtiger rechtsradikaler Kampagnenbegriff, in der PEGIDA
gebräuchlich, im völkischen Kontext stehend, so als stünden hinter der
Migration keine bemitleidenswerten Einzelschicksale. (19)

Der Mainstream hatte über den Diplomaten-Vorwurf der "KZ-ähnlichen
Zustände" berichtet. ARD-aktuell in den wichtigen Abendausgaben nicht.
Warum nicht? Die Nähe zu den Spitzen der Politik ist entschieden zu
groß. Aufklärerischer, einer unabhängigen Meinungsbildung der
Öffentlichkeit dienlicher Journalismus müsste wenigstens den Versuch
unternehmen, die politisch Verantwortlichen jeweils mit den Realitäten
zu konfrontieren. Für Rechtfertigungsdruck auf die Regierenden fühlt
sich die Tagesschau aber nicht zuständig, obwohl sie sich wie alle
anderen Mediengrößen nur zu gern als "Vierte Gewalt" im Staate
beweihräuchern lässt.

Das Auswärtige Amt - Chef war seinerzeit Sigmar Gabriel, SPD - hatte
die hier zitierte Diplomatenpost über die Zustände in libyschen Lagern
vergebens als "Verschlusssache" eingestuft. Aber seine Absicht zeigt,
wes Geistes Kinder im Kabinett Merkel versammelt sind. Dieser Klüngel
lebt in Kumpanei mit einem libyschen System, das Kriminelle,
Sklavenhändler und Gewalttäter machen lässt. Er stützt und entlohnt
sie dafür, dass sie uns afrikanische Flüchtlinge vom Hals halten. (20)
Merkels verlogene Maxime "Fluchtursachen bekämpfen" realisiert sich
als unmenschlicher Kampf gegen Flüchtlinge.

Selbst als nebenan die NDR-Kollegen der Panorama-Redaktion
herausfanden, dass die menschenfeindlichen Lager teilweise mit EU-Geld
finanziert werden (21), verschwieg die ARD-aktuell dies in ihren
Formaten Tagesschau und Tagesthemen. Nur auf der Internet-Seite
tagesschau.de erschien eine stark verkürzte Meldung, in
Alibi-Funktion.

Inzwischen hat die EU die "international anerkannte Regierung" in
Tripolis mit mehr als 320 Millionen Euro geschmiert, mit dem Ziel, den
Weg der Kriegs- und der Klima-Flüchtlinge aus der Sahelzone und den
verelendenden Staaten weiter südlich nach Europa gewaltsam zu
verschließen. Gesalbt wurde eine Gaunerbande, die sich in Tripolis und
einem winzigen Landesrest nur noch mit Mühe an der Macht hält. Sie
unternehme "keinerlei Schritte" gegen die Folter in den Lagern, heißt
es in einem vermeintlich geheimen Papier des Rates der Europäischen
Union. (ebd.)

Nicht einmal Informationsschnipsel davon fanden Eingang in die
Abendsendungen von ARD-aktuell. Das Millionenpublikum der Tagesschau
soll nicht alles erfahren, jedenfalls nicht aus der Hamburger
Zentralredaktion. Man will als ARD-aktuell-"Promi" ja nicht für die
Entstehung anti-europäischer Emotionen verantwortlich gemacht werden,
gelle?

Auch das ARD-Hauptstadtstudio beweist Regierungsverbundenheit. Chefin
Tina Hassel (Mitglied des US-Lobbyclubs "Atlantikbrücke") hat
unmittelbar nach Ende des "Berliner Prozesses" eine eindrucksvolle
Kostprobe geboten. (22) Auf die Frage, ob die Berliner
Libyen-Konferenz nur der kleinste gemeinsame Nenner gewesen sei, weil
lediglich beschlossen und verkündet wurde was ohnehin längst galt,
aber nicht gewahrt wurde - Waffenruhe und Waffenembargo - antwortete
sie im Stil einer Regierungssprecherin:

"Nein, es war deutlich mehr als der kleinste gemeinsame Nenner,
 unter größter internationaler Aufmerksamkeit haben sich alle
 wichtigen Player hier stundenlang ausgetauscht und am Ende darauf
 verständigt, dass man jetzt ernst machen will ... Ich glaube, man
 kann heute schon von einem diplomatischen Erfolg sprechen."
 (ebd.) 



Das kommt eben dabei heraus, wenn man nicht "nach anerkannten
journalistischen Grundsätzen" arbeitet, wie es der
Rundfunkstaatsvertrag rechtsgültig vorschreibt, sondern politische
Glaubensbekenntnisse ablegt.

Schon am Tag nach der Konferenz gingen die Kampfhandlungen in Libyen
in aller Härte weiter. Drei weitere Tage später verhängte Libyens
tatsächlich starker Mann, General Haftar, sogar eine Flugverbotszone
über Tripolis. (23) Alles war der Tagesschau wurscht. Papierkorb.
Kleinster gemeinsamer Nenner? Nee, kleinstes journalistisches Karo.

Verlogene Sprüche hatte es im Vorfeld der Libyen-Konferenz zuhauf
gegeben; dem Maas war daran gelegen, sich als Meister der Diplomatie
und Vermittlungskunst in Szene zu setzen. Der CDU-Politiker Johann
Wadephul ließ wissen, wo nach seiner Meinung Erfolg (für die
Kriegsindustrie) winkt: Deutschland müsse in Libyen "Verantwortung
zeigen" und "bereit sein zu handeln". Sollte eine robuste UN-Mission
zustande kommen, sei "vollkommen klar", dass Deutschland sich mit
eigenen Truppen oder Polizeikräften beteiligen müsse. (24) Mit
Westerwelle ist eben auch seine friedfertige Libyenpolitik tot und
begraben.

Wirtschaftliche und sonstige politische Interessen - im Fall Libyen
Öl, Gas, Einfluss in Afrika und Flüchtlingsabwehr - lassen sich von
jeher am wirksamsten in einem Mäntelchen verfolgen, auf dem "
UN-Friedensmission" steht. Hat man erst den Segen des
Weltsicherheitsrates, kann man seine Ziele getrost mit Panzern und
Kanonen anstreben. Entgegen allen anderslautenden Behauptungen
deutscher Politiker und Medien: Es geht nicht um humanitäre
Interessen.

Der Anteil des italienischen Energiekonzerns Eni an der libyschen
Öl- und Gasproduktion beträgt derzeit rund 45 Prozent. Italien hat
damit das größte Interesse an einer Befriedung. Daneben ist auch noch
das deutsche Unternehmen Wintershall Dea in Libyen tätig. Auch seine
Geschäfte laufen weniger lukrativ als zu Gaddafis Zeiten. Das
Profitinteresse beschäftigt die Bundesregierung. Wintershall Dea
fordert staatliche Garantien, mit denen sich die Geschäftsrisiken auf
andere verlagern lassen, nach dem bekannten Muster: Gewinne
einstreichen, Verluste sozialisieren. (25) Darauf nämlich läuft es
hinaus, wenn "Hermes-Bürgschaften" gewährt werden und der Steuerzahler
dafür gradestehen muss.

Auch französische Unternehmen möchten sich im Mittelmeerraum
energiepolitisch engagieren. Die Türkei hat gleichfalls handfeste
Bedürfnisse artikuliert. Präsident Erdogan schloss mit der
"Einheitsregierung" in Tripolis bereits einen umfassenden Pakt zur
Nutzung von Offshore-Feldern, obwohl dieser Vertrag mit Blick auf die
Seerechtskonvention (26) reichlich fragwürdig erscheint. Über all das
berichtet ARD-aktuell kaum; so wird vermieden, dass die schieren
Macht- und Wirtschaftsinteressen der Bundesregierung sichtbar werden.

Und selbstverständlich müssen in unserem deutschen parlamentarischen
Alltagselend wieder einmal die Russen den Bösewicht spielen.

"Eines ist klar: Dort, wo ein vermeintliches Vakuum entsteht,
 gehen andere rein. . Insbesondere Russland ergreift in solchen
 Fällen die Initiative ..., um seinen Einfluss zu vergrößern, nicht
 nur in Nordafrika, in Libyen... Wir müssen als CDU/CSU zusammen mit
 der SPD als Koalition deutlich machen: Unsere Politik ist
 werteorientiert, ... vom Gedanken der Freiheit und der Sicherheit
 geprägt." (27) 



Mandatsträger wie der CDU-Bundestagsabgeordnete und Rüstungslobbyist
Otte schämen sich solcher Heuchelei nicht; es ist ihnen bekannt, dass
der zwar vom UN-Sicherheitsrat anerkannte, jedoch keineswegs
demokratisch legitimierte Präsident in Tripolis derzeit damit
beschäftigt ist, seine Milizen mit übelsten Dschihadisten aus der
syrischen Provinz Idlib aufzufüllen. Sie erhalten bei kostenlosem
Transport und Garantien für medizinische Versorgung im Verwundungsfall
einen Monatssold von 2000 bis 2500 US-Dollar. Das finanziert Präsident
Erdogan, der Gütige, aus seiner Kriegskasse. (28)

Das terroristische Söldnergeschmeiß ist identisch mit jenen
Mörderbanden, die in Tagesschau-Sendungen als "Rebellen" figurieren,
manchmal sogar als "bewaffnete Opposition", solange sie nur für den
Umsturz in Damaskus kämpfen. Mal schauen, wie erfindungsreich sich
künftig das Tagesschau-"Wording" bezüglich dieser Verbrecher zeigt,
wenn sie als Erdogans Gesandte mit dem Kopfabschneiden und getürkten
Giftgasangriffen beginnen.

Mit zweierlei Maß messen ist ARD-aktuell-Standard. Erdogan ist
NATO-Verbündeter, deshalb: Vorsicht! Aber Putin ist russischer
Präsident, also immer feste druff. Drum wusste der ARD-Korrespondent
Hechler bereits am Abend der Konferenz am 19. Januar zu berichten,
dass Putin dem General Haftar mit Söldnern des russischen
Privatunternehmens Wagner beispringen wolle. Diese Behauptung war
keine Nachricht, sondern Produkt der brodelnden
ARD-aktuell-Gerüchteküche.

Wie der Hase laufen soll, machte die Tagesschau bereits klar. Mit der
ihr eigenen "hätte, könnte, würde, man sagt, aus Kreisen wird
berichtet, Aktivisten melden, Beobachter meinen" -
Berichterstattung läuft sich die Redaktion gegen Russland und
Präsident Putin warm. Die Folgeberichte nach der Konferenz zeigen,
wie. (29, 30)

Avanti, dilettanti: Merkel veranstaltete eine gigantisch aufgezogene
Konferenz, obwohl es ihr im Vorfeld nicht einmal gelungen war,
wenigstens die europäischen Regierungen unter einen Hut zu kriegen.
Italien und Frankreich engagieren sich auf jeweils gegnerischen Seiten
des Konflikts. Griechenland, ein mittelmeerischer Anrainerstaat, wurde
nicht eingeladen, desungeachtet, dass Erdogans Energiepläne mit
griechischen Interessen kollidieren. Keines seiner Vorhaben stand zur
Debatte, eine Nullnummer angesichts der türkischen Einmischung in
Libyen. (31)

ARD-aktuell sendete etliche Tage nach der Berliner Konferenz zwar
wieder Nachrichten über die Kämpfe in Libyen, über die Nichteinhaltung
des Waffenembargos und nun zunehmend auch von Übergriffen auf
Migranten, jedoch ohne ausdrücklichen Hinweis, dass sie das Scheitern
des "Berliner Prozesses" belegen. (32) Die kurze
Verschwiegenheitsphase im Anschluss an den "Berliner Prozess" half,
seine Pleite dem kollektiven Vergessen anheimzugeben.

Es kann nicht mehr lange dauern, dann werden Merkel und ihre
Reklamefachleute bei ARD-aktuell die Verantwortung für alle
Misshelligkeiten in Libyen wieder anderen zuschieben: ,Wir haben ja
alles versucht, aber die anderen ..."

Wem die Rolle des schuftigen Spielverderbers übertragen wird, ist
keine Frage mehr. Hat hier jemand schon vorlaut "Putin!!!" gebölkt? Na
bitte. Tagesschau gucken hat Konsequenzen. Sie weitet eben keine
Horizonte sondern vertieft nur die Abgründe von Unwissen,
Nichtverstehen und Hass. Bald wird sie zum nächsten Wettbewerb im
medialen Fäkalienweitwurf antreten. Als Favorit.
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(26) https://www.planet-wissen.de/natur/meer/energie_aus_dem_meer/pwiewemgehoertdasmeer100.html

(27) https://pdok.bundestag.de/index.php?start=pp (Protokoll 139.Sitzung, 17373)

(28) http://www.syriahr.com/en/?p=153473

(29) https://www.tagesschau.de/ausland/russland-soeldner-libyen-101.html,

(30) https://www.tagesschau.de/multimedia/video/video-648673.html

(31) https://www.tagesschau.de/ausland/libyen-tuerkei-103~_origin-3bc46729-3486-435c-bf28-6ef37e16aaa9.html

(32) https://www.focus.de/politik/ausland/kein-frieden-in-sicht-libyen-kein-frieden-in-sicht_id_11603221.html


Das Autoren-Team:

Friedhelm Klinkhammer, Jahrgang 1944, Jurist. 1975 bis 2008
Mitarbeiter des NDR, zeitweise Vorsitzender des NDR-Gesamtpersonalrats
und des ver.di-Betriebsverbandes sowie Referent einer
Funkhausdirektorin.

Volker Bräutigam, Jahrgang 1941, Redakteur. 1975 bis 1996
Mitarbeiter des NDR, zunächst in der Tagesschau, von 1992 an in der
Kulturredaktion für N3. Danach Lehrauftrag an der Fu-Jen-Universität
in Taipeh.

Anmerkung der Autoren:

Unsere Beiträge stehen zur freien Verfügung, nichtkommerzielle Zwecke
der Veröffentlichung vorausgesetzt. Wir schreiben nicht für Honorar,
sondern gegen die "mediale Massenverblödung" (in memoriam Peter
Scholl-Latour). Die Texte werden vom Verein "Ständige
Publikumskonferenz öffentlich-rechtlicher Medien e.V."
dokumentiert:

https://publikumskonferenz.de/blog

 * 

Quelle:

Volker Bräutigam und Friedhelm Klinkhammer
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DER FILM/483: Berlin - "Spuren - Die Opfer des NSU", Lichtblick-Kino am 15.02.2020


Lichtblick-Kino

One World Berlin - Menschenrechte aktuell

Spuren - Die Opfer des NSU

Samstag, 15. Februar, 20:00 Uhr - Lichtblick-Kino

In Anwesenheit der Regisseurin Aysun Bademsoy



Im Februar haben wir in unserer Reihe »One World Berlin - Menschenrechte
aktuell« die Regisseurin Aysun Bademsoy mit ihrem Film »Spuren« zu Gast.

Die Reihe findet in Kooperation mit der Humanistischen Union statt.

Über den Film

Zwischen September 2000 und April 2007 wurden neun Menschen mit türkischen
bzw. Wurzeln sowie eine deutsche Polizistin ermordet. Die Ermittlungen
wurden zunächst ausschließlich im Umfeld der nicht-deutschen Opfer mit
Verdacht auf organisierte Kriminalität geführt. Die Familien der Ermordeten
wurden so erneut zu Opfern, diesmal von vorurteilsvoller Stigmatisierung.
Schließlich führte die Spur zu der rechtsextremen Terrorgruppe
»Nationalsozialistischer Untergrund« (NSU). Nach dem Suizid der beiden
Haupttäter begann 2013 der Prozess gegen die einzige Überlebende des
NSU-Trios, Beate Zschäpe, sowie vier mutmaßliche Helfer und Unterstützer
und endete 2018.

Spuren - das sind nicht nur die Hinweise, die Verbrecher am Tatort
hinterlassen, sondern auch die Verletzungen und Narben, die ihre Taten bei
den Angehörigen der Opfer, in den migrantischen Gemeinschaften und in der
gesamten deutschen Gesellschaft verursachen. In ihrem Dokumentarfilm begibt
sich die türkischstämmige Regisseurin Aysun Bademsoy auf die Suche nach
diesen Spuren und stellt sich dabei die Frage, welcher Prozess diese
Verletzungen überhaupt heilen könnte. Ein vielschichtiger Dokumentarfilm,
der das Scheitern von Ermittlern und Justiz beleuchtet - und den
Angehörigen der Opfer endlich eine Stimme gibt.

 * 

Quelle:

Lichtblick-Kino

Kastanienallee 77 / 10435 Berlin

Internet: https://www.lichtblick-kino.org
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UROLOGIE/353: IQWiG-Vorbericht "Prostatakrebsscreening mittels PSA-Test" - Kritik der Deutschen Gesellschaft für Urologie (DGU)


Deutsche Gesellschaft für Urologie e.V. - 04.02.2020

IQWiG-Vorbericht "Prostatakrebsscreening mittels PSA-Test" - DGU reicht Stellungnahme ein



Die Frist für das Stellungnahmeverfahren zum Vorbericht des Instituts für
Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG)
"Prostatakrebsscreening mittels PSA-Test" ist am 3. Februar 2020
abgelaufen. Die vorläufige negative Nutzenbewertung des IQWiG, die Anfang
Januar veröffentlicht wurde, hatte große Wellen geschlagen und Befürworter
und Kritiker des PSA-Tests abermals auf den Plan gerufen.

Die Deutsche Gesellschaft für Urologie e.V. (DGU) hatte ihre medizinische
und wissenschaftliche Kritik am IQWiG-Vorbericht unmittelbar öffentlich
gemacht und am 13. Januar 2020 ein Positionspapier publiziert. Nun hat die
DGU im Rahmen des Stellungnahmeverfahrens ihre offizielle Eingabe beim
IQWiG eingereicht. Eine große Zahl weiterer Institutionen sind der
Empfehlung der DGU gefolgt und haben ebenfalls eigene Stellungnahmen
abgegeben. Hierzu gehören insbesondere die Deutsche Krebsgesellschaft
(AUO, ARO), die Deutsche Gesellschaft für Hämatologie und Medizinische
Onkologie (DGHO), die Deutsche Gesellschaft für Radioonkologie (DEGRO),
die Deutsche Röntgengesellschaft (DRG), die Südwestdeutsche Gesellschaft
für Urologie (SWDGU), die Vereinigung Norddeutscher Urologen (VNU), die
Schweizerische Gesellschaft für Urologie (SGU), die Österreichische
Gesellschaft für Urologie (ÖGU), die Luxemburgerische Gesellschaft für
Urologie (SLU), die Europäische Gesellschaft für Urologie (EAU) sowie der
Berufsverband der Deutschen Urologen (BvDU) und der Bundesverband
Prostatakrebs Selbsthilfe (BPS). Diese nationalen und internationalen
wissenschaftlichen und medizinischen Experten sowie die Betroffenen gehen
mit dem Fazit des IQWiG-Vorberichts ebenfalls nicht konform.

Bereits in ihrem Positionspapier hatte die Deutsche Gesellschaft für
Urologie dem Vorbericht des IQWiG widersprochen, wonach der Nutzen des
Prostatakarzinomscreenings mittels PSA-Test den Schaden nicht aufwiegt.
Die DGU kritisiert, dass die vom IQWiG präsentierten Ergebnisse einseitig
und die daraus gezogenen Schlussfolgerungen nicht kongruent sind, da sie
von der Datenlage nicht unterstützt werden. Zudem werden weitere
alltägliche diagnostische Verfahren in der Interpretation vernachlässigt,
die in Deutschland routinemäßig für eine optimierte Diagnosestellung zum
Einsatz kommen. "Individuelle Früherkennung wird mit populationsbasiertem
Screening vermengt und früherkennungsinteressierte Männer werden dadurch
verunsichert", sagt DGU-Präsident Prof. Dr. Jens Rassweiler.

Im Rahmen des Stellungnahmeverfahrens hat die DGU jetzt eine ausführliche,
wissenschaftlich dezidiert begründete Stellungnahme beim IQWiG
eingereicht. Die Fachgesellschaft erwartet, dass der Abschlussbericht des
IQWiG in Würdigung der aktuellen Studienlage eine klare Darstellung des
Nutzens des Bausteines PSA-Test im Rahmen einer
Prostatakarzinomfrüherkennung insbesondere in Hinblick auf die Reduktion
des prostatakarzinomspezifischen Sterbens und die Reduktion des Auftretens
von Metastasen und schwerwiegender Systemtherapien als Schlussfolgerung
enthalten wird. "Es gilt, schwerstes Leid unserer Patienten zu verhindern,
aber auch, sehr hohe Therapiekosten zu vermeiden. Unser Ziel ist eine
risikoadaptierte, patientenorientierte individuelle Früherkennung mit
genau definierten Wiederholungszyklen für den PSA-Test als einem
wesentlichen Baustein einer umfänglichen Prostatakrebsfrüherkennung, auf
den früherkennungswillige Männer nach leitliniengerechter Aufklärung mit
partizipativer Risiko-Nutzenabwägung durch den Urologen einen gesetzlichen
Anspruch haben sollen. Mithilfe dieses Bausteins und weiterer Parameter
ist es möglich, klinisch relevante Karzinome zu identifizieren, die
behandelt werden sollten, um das Risiko zu verringern, an einem
metastasierten Prostatakarzinom zu versterben", so der Generalssekretär
der DGU, Univ.-Prof. Dr. Maurice Stephan Michel. Diese Zielsetzung werde
im Schulterschluss mit den anderen o.g. medizinischen Organisationen und
gemeinsam mit dem BPS auch aus Patientensicht verfolgt. Nach Worten von
Prof. Michel zeige nicht zuletzt die große nationale und internationale
Allianz des Widerspruchs gegen den negativen einseitigen und
pauschalisierten IQWiG-Vorbericht die Eindeutigkeit der
medizinisch-wissenschaftlichen Bewertung für den PSA-Wert als einen fundamentalen
Baustein in der Früherkennung des Prostatakarzinoms.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.urologenportal.de

https://www.urologenportal.de/pressebereich/pressemitteilungen/presse-aktuell/postitionspapier-der-deutschen-gesellschaft-fuer-urologie-zum-vorbericht-prostatakrebsscreening-mittels-psa-test-s19-01-des-iqwig-13012020.html 

(Positionspapier der DGU)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution795

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Urologie e.V. - 04.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/4135: Zellbiologie - Weniger Narben im zentralen Nervensystem (idw)


Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 31.01.2020

Weniger Narben im zentralen Nervensystem



Neuronale Stamm- und Vorläuferzellen aus der so genannten subventrikulären
Zone (SVZ) können helfen, ein durch Erkrankungen des zentralen
Nervensystems geschädigtes Gehirn zu reparieren. Es ist bekannt, dass die
Mikroumgebung innerhalb der SVZ die differenzierte Entwicklung der
Stamm- und Vorläuferzellen (NSPCs) zu Zellen im Nervengewebe steuert. Forschende
konnten bisher jedoch nicht erklären, warum sich nach Verletzungen des
zentralen Nervensystems die NSPCs nicht zu Neuronen ausbilden, sondern
bevorzugt zu Astrozyten. Diese tragen maßgeblich zur Bildung von Narben
bei und stören dadurch die Regeneration der Nerven im zentralen
Nervensystem.

Einem Team um Prof. Dr. Christian Schachtrup und Lauriane Pous von der
Medizinischen Fakultät der Universität Freiburg gelang es nun, einen
weiteren Schritt dieser Vorgänge im Gehirn zu analysieren. Ihre Ergebnisse
stellen die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in der aktuellen
Ausgabe von Nature Communications vor.

Schachtrup und sein Team zeigen, dass nach einer Schädigung der Hirnrinde
von Mäusen Fibrinogen aus dem Blut in der weiter innen im Gehirn liegenden
Stammzellnische der SVZ angereichert wird. Fibrinogen ist ein
Blutgerinnungsfaktor und eine Vorstufe des Proteins Fibrin, welches die
Blutplättchen, die sich am Ort einer Gefäßverletzung zusammenlagern,
umhüllt und stabilisiert. Fibrinogen hemmt, entdeckten die Forschenden,
die neuronale Differenzierung der NSPCs. Gleichzeitig kommt es durch das
angereichte Fibrinogen zu vermehrter Astrogenese, also der Bildung von
neuen Astrozyten, indem Fibrinogen den so genannten BMP-Rezeptor-Signalweg
aktiviert. Durch das experimentelle Verringern von Fibrinogen, zum
Beispiel durch Zugabe des Schlangengifts Ancrod, wurde die
Astrozytenbildung aus NSPCs blockiert, weshalb sich nur noch reduziert
Narben entwickelten.

"Die Entdeckung, dass ein wichtiges Blutgerinnungsprotein, Fibrinogen, ein
astrogenes Milieu in der SVZ Stammzellnische induzieren kann, das den
Beitrag von NSPCs zu Reparaturmechanismen bei ZNS-Erkrankungen bestimmt,
hat potenzielle Auswirkungen auf mehrere Prozesse bei ZNS-Erkrankungen in
verschiedenen Stammzellnischen", sagt Schachtrup. Mit seiner Forschung
möchte der Freiburger Forscher dazu beitragen, dass neuronale
Regenerationsprozesse durch Medikamente oder Zellersatztherapien besser
behandelbar werden.

Originalpublikation:

Pous, L., Deshpande, S. S., Nath, S., Mezey, S., Malik, S. C., Schildge,
S., Bohrer, C., Topp, K., Pfeifer, D., Fernández-Klett, F., Doostkam, S.,
Galanakis, D. K., Taylor, V., Akassoglou, K., Schachtrup, C. (2020):

Fibrinogen induces neural stem cell differentiation into astrocytes in the
subventricular zone via BMP signaling. In: Nature Communications 11, 630,
S. 1-13. 

DOI: 10.1038/s41467-020-14466-y

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.pr.uni-freiburg.de/pm/2020/weniger-narben-im-zentralen-nervensystem

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution69

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 31.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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POLITIK/2023: Ergebnisbericht der "Wissenschaftlichen Kommission für ein modernes Vergütungssystem (KOMV)" (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 03.02.2020

"An unserem Bericht wird man nicht vorbeikommen"



Im Interview spricht Prof. Ferdinand Gerlach, Allgemeinmediziner an der
Goethe-Universität und Stellvertretender Vorsitzender der
Wissenschaftlichen Kommission für ein modernes Vergütungssystem, über die
Zukunft der ärztlichen Vergütungssysteme in Deutschland.

Nach anderthalb Jahren Arbeit hat die "Wissenschaftliche Kommission für
ein modernes Vergütungssystem (KOMV)", kurz "Honorarkommission", diese
Woche ihren Ergebnisbericht an Bundesgesundheitsminister Jens Spahn
übergeben. Ein wichtiger Meilenstein bei der Reform des Gesundheitswesens:
Das geht aus dem Interview mit Prof. Ferdinand Gerlach hervor, dem
Stellvertretenden Vorsitzenden der Kommission, das Sie in Goethe-Uni
online lesen können.

Das Nebeneinander von privat und gesetzlich Versicherten und die
unterschiedlichen Abrechnungsmodalitäten führen immer wieder zum Vorwurf
der "Zweiklassenmedizin". Was viele nicht wissen: Im stationären Bereich
sind die Honorarsätze längst angeglichen. Um jedoch auch für die ambulante
Versorgung Möglichkeiten für eine gemeinsame Gebührenordnung auszuloten,
hat die Bundesregierung eine Kommission aus 13 Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern beauftragt, die Situation zu analysieren. Prof. Ferdinand
Gerlach, Allgemeinmediziner an der Goethe-Universität und Vorsitzender der
so genannten "Gesundheitsweisen", hatte den stellvertretenden Vorsitz
inne, ein weiteres Kommissionsmitglied aus der Goethe-Universität war die
Juristin Prof. Astrid Wallrabenstein.

In ihrem Bericht schlägt die Kommission eine "partielle Harmonisierung"
der ambulanten ärztlichen Vergütungssystematiken in der vertragsärztlichen
Versorgung für GKV-Versicherte (EBM) und der privatärztlichen Versorgung
(GOÄ) vor. Eine Schwierigkeit dabei: "Wenn man beide Systeme
zusammenführen würde, müsste man sich bei der Festlegung der Sätze
irgendwo (etwa in der Mitte) einigen, also zum Beispiel die Preise für die
PKV-Patienten absenken und für die GKV-Patienten anheben", erklärt Prof.
Gerlach im Interview. Da man den Ärzten aber de facto nichts wegnehmen
wolle, stelle sich die Frage: Wer bezahlt den Ausgleich? Die
GKV-Versicherten oder der Steuerzahler? "Jede realistische Reform würde also
die gesetzlich Krankenversicherten belasten und die private
Krankenversicherung entlasten. Das machen sich viele nicht klar", so der
Allgemeinmediziner.

Die Honorarkommission hat auch untersucht, wie das bisherige
Vergütungssystem die Versorgungsqualität beeinflusst. Laut Gerlach gelten
für Kassenärzte zum Teil strengere Anforderungen, deshalb müsse künftig
"im privatärztlichen Bereich mehr Wert auf die Qualitätssicherung" gelegt
werden. Weitere Einzelvorschläge zielten darauf ab, dass "die Koordination
der Versorgung besser honoriert wird, dass Teamleistungen unterstützt
werden, dass Anreize für die Versorgung im ländlichen Raum und in
unterprivilegierten Stadtvierteln geschaffen werden und dass
qualitätsorientierte Vergütungsanteile eingeführt werden."

Das derzeit geltende System, so Gerlach, beinhalte auch Fehlanreize: Es
führe zum Beispiel dazu, dass Patienten und Ärzte sich in Deutschland weit
häufiger sähen als in anderen Ländern. Die Kommission empfehle hier einen
Mix aus Pauschal- und Einzelvergütungen. Gerlach betont, der Bericht sei
von allen 13 Kommissionsmitgliedern einstimmig angenommen worden, gibt
sich optimistisch: "An unserem Bericht wird man nicht vorbeikommen."


Das vollständige Interview lesen Sie unter: 

https://aktuelles.uni-frankfurt.de/menschen/interview-mit-prof-ferdinand-gerlach-an-unserem-bericht-wird-man-nicht-vorbeikommen/


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main - 03.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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RECHT/653: Hausarzt - Mehr als ein voller Versorgungsauftrag ist nicht möglich (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 3. Februar 2020

Hausarzt: Mehr als ein voller Versorgungsauftrag ist nicht möglich



Potsdam/Berlin (DAV). Ein Hausarzt mit einem vollen Versorgungsauftrag
kann nicht noch einen weiteren halben wahrnehmen. Über diese
Entscheidung des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 7. Juni
2019 (AZ: L 24 KA 39/17) informiert die Arbeitsgemeinschaft
Medizinrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV).

Der Facharzt für Innere Medizin hatte zusätzlich zu seinem vollen
Versorgungsauftrag im hausärztlichen Bereich einen weiteren halben
Versorgungsauftrag beantragt. Seine Praxis liegt 240 Kilometer
entfernt von seinem Wohnort. Dort wollte er mit dem halben
Versorgungsauftrag Patienten am Freitagnachmittag und Samstag
versorgen. Als der Zulassungsausschuss für Ärzte für das Land
Brandenburg seinen Antrag ablehnte, klagte der Mediziner.

Ohne Erfolg. Bei einem vollen Versorgungsauftrag scheide ein
zusätzlicher halber aus. Der Arzt könne seinen Patienten dann nicht in
dem Umfang zur Verfügung stehen, die der Versorgungsauftrag vorsehe.
Auch könne er nicht die gängigen Sprechstundenzeiten einhalten.
Freitagnachmittag, Wochenende oder Morgen- und späte Abendstunden
reichten nicht aus. Darüber hinaus erschöpfe sich der
Versorgungsauftrag ja nicht in Sprechstundenzeiten, sondern enthalte
darüber hinaus Bereitschafts- und Notdienste, Verwaltung und
Abrechnungen. Hausärzte müssten daneben eine Dienstbereitschaft für
erkrankte eigene Patienten in den sprechstundenfreien Zeiten
gewährleisten und Hausbesuche machen.

Information: www.dav-medizinrecht.de

 * 

Quelle:

Arbeitsgemeinschaft Medizinrecht im Deutschen Anwaltverein

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Pressemitteilung MedR 02/20 vom 3. Februar 2020

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Telefon: 0 30/72 61 52 - 0, Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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DIABETES/2099: Stillen mit Diabetes Typ 1 - Entwarnung vor gefürchteten nächtlichen Unterzuckerungen (DGG)


Deutsche Gesellschaft für Gefäßchirurgie und Gefäßmedizin e.V. (DGG) - 30. Janauar 2020

Stillen mit Diabetes Typ 1 -

Studie gibt Entwarnung vor gefürchteten nächtlichen Unterzuckerungen bei stillenden Müttern



Berlin - Viele Mütter mit Diabetes mellitus Typ 1 möchten ihr Kind
gemäß den WHO-Empfehlungen stillen, um ihm den besten gesundheitlichen
Start ins Leben zu ermöglichen. Doch häufig treibt sie die Angst um,
dass sie durch nächtliches Stillen unterzuckern. Eine Studie zeigt
hingegen, dass diese Sorge bei achtsamer Therapie unbegründet ist.
Frauen mit einem Schwangerschaftsdiabetes ziehen daraus sogar
gesundheitliche Vorteile, betont die Deutsche Diabetes Gesellschaft
(DDG). Die Fachgesellschaft spricht sich daher für eine Stärkung von
multiprofessionellen Diabetesambulanzen aus, die Frauen mit Diabetes
schon zu Beginn ihrer Schwangerschaft betreuen, offene Fragen der
werdenden Mütter klären und zum Stillen motivieren.

Gestillte Kinder erkranken seltener an Diabetes Typ 1 und 2 und leiden
im Laufe ihres Lebens weniger an Übergewicht als Kinder, die mit der
Flasche ernährt werden. "Auch viele junge Mütter mit Diabetes möchten,
dass ihr Kind von diesen gesundheitlichen Vorteilen profitiert",
erklärt Professor Dr. med. Ute Schäfer-Graf, Sprecherin der DDG
Arbeitsgruppe "Diabetes und Schwangerschaft". "Doch dabei schwebt
immer die Angst vor Unterzuckerungen beim nächtlichen Stillen mit."
Bisher wurde diesen Müttern stets geraten, zusätzliche Kohlehydrate in
der Nacht einzunehmen, um nicht zu unterzuckern. Eine Studie aus
Dänemark zeigt nun, dass dies nicht notwendig ist. (1)

In der Untersuchung verglichen die Autoren den Blutzuckerstatus von 43
stillenden Müttern mit 32 nicht-stillenden Frauen mit Diabetes Typ 1.
Dabei erhielten die Stillenden keine Extra-Kohlenhydrate, wie es sonst
angeraten wird. Das Ergebnis: Während der sechsmonatigen Beobachtung
konnten keine klinisch relevanten Unterschiede zwischen den Gruppen
bezüglich des Unterzuckerungsrisikos festgestellt werden.

"Sicherlich sind die Studienergebnisse aufgrund der geringen
Probandenzahl nicht eindeutig", erläutert Schäfer-Graf, die auch
Leiterin des Diabeteszentrums für Schwangere am St. Joseph-Krankenhaus
in Berlin ist. "Dennoch reichen sie aus, um zu verdeutlichen, dass
Mütter mit einem Diabetes Typ 1 keinesfalls vor dem Stillen
zurückschrecken müssen." Voraussetzung sei allerdings, dass stillende
Mütter sich sehr genau an den aktuellen Insulinbedarf halten,
regelmäßig den Blutzucker messen und die Menge der Kohlehydrataufnahme
beachten.

Frauen mit einem Schwangerschaftsdiabetes - dem sogenannten
Gestationsdiabetes (GDM) - profitieren sogar vom Stillen: "Diese
Patientinnen haben ein mindestens 7-fach erhöhtes Risiko, nach der
Entbindung an einem dauerhaften Diabetes Typ 2 zu erkranken",
verdeutlicht Schäfer-Graf. Neuere Studien zeigten jedoch, dass sie
durch das Stillen dieses Risiko senken können. (2) Dabei scheint die
Stilldauer entscheidend für den schützenden Effekt zu sein: Je länger
sie dem Kind bestenfalls nur Muttermilch anbieten, desto deutlicher
sinkt das Risiko.

"Frauen mit Diabetes müssen während und nach der Schwangerschaft
sicher begleitet werden", so die DDG Präsidentin Professor Dr. med.
Monika Kellerer. "Dafür müssen multiprofessionelle Ambulanzen und
Diabetesschwerpunkteinrichtungen sowie Perinatalzentren mit besonderer
Expertise in der Betreuung von Schwangeren mit Diabetes besser
gefördert werden." Nur in diesen Zentren könnten Frauen hoch
qualifiziert betreut, individuell auf ihre Bedürfnisse geschult werden
und erhalten adäquates Wissen über technologische Hilfsmittel, wie
einer Insulinpumpe. Strukturierte Vorsorgeprogramme für Mutter und
Kind nach einer Schwangerschaft mit Diabetes existieren hingegen noch
nicht. "In Anbetracht steigender Gestationsdiabetes- und
Typ-2-Erkrankungen muss sich dies ändern", fordert Kellerer. "Solche
Programme könnten uns eine große primärpräventive Chance bieten, den
jährlich 40.000 an Gestationsdiabetes erkrankenden Müttern sowohl
einen späteren Typ-2-Diabetes als auch ein damit einhergehendes Risiko
für Herzkreislauferkrankungen zu ersparen."


Literatur:

(1) Ringholm L et al., Breastfeeding at night is rarely followed by
hypoglycaemia in women with type 1 diabetes using carbohydrate
counting and flexible insulin therapy. Diabetologia. 2019
Mar;62(3):387-398. 

doi: 10.1007/s00125-018-4794-9. Epub 2019 Jan 3.

https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/?term=Breastfeeding+at+night+is+rarely+followed+by+hypoglycaemia+in+women+with+type+1+diabetes+using+carbohydrate+counting+and+flexible+insulin+therapy

(2) Deutscher Gesundheitsbericht Diabetes 2020

https://www.deutsche-diabetes-gesellschaft.de/fileadmin/Redakteur/Stellungnahmen/Gesundheitspolitik/Gesundheitsbericht_2020.pdf
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EPIDEMIE/149: Corona - Beunruhigender als der Virus (medico international)


medico international - Pressemitteilung vom 1. Februar 2020

Corona

Beunruhigender als der Virus

Evakuierung, Einreiseverbot, Einschränkung der Bewegungsfreiheit. Wie die Welt auf den Corona-Virus reagiert, eskaliert die Situation weiter.

Von Dr. Andreas Wulf



Wer glaubte, die globalisierte Welt wäre nicht zu stoppen, sieht sich
seit zwei Wochen eines Besseren belehrt. Nicht die millionenstarke
Fridays for Future-Bewegung, sondern ein unscheinbarer Virus bringt
den internationalen Flugverkehr aus dem und in das globale
Wirtschaftszentrum China zum Erliegen, immer mehr Länder evakuieren
ihre Staatsbürger*innen, als wäre ein Krieg ausgebrochen, immer mehr
Staaten verhängen Einreiseverbote.

Der "Rette sich wer kann"-Reflex

Genau das wollte das Notfallkomitee der Weltgesundheitsorganisation
WHO eigentlich vermeiden. Aber die Ausrufung einer "public health
emergency of international concern" am 30. Januar 2020 scheint genau
den gegenteiligen Effekt zu haben. Anstatt der gemeinsamen Anstrengung
einer Weltgemeinschaft, die an einem Strang zieht und sich bei der
Erforschung des Virus, bei der Suche nach einem Impfstoff und bei der
Nachverfolgung bzw. Unterbrechung von Infektionsketten sowie der
Versorgung betroffener Patient*innen unterstützt, werden die
traditionellen Reflexe des "Rette sich wer kann" mobilisiert. Dem
globalen Wirtschaftszentrum China geschieht das gleiche wie 2014 den
betroffenen westafrikanischen Staaten in der Ebola-Krise.

Auch damals brach der internationale Flugverkehr und Handel mit
Guinea, Sierra Leone und Liberia entgegen der Empfehlungen der WHO
zusammen. Die Nachbarländer schlossen die Grenzen und die
internationalen Hilfsorganisationen hatten massive Schwierigkeiten,
genügend Personal für ihre Einsätze zu rekrutieren.

Schon werden Kalkulationen angestellt, um wieviel Prozent das
chinesische Wirtschaftswachstum 2020 einbrechen wird. Bei aktuell
etwas mehr als 250(*) registrierten Todesfällen (fast alle in der
Volksrepublik China) und knapp 12.000(*) bestätigten Infektionen
bleibt die Gefährlichkeit (case-fatality rate) des neuen Virus immer
noch deutlich unter der von SARS im Jahr 2003 und weit entfernt von
den Opferzahlen eines "normalen" Grippe-Winters, dessen Opfer weltweit
regelmäßig auf mehr als eine halbe Million geschätzt werden.

Kritik am autoritären Kontrollregime verschwindet

Beunruhigender als die aktuelle Entwicklung des Corona-Virus Ausbruchs
erscheint deshalb auch die Selbstverständlichkeit, mit der die
massiven Einschränkungen der Bewegungsfreiheit für Millionen von
chinesischen Bürger*innen von der WHO und der Weltgemeinschaft
offenbar als notwendig und gerechtfertigt angesehen werden.

Es muss Sorge machen, wie schnell wesentliche Grundrechte von Menschen
eingeschränkt werden. Und wie schnell die Kritik am autoritären
chinesischen Kontrollregime verschwindet, wenn es um den
vermeintlichen Schutz vor gefährlichen Keimen geht. Das Recht auf
Gesundheit darf aber nicht gegen andere Menschen- und
Bürger*innenrechte, wie das der Freizügigkeit, ausgespielt werden. Die
trotz intensiver Zensurmaßnahmen der chinesischen Behörden bekannt
gewordenen Proteste der Bevölkerung zeigen, dass hier statt mit
Augenmaß und rationalen Argumenten eine repressive Staatsmacht agiert,
um Handlungsfähigkeit gegenüber der internationalen Öffentlichkeit zu
demonstrieren.

WHO-Empfehlungen stoßen auf taube Ohren

Hier wäre eine frühzeitige klare und differenzierte Haltung der WHO
wichtig gewesen - stattdessen hat WHO-Generaldirektor Tedros Adhanom
Ghebreyesus mit einem medial prominent aufbereiteten Blitzbesuch beim
chinesischen Präsident Xi Jinping die massive Einsperrung noch
unterstützt. So wurde die Dramatik der Situation weiter angeheizt und
die Empfehlung des WHO-Notfallkomitees an die Mitgliedsländer, auf
Reise- und Handelseinschränkungen zu verzichten, stieß auf taube
Ohren.

Ein solidarischer Umgang mit der Krise muss anders aussehen. So
wichtig sie auch sind: Die Bewältigung einer solchen Epidemie kann
nicht nur Sache der Expert*innen und Regierungen sein. Ohne eine echte
Einbeziehung und aufgeklärte Mitwirkung der Betroffenen werden gerade
schwache Gesundheitssysteme massiv überfordert. Und autoritäre
Kontrollmaßnahmen eskalieren die Situation weiter - wie aus der
Ebola-Krise 2014/2015 eigentlich ausreichend bekannt ist.


(*) Anmerkung der Schattenblick-Redaktion:

Aktuelle Zahlen der WHO vom 04.02.2020:

426 Todesfälle (davon 425 in China und einen auf den Philippinen) und
20.630 bestätigte Infektionen mit dem Corona-Virus (2019-nCoV)
weltweit.
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EPIDEMIE/148: Coronavirus - Forscher berechnen die Ausbreitung (idw)


Universität Bern - 31.01.2020

Coronavirus: Berner Forscher berechnen die Ausbreitung



Epidemiologen der Universität Bern benutzten Computer-Simulationen, um die
Ausbreitung des in China neu aufgetretenen Coronavirus zu beschreiben. Sie
haben herausgefunden, dass eine mit dem Virus infizierte Person im Schnitt
zwei weitere Personen infiziert. Das bedeutet, dass es ohne starke
Kontrollmassnahmen zu einer weltweiten Pandemie kommen kann.

Seit Dezember 2019 breitet sich in China ein neues Coronavirus rasant aus.
Das Virus verursacht Atemwegserkrankungen und kann in manchen Fällen zu
starken Lungenentzündungen und bis zum Tod führen. Bis zum 29. Januar 2020
wurden innerhalb Chinas bisher 5.997(*) Krankheitsfälle bestätigt, mit
weiteren 68(*) Fällen in anderen Ländern. Der Ursprung der Epidemie lässt
sich vermutlich auf einen sogenannten «wet market» zurückführen - einen
der traditionellen Märkte in China, die lebendige sowie kurz vor dem
Verkauf geschlachtete Tiere anbieten. An einem solchen Ort könnte es zu
einer Übertragung des Virus von einem Tier zu Menschen gekommen sein.
Forscher des Instituts für Sozial- und Präventivmedizin (ISPM) der
Universität Bern haben nun berechnet, wie gut sich das Virus von Mensch zu
Mensch ausbreiten kann. Ihre Ergebnisse wurden im Fachjournal
Eurosurveillance des Europäischen Zentrums für die Prävention und die
Kontrolle von Krankheiten (ECDC) veröffentlicht.

Reproduktionszahl des Virus als Grundlage

Um die Gefahr einer weiteren Ausbreitung des Virus zu verstehen, müssen
Forschende herausfinden, wie viele Personen eine infizierte Person im
Schnitt ansteckt. Epidemiologinnen und Epidemiologen sprechen von der
sogenannten Basis-Reproduktionszahl R0. Ist diese Zahl grösser als eins,
kann sich das Virus weiter von Mensch zu Mensch ausbreiten. In diesem Fall
ist es nötig, die Reproduktionszahl mittels Kontrollmassnahmen zu senken.
Zu diesen Massnahmen gehören etwa die rasche Erkennung von infizierten
Personen, deren Isolation, und dem Auffinden der Kontakte einer Person.
Nur wenn die Reproduktionszahl unter eins fällt, kann sich das Virus nicht
mehr weiter ausbreiten, und wird langsam verschwinden.

Simulationen auf Hochleistungsrechner der Universität Bern

Julien Riou, Postdoktorand am Institut für Sozial- und Präventivmedizin,
benutzte den Hochleistungsrechner der Universität Bern, um Millionen von
verschiedenen Verläufen der Epidemie in China zu simulieren. Das Virus
hatte in jeder dieser Simulationen unterschiedliche Eigenschaften, und
diejenigen Verläufe, welche mit den bisherigen epidemiologischen Daten
übereinstimmten, wurden herausgefiltert. «Daraus lassen sich Rückschlüsse
über die tatsächlichen Eigenschaften des neuen Coronavirus ziehen», sagt
Julien Riou.

Zusammen mit dem Forschungsgruppenleiter am ISPM, dem Epidemiologen
Christian Althaus, hat er herausgefunden, dass eine mit dem Virus
infizierte Person im Schnitt ungefähr zwei weitere Personen infiziert.
«Wir können mit grosser Sicherheit sagen, dass die Basis-Reproduktionszahl
zu Beginn der Epidemie in China zwischen 1.4 und 3.8 lag», so Althaus.
«Solange dieser Wert über 1 liegt, besteht das Risiko einer weltweiten
Ausbreitung des Coronavirus, also einer Pandemie.»

Ausbreitung des Virus ähnelt SARS und Influenza

Die Eigenschaften, wie sich das Virus ausbreitet, ähneln dem im Jahr 2003
aufgetretenen SARS-assoziierten Coronavirus, welches mit dem derzeit
zirkulierenden Virus genetisch verwandt ist. Auch ähnelt das aktuelle
Virus einer pandemischen Influenza. «Falls es sich bestätigt, dass sich
das neue Coronavirus wie SARS verhält, muss man mit dem Auftreten von
sogenanntem Superspreading rechnen», erklärt Althaus. Das würde bedeuten,
dass in seltenen Fällen einzelne Personen eine sehr hohe Anzahl
Neuansteckungen verursachen. Auf der anderen Seite würden jedoch die
meisten infizierten Personen gar keine weiteren Personen infizieren, womit
es leichter wäre, neue Epidemieherde einzudämmen.

Sollte sich aber herausstellen, dass sich das Virus ähnlich einer
pandemischen Influenza, wie beispielsweise den Grippepandemien im Jahr
1918 oder 2009, verhält, wäre es viel schwieriger, eine weitere
Ausbreitung zu verhindern. In diesem Fall stecken infizierte Personen
immer etwa gleich viele Personen an, was zu gleichmässigen
Übertragungsketten führt, welche sehr schwierig einzudämmen sind.

Gefahr einer Pandemie besteht weiterhin

«Im Moment ist es deshalb zentral zu verhindern, dass sich neue
Übertragungsketten in Ländern ausserhalb Chinas bilden können», sagt
Althaus. Sobald sich das Virus in einem weiteren Land festsetzen würde,
sei es sehr schwierig, eine globale Ausbreitung zu verhindern. «Die
strengen Massnahmen, welche in China getroffen wurden, um eine weitere
Ausbreitung zu verhindern, haben die Reproduktionszahl
höchstwahrscheinlich gedrückt. Ob diese Massnahmen ausreichen, um eine
weltweite Pandemie zu verhindern werden die folgenden Wochen zeigen», so
Althaus. Die Resultate der Berner Studie bieten nun den nationalen und
internationalen Behörden eine wichtige Grundlage, um das Risiko der
weiteren Verbreitung des Coronavirus abzuschätzen.


Originalpublikation:

Riou Julien, Althaus Christian L.. Pattern of early human-to-human
transmission of Wuhan 2019 novel coronavirus (2019-nCoV), December 2019 to
January 2020. Euro Surveillance 2020;25(4).

https://doi.org/10.2807/1560-7917.ES.2020.25.4.2000058

Weitere Informationen finden Sie unter

https://tinyurl.com/UniBE-Coronavirus-Ausbreitung

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment79162

PDF als Medienmitteilung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution57

(*) Anmerkung der Schattenblick-Redaktion:

Aktuelle Zahlen der WHO vom 04.02.2020:

Innerhalb Chinas wurden bisher 20.471 Krankheitsfälle bestätigt und

159 Fälle in 23 anderen Ländern.

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Bern - 31.01.2020
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HERZ/1223: Neuer Therapieansatz zur Umkehr der Herzschwäche (idw)


Medizinische Hochschule Hannover - 03.02.2020

Neuer Therapieansatz zur Umkehr der Herzschwäche

MHH-Forscher entwickeln Blockadeverbindung gegen regulatorischen
Hauptschalter für Herzinsuffizienz / Veröffentlichung im Journal "Nature
Communications"



Bei einer Herzschwäche oder Herzinsuffizienz ist das Herz nicht mehr in
der Lage, eine ausreichende Menge Blut durch den Körper zu pumpen. Das
kann dazu führen, dass Organe, Muskeln oder andere Gewebe nicht mehr
ausreichend mit Sauerstoff und Nährstoffen versorgt sind. Bislang wird die
Erkrankung unter anderem mit Medikamenten behandelt, die den Blutdruck
senken und das Herz entlasten sollen. Einen neuen Ansatz verfolgt
Professor Dr. Dr. Thomas Thum von der Medizinischen Hochschule Hannover
(MHH). Gemeinsam mit seinem Team hat der Leiter des Instituts für
Molekulare und Translationale Therapiestrategien einen Weg gefunden, den
Baustein im menschlichen Erbgut auszuschalten, der die krankhafte
Vergrößerung des Herzmuskels zu Beginn einer Herzinsuffizienz reguliert.
Die Forschungsergebnisse hat jetzt die renommierte Fachzeitschrift "Nature
Communications" veröffentlicht.

Bei der Suche nach sogenannten nicht-kodierenden RNAs, die bestimmte
Vorgänge in den Zellen steuern, ist das Team auf die microRNA-132
(MiR-132) gestoßen. "Sie wirkt wie ein regulatorischer Hauptschalter und
ist sowohl bei Tieren als auch Menschen mit verschiedenen Herzerkrankungen
deutlich häufiger in den Herzmuskelzellen zu finden als bei Gesunden",
erklärt Professor Thum. Um MiR-132 auszuschalten, hat das Team am IMTTS
eine spezielle Substanz entwickelt. Die AntimiR-132-Verbindung ist als
sogenanntes Antisense-Oligonukleotid wie ein Spiegelbild von MiR-132
aufgebaut und fängt das pathologisch erhöhte Vorkommen der mikroRNA ab.
"Wir konnten in unseren Untersuchungen im Großtiermodell zeigen, dass die
Anwendung von AntimiR-132 den miR-132-Spiegel in den Herzmuskelzellen
senken und eine schwere Herzinsuffizienz umkehren kann", sagt Professor
Thum.

Die AntimiR-132 ist unter dem Namen CDR bei Cardior Pharmaceuticals
entwickelt worden, einem Biopharmaunternehmen, das als MHH-Ausgründung auf
Grundlage der Forschungsarbeiten des Kardiologen Professor Thum auf die
Entwicklung von innovativen Herztherapeutika spezialisiert ist. "Wir haben
unsere Leitsubstanz CDR auf Basis der Daten unserer Publikation bereits
bei Patienten mit Herzinsuffizienz getestet", sagt der Kardiologe. Bei den
Patienten wird untersucht, ob bereits wenige Verabreichungen der
Verbindung therapeutische Wirkungen zeigen, ohne dass Nebenwirkungen zu
beobachten sind. Weitere klinische Studien sollen folgen, um die
Wirksamkeit und Sicherheit des Präparates weiter zu testen.

In fünf Jahren, so hofft Professor Thum, könnte die
Next-Generation-Therapie bereits eine Marktzulassung erhalten. Ständiges
Tablettenschlucken würde dann der Vergangenheit angehören. "Eine Infusion
pro Monat wird vermutlich für eine effektive Behandlung genügen", schätzt
der Mediziner.


Originalpublikation:

https://www.nature.com/articles/s41467-020-14349-2

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution121

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Medizinische Hochschule Hannover - 03.02.2020
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PFLEGE/800: Jamaika-Koalition will die Selbstverwaltung der Pflegeberufekammer Schleswig-Holstein schwächen (DBfK)


Deutscher Berufsverband für Pflegeberufe (DBfK) Nordwest e.V. - Bad Schwartau, 30. Januar 2020

Geld gegen Eingriff in die Souveränität: Jamaika-Koalition will Selbstverwaltung schwächen

Die Pflegeberufekammer Schleswig-Holstein darf sich ihre Unabhängigkeit nicht abkaufen lassen.



Der DBfK Nordwest ist strikt gegen jeden Eingriff der Politik in die
Selbstverwaltung der Pflegeberufekammern. Eine als Starthilfe
sinnvolle Anschubfinanzierung darf nicht an Bedingungen geknüpft sein.
Denn diese untergraben die gesetzlich festgeschriebene Autonomie und
führen die zugrunde liegende Idee einer Selbstverwaltung ad absurdum.

Die Pflegeberufekammer Schleswig-Holstein wurde 2018 gegründet, um
erstmals allen Pflegefachpersonen landesweit eine adäquate
Standesvertretung zu verschaffen, mit der sie ihre Zukunft und ihr
Berufsbild nach eigenen Vorstellungen gestalten und Einfluss auf
(gesundheits-)politische Prozesse nehmen können - zum Wohle von
Menschen mit Pflegebedarf. Damit dies gelingt, müssen die politisch
Verantwortlichen den Pflegenden die Fähigkeit zusprechen, die mit
einer Emanzipation einhergehenden Konflikte innerhalb der Berufsgruppe
selbständig auszutragen. Es gibt ausreichend Herausforderungen in
diesem Prozess, so dass es unverantwortlich und anmaßend ist, wenn
politische Vertreterinnen und Vertreter sich immer wieder in die
Belange der Berufsgruppe einmischen und damit ihre Spaltung befeuern.

Umso mehr kritisiert der DBfK Nordwest die Vorgaben und Bedingungen,
die nun seitens der Politik an eine Anschubfinanzierung für die
Pflegeberufekammer Schleswig-Holstein geknüpft werden. Swantje
Seismann-Petersen, stellvertretende Vorsitzende des DBfK Nordwest,
nimmt klar Stellung: "Diesen herben Eingriff in die Selbstverwaltung
lehnen wir strikt ab. Wir fordern die Politikerinnen und Politiker
auf, der Pflegeberufekammer die notwendige Zeit und das Vertrauen
zuzugestehen, sich in Eigenverantwortung auf den Weg zu machen." Dazu
gehört auch, sie nicht in ihrer finanziellen Souveränität zu
beschneiden, was laut einem von der Kammer initiierten Rechtsgutachten
ohnehin unzulässig ist. Denn nur in bedingungsloser Autonomie ist eine
starke und unabhängige Vertretung der Pflegefachpersonen in
Schleswig-Holstein möglich.

 * 

Quelle:

Deutscher Berufsverband für Pflegeberufe (DBfK) Nordwest e.V.
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STUDIE/663: Regionale Unterschiede bei Arztbesuchen - Es liegt an den Patienten (idw)


RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung - 04.02.2020

Regionale Unterschiede bei Arztbesuchen: Es liegt an den Patienten



Deutsche gehen häufiger zum Arzt als die Bürger anderer Industriestaaten.
Laut OECD kam jeder Bundesbürger im letzten Jahr durchschnittlich auf zehn
Arztbesuche, in Frankreich sind es nur sechs und in Schweden sogar nur
drei. Doch auch innerhalb Deutschlands gibt es große Unterschiede: So
nehmen Hamburger 30% mehr ambulante Leistungen in Anspruch als
Brandenburger. Oft wird dieses Verhalten durch eine regionale Über- oder
Unterversorgung begründet. Eine aktuelle Studie des RWI -
Leibniz-Instituts für Wirtschaftsforschung und der Universität Tilburg zeigt
jedoch, dass die Unterschiede hauptsächlich auf Eigenschaften der
Patienten zurückzuführen sind - und nicht auf die ärztliche Versorgung.


Die wichtigsten Ergebnisse:

- Wie intensiv ambulante Leistungen genutzt werden, unterscheidet sich
stark zwischen einzelnen Regionen in Deutschland. Am stärksten nehmen
Menschen in Hamburg, Berlin und dem Saarland ärztliche Leistungen in
Anspruch, am wenigsten in Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern und
Sachsen-Anhalt.

- Die RWI-Studie zeigt, dass dies zu über 90 Prozent auf Unterschiede
zwischen den Patienten zurückzuführen ist. Ein Hauptgrund für das
verschiedene Gesundheitsverhalten sind demnach die jeweiligen
Einstellungen und der Gesundheitszustand der Patienten. Die Zahl und die
Ausstattung der Arztpraxen in der Umgebung spielen dagegen nur eine
geringe Rolle.

- Für die Studie werteten die Autoren die ambulanten Leistungspunkte von
mehr als sechs Millionen Krankenversicherten aus. Dabei untersuchten sie
das Verhalten von Menschen, die innerhalb des Untersuchungszeitraums von
einer Region in eine andere umzogen: Im Durchschnitt nehmen Patienten nach
einem Umzug ebenso viele ärztliche Leistungen in Anspruch wie vorher, auch
wenn sich die ambulanten Versorgungsstrukturen zwischen den Wohnorten
unterscheiden.

- Frühere Studien zeigen, dass sich die ärztliche Versorgung
beispielsweise in den USA und den Niederlanden stärker auf das
Patientenverhalten auswirkt als in Deutschland. Das könnte daran liegen,
dass die Versorgung hierzulande stärker reguliert und auch in abgelegenen
Regionen vergleichsweise gut ist. Zugleich ist das Patientenverhalten kaum
beschränkt - dafür sorgen etwa die freie Arztwahl und die geringen
Zuzahlungen.

- Bei Fachärzten spielt die Versorgung eine größere Rolle als bei
Allgemeinmedizinern. Bei ihnen sind die regionalen Unterschiede von
ambulanten Behandlungen zu rund 32 Prozent auf die Versorgung
zurückzuführen, bei Allgemeinmedizinern nur zu 7 Prozent.

"Unsere Studie macht deutlich, dass ein höheres Angebot an Ärzten nicht
automatisch dazu führt, dass Patienten öfter zum Arzt gehen", sagt
RWI-Gesundheitsökonom Ansgar Wübker, einer der Autoren der Studie.
"Stattdessen scheinen kulturelle Unterschiede und Einstellungen eine große
Rolle zu spielen. Das zeigt sich zum Beispiel daran, dass Menschen in
Ostdeutschland durchschnittlich deutlich weniger ärztlich behandelt werden
als im Westen." Allerdings könnte die ärztliche Versorgung in Zukunft eine
größere Rolle spielen, ergänzt Koautor Martin Salm von der Universität
Tilburg: "Angesichts der demografischen Entwicklung in ländlichen Regionen
dürfte die Frage, ob man zum Arzt geht oder nicht, künftig stärker von der
Versorgung abhängen als bisher."

Die Analyse basiert auf Daten von 6,3 Millionen Versicherten einer großen
deutschen Krankenversicherungsgruppe. Beobachtet wurden Patienten ab 18
Jahren im Zeitraum von 2006 bis 2012. Darunter befanden sich rund 203.000
Patienten, die im beobachteten Zeitraum umgezogen sind.


Originalpublikation:

Dieser Pressemitteilung liegt die Studie "Sources of regional variation in
healthcare utilization in Germany" von Martin Salm und Ansgar Wübker
zugrunde. Sie ist in der Januar-Ausgabe des Journal of Health Economics
erschienen.

https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S016762961830866X?via%3Dihub

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution145

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung - 04.02.2020
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ENTWICKLUNG/1510: Polymer-Membranen erleichtern Sauerstoffaustausch im Körper (idw)


Fraunhofer-Gesellschaft - 03.02.2020

Polymer-Membranen erleichtern Sauerstoffaustausch im Körper



Bei akutem Lungenversagen muss sofort gehandelt werden. In einer solchen
Notfallsituation wird der Patient oft mit einer Herz-Lungen-Maschine
beatmet. Dabei wird das Blut in einem Kreislauf außerhalb des Körpers über
Membranen mit Sauerstoff angereichert und Kohlendioxid abgereichert. Ein
Forscherteam am Fraunhofer-Institut für Angewandte Polymerforschung IAP
hat neuartige Membranstrukturen entwickelt, die einen schnelleren
Gasaustausch ermöglichen, um die Blutoxygenation für den Erkrankten
schonender zu gestalten.




[image: © Fraunhofer IAP]

Membranmorphologie mit extrem dünner Schaumschicht, aber zugleich sehr hohem Materialtransport

© Fraunhofer IAP



Schwerkranke Lungenpatienten, die an akutem Lungenversagen leiden, werden
mithilfe eines medizintechnischen Geräts beatmet - Fachleute bezeichnen
diesen Vorgang als extrakorporale Membranoxygenierung (ECMO), einer
Alternative zur klassischen maschinellen Beatmung. Dabei wird Blut über
eine Kanüle aus dem Körper abgenommen, außerhalb des Körpers mit einem
Membran-Oxygenator mit Sauerstoff angereichert, von Kohlendioxid befreit
und über eine zweite Kanüle wieder in den Blutkreislauf eingeführt. Dieser
Vorgang ist für die Betroffenen außerordentlich belastend und kann nur
über einen kurzen Zeitraum durchgeführt werden.

Asymmetrische Membranstrukturen für einen hohen Sauerstoffaustausch

Forscherinnen und Forscher am Fraunhofer IAP in Potsdam haben es sich zum
Ziel gesetzt, diesen Prozess für Patienten schonender zu gestalten. Im
Auftrag der österreichischen Firma CCORE Technology entwickeln sie
Membranmorphologien, mit denen sich die Beatmungsunterstützung
intensivieren lässt. Kommerzielle Membranen verfügen über eine
symmetrische Struktur und sind für einen langsamen Sauerstoffaustausch
ausgelegt. »Wir konzipieren daher asymmetrische Strukturen, die aufgrund
ihrer Eigenschaften einen wesentlich schnelleren Gasaustausch ermöglichen
als konventionelle Membranen«, sagt Dr.-Ing. Murat Tutuş, Wissenschaftler
am Fraunhofer IAP. »Unser Alleinstellungmerkmal ist es, aus verschiedenen
Polymeren eine gezielte Membranstruktur herstellen zu können.«

Anders als symmetrische Membranen, die in sich homogen sind, zeichnen sich
die asymmetrischen durch ihre inhomogene, uneinheitliche Porosität aus.
Zur Trennschicht hin prägen kleine Hohlräume die Struktur, darunter
befinden sich große, nach unten hin offene Hohlräume. Das Gas kann über
die großen und offenen Hohlräume in die Nähe der Trennschicht schnell
konvektiv transportiert werden, wo es anschließend nur einen kurzen Weg
langsam diffussiv zur Trennschicht über die kleinen Blasen zurücklegen
muss. Anschließend treten die Gase über eine ultradünne Schicht in das
andere Medium über. »Unsere Membranen weisen eine abgestimmte Struktur aus
dem gewünschten Membranmaterial auf. So besitzt unsere Membran einerseits
eine außerordentlich hohe Gasdurchlässigkeit und weist eine hohe
mechanische Stabilität auf und andererseits ist das Membranmaterial inert
und weich zugleich, wie es idealerweise im Kontakt mit Blut sein sollte«,
erklärt der Ingenieur.

Die Struktur wurde zunächst im Standard-Fällverfahren in Flachmembranen
umgesetzt, um später eine einfache und kostengünstige Aufskalierung
umsetzen zu können. Um die gewünschte Morphologie zu erzielen, verwendete
das Forscherteam sowohl konventionelle als auch unkonventionelle Polymere
und passte die Prozessparameter entsprechend an. »Der Sauerstofftransport
wurde unter den vorgegebenen Bedingungen um den Faktor 4 erhöht. Dabei
zeigten die hergestellten Membranen eine Druckstabilität von mindestens 7
bar, in der Regel aber größer 10 bar TMP (Transmembrane pressure)«, so
Murat Tutuş.

Membran in der Aorta platzierbar

Im nächsten Schritt wollen die Forscher die extrakorporale in eine
intrakorporale Blutoxygenation überführen. Das heißt, die Membran aus
Hohlfasern soll so miniaturisiert werden, dass sie sich in der Aorta
platzieren lässt, die einen Durchmesser von etwa einem Zentimeter hat.
»Die Herausforderung besteht darin, Membranmorphologien zu erzeugen, die
über eine kleine Oberfläche einen sehr hohen Sauerstofftransport
gewährleisten können«, sagt Murat Tutuş. Über Flachmembranen lässt sich
das nicht realisieren, daher passen der Forscher und sein Team die
Struktur an Hohlfasermembranen an. Um dies umsetzen zu können, entsteht am
Institut in Zusammenarbeit mit dem Kollegen Dr. André Lehmann eigens eine
Hohlfaserspinnanlage, die Anfang 2020 ihren Betrieb aufnehmen wird.

Da sich die Membranmorphologien an gewünschte Vorgaben anpassen lassen,
eignen sich die Trennschichten ebenso für andere medizinische Anwendungen,
etwa für die Dialyse oder zur Bestimmung des Blutzuckers. Aber auch der
industrielle Einsatz ist denkbar, beispielsweise können die
Hohlfasermembranen für die Wasseraufreinigung oder als Luftfilter
adaptiert werden.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.fraunhofer.de/de/presse/presseinformationen/2020/februar/polymer-membranen-erleichtern-sauerstoffaustausch-im-koerper.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution96

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Gesellschaft - 03.02.2020
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VORTRAG/863: Frankfurt a.M. - Sterbehilfe ... Ethische Streitpunkte und aktuelle Entwicklungen, 18.02.2020


Akademie für Ethik in der Medizin (AEM) - 4. Februar 2020

Vortragsreihe: Aktuelle medizinethische Kontroversen
Sterbehilfe: Ethische Streitpunkte und aktuelle Entwicklungen, 18.02.2020 Frankfurt



"Sterbehilfe: Ethische Streitpunkte und aktuelle Entwicklungen"

Zeit: 

Dienstag, 18. Februar 2020, 18.30 - 20.15 Uhr

Ort: 

Evangelische Akademie Frankfurt, Römerberg 9, 60311 Frankfurt

Referent: 

Prof. Dr. phil. Alfred Simon, Geschäftsführer der Akademie für Ethik in der Medizin e.V., Göttingen

Moderation: 

Dr. Kurt W. Schmidt, Evangelische Akademie Frankfurt

ACHTUNG: 

Der Vortrag wird zusätzlich via Streamingdienst übertragen. Falls Sie
nicht an der Veranstaltung vor Ort teilnehmen können, haben Sie somit
die Möglichkeit, den Vortrag per Streamingdienst zu verfolgen. Gehen
Sie dazu auf den Veranstaltungshinweis auf der Webseite der
Evangelischen Akademie Frankfurt:

https://www.evangelische-akademie.de/kalender/sterbehilfe/


Bitte beachten: 

Über den Streamingdienst wird nur der Vortrag live übertragen, jedoch
nicht die anschließende Aussprache und Diskussion!


Zum Inhalt der Veranstaltung

Ende Februar wird das Bundesverfassungsgericht über die Klagen
einzelner Ärzte, Patienten und Sterbehilfe-Vereinen entscheiden. Die
Veranstaltung nimmt dies zum Anlass, die Entwicklung der sogenannten
"Sterbehilfe-Debatte" in Deutschland in den letzten Jahrzehnten in
Deutschland nachzuzeichnen und die zentralen ethischen Streitpunkte
vor dem Hintergrund der internationalen Entwicklung darzustellen.
Dabei wird auch die aktuelle Kontroverse um den Freiwilligen Verzicht
auf Nahrung und Flüssigkeit (FVNF) aufgegriffen und die Frage
erörtert, inwieweit dieser eine Alternative zum assistierten Suizid
darstellt.

Zum § 217 StGB

Nach einer intensive Debatte im Deutschen Bundestag wurde im Dezember
2015 der neue Paragraf 217 StGB verabschiedet. Damit ist seit gut vier
Jahren die "geschäftsmäßige Förderung der Selbsttötung" verboten. Bei
Verstößen drohen bis zu drei Jahren Haft oder eine Geldstrafe. Der
Gesetzgeber wollte damit verhindern, dass Sterbehilfevereine ein
Geschäftsmodell etablieren und gesellschaftsfähig werden. Dagegen
hatten Vertreter der Vereine geklagt. Aber auch Palliativmediziner und
andere Ärzte haben gegen diese strafrechliche Regelung
Verfassungsbescherde erhoben, ebenso wie schwerkranke Patienten. Ärzte
befürchten, dass sie sich nun bei der Behandlung todkranker Patienten
strafbar machen könnten.

Die beschwerdeführenden Ärzte stützen ihre Verfassungsbeschwerden auf
eine Verletzung der Gewissens- und Berufsfreiheit. Für sie stellt der
neue § 217 StGB nicht hinreichend sicher, dass eine im Einzelfall
geleistete ärztliche Suizidhilfe straffrei bleibe. Nicht sicher zu
beurteilen sei auch, ob § 217 StGB bislang straffreie Formen der
Sterbehilfe (indirekte Sterbehilfe und Behandlungsabbruch) und der
Palliativmedizin erfasse. § 217 StGB verhindere damit eine am
Wohl des Patienten orientierte Behandlung.

Kooperation

Die Veranstaltung findet in Kooperation mit der Evangelischen
Hoffnungsgemeinde Frankfurt und dem Zentrum für Ethik in der Medizin,
Frankfurt/M. statt.

Anmeldung

Die Teilnahme an der Veranstaltung ist kostenlos, 

eine vorherige Anmeldung ist jedoch erforderlich.

Online-Anmeldung:

https://www.evangelische-akademie.de/kalender/sterbehilfe/

Telefonische Anmeldung:

Frau Claudia Mayer / Tagungsassistenz: (069) - 17 41 526 - 13

 * 

Quelle:

[AEM-AKTUELL:3636], 4. Februar 2020

Herausgeber: Akademie für Ethik in der Medizin (AEM)

Georg-August-Universität Göttingen

Humboldtallee 36, 37073 Göttingen

Telefon: 0551/39 96 80, Fax: 0551/39 39 96

E-Mail: info@aem-online.de

Internet: http://www.aem-online.de
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LABEL/5184: Warner Music Medien Newsletter KW 06 (Warner Music)


Warner Music Medien Newsletter KW 06

Hamburg, 4. Februar 2020



Die erfolgreichste und wohl auch einfallsreichste virtuelle Band der
Welt zieht ein weiteres Ass aus ihrem Ärmel: Gorillaz erobern mit
Song Machine die Leinwand und enthüllen ihr jüngstes
Cartoon-Musik-Ungetüm. Die erste Episode ihrer neuen Reihe feierte am
vergangenen Donnerstag Premiere. An der Seite von slowthai und Slaves
präsentierten 2D, Murdoc, Noodle und Russel darin ihre neue Single
"Momentary Bliss" [1], frisch aus den Kong Studios. In der ersten
Staffel von Song Machine wird die UK-Formation von einer aufregenden
und sich ständig weiterentwickelnden Liste noch nicht angekündigter
Kollaborateure begleitet und monatlich eine neue Episode
präsentieren. "Song Machine ist eine ganz neue Art, das zu tun,
was wir tun", so Drummer Russel. "Die Gorillaz brechen die
Form, weil die Form alt geworden ist. Die Welt bewegt sich schneller
als ein überladenes Teilchen, also müssen wir bereit sein, uns fallen
zu lassen." Somit wendet sich die Band einmal mehr von gängigen
Konventionen ab und startet mit neuem Konzept ins Jahr 2020. Jede
Episode wird außerdem von "Machine Bitez" begleitet, mundgerechte
Unterhaltungen zwischen den Cartoon-Band-Mitgliedern und ihren
Real-Life-Kollaborateuren - hier [2] und hier [3] zu sehen.

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


AKTUELLES

HAYLEY WILLIAMS

Vor Kurzem heizte Paramore-Frontfrau Hayley Williams mit ihrer
lodernden ersten Single "Simmer" ordentlich ein, die ebenso im
begleitenden Clip überzeugte. "Simmer" [4] war zugleich der erste
Vorbote ihres am 08.05. erscheinenden und von
Bandkollege/Kreativpartner Taylor York produzierten Solo-Debütalbums
"Petals For Armor".

Anfang letzter Woche setzte sie diesen Erzählstrang mit einem
exklusiven "Interlude" [5] zu "Simmer" fort.

Mit "Leave It Alone" [6] erscheint nun ein weiterer, großartiger
Track ihres kommenden Albums, inklusive eines Videos, das erneut
unter Regie von Warren Fu (Paramore, The 1975, The Strokes) entstand
und für reichlich Gänsehaut sorgt. Hayley Williams ist darin in einer
Art Kokon gefangen, aus dem sie sich langsam entpuppt.


WILHELMINE

In ihrer neuen Single feiert die Berliner Sängerin Wilhelmine einfach
mal sich selbst - nicht trotz, sondern vor allem wegen ihrer Fehler.
Passend dazu enthüllte sie schonmal ein Lyric Video [7] mit
handgezeichneten Elementen der Künstlerin Laura.

"'Solang du dich bewegst' ist mir ein sehr wichtiges Lied",
kommentiert sie. "Ich habe es geschrieben als Erinnerung an mich,
dass bisher immer alles gut wurde, wenn ich weitergemacht habe, vor
allem lächelnd weitergelaufen bin."

Die neue Single folgt auf die bereits veröffentlichten Titel "Meine
Liebe" und "Du". Im April startet Wilhelmine ihre "Komm wie du
bist"-Debüt-Tour. Zuvor ist sie im Februar als Support von Lotte und
im März von Selig unterwegs. Hier [8] alle Termine auf einen Blick.


MONET192

Mit ausreichend Druck, entstehen aus Kohle Diamanten. So in etwa die
Metapher der neuen Single "Diamonds" des Schweizer Rappers Monet192,
der sich selbst mit viel kreativer Energie, künstlerischer Vielfalt
und harter Arbeit in neue Sphären katapultiert hat. Die Bilanz: Weit
über 30 Mio. Streams und 15 Mio. Views.

Angefangen bei dem vom jungen Producer Maxe gebauten Beat, bis hin zu
Monets emotionaler Performance, nimmt "Diamonds" die Hörer mit auf
eine Reise, auf der es darum geht, seine inneren Dämonen im Namen
einer besseren Zukunft zu bekämpfen.

Im dazugehörigen Clip [9] sieht man Monet 192 in kriegerischer
Samurai-Kluft, bereit, seine Mission zu erfüllen. 2019 war Monet192
u.a. als "Best Swiss Act" für einen MTV EMA nominiert.


NULLZWEIZWEI

Und, was machst du gerade so? Die aus Herzogenaurach stammende
Rap-Crew Nullzweizwei - um Bazu, Rufuz und Sosa - gibt in ihrer neuen
Single "Was ich mach" [10] Antwort und berichtet auf brachiale Art
und Weise über den aktuellen Stand der Dinge. "Ja, was ich mach,
ist nicht normal."

Nachdem das Dreigespann mit "Wenn ich heut geh" das Jahr 2019 eher
besinnlich ausklingen ließ, lautet die Devise nun: Ausrasten im
Moshpit. Mit reichlich Taktgefühl, Flow und beeindruckendem
Stimmeinsatz mobilisieren Nullzweizwei ihre Anhänger auf einem von
The Ironix produzierten, kompromisslosen Straßentrack.

"Was ich mach" folgt auf erfolgreiche Singles wie "Bounce", "In die
Hocke" oder "Neugeboren" und spektakuläre Live-Shows, u.a. auf Tour
mit Antifuchs.


LARUZO

Nach seiner erst kürzlich erschienenen "Passion"-EP legt der
Dortmunder MC Laruzo mit seiner neuen Single "Wenn ich gehen muss"
nach.

Im melancholisch angehauchten und von Laruzo selbst produzierten
Track rappt er gewohnt routiniert seine Bars runter, während man ihn
im begleitenden Video [11] 'iced out' im Rolls-Royce Phantom durch
die Nacht cruisen sieht.

Der eifrige Rapper aus dem Ruhrpott präsentiert weiter ein Release
nach dem anderen: Neben seinem im August 2019 erschienen, 19 Tracks
starken Album "Est. 1991" ("Bentley Jump / Calma", "Kolibri") und
seiner vor wenigen Wochen veröffentlichten "Passion"-EP ("Aisha
Morena", "Fright Night"), arbeitet Laruzo derzeit bereits an seinem
neuen Werk, welches in naher Zukunft erscheinen dürfte.


LIAM GALLAGHER

Im neuen Video zu Liam Gallaghers Single "Once" spielt kein
Geringerer als die französische Fußball-Legende Eric Cantona die
Hauptrolle. Der Clip [12] transportiert die nostalgische Sehnsucht
nach einem unvergesslichen Moment, der niemals wiederholt werden
kann.

"Once" ist ein Song von Liam Gallaghers UK-#1-Album "Why Me? Why
Not." und erscheint nun als Teil seiner neuen, acht Tracks starken
"Acoustic Sessions"-EP. Die übrige EP versammelt sowohl ergreifende,
reduzierte Versionen von "Why Me? Why Not." als auch frische
Aufnahmen von Oasis-Klassikern.

Diese und nächste Woche ist Liam Gallagher auf seiner aktuellen
Headline-Tour durch Europa auch hierzulande live zu erleben: 05.02.
Hamburg // 10.02. Köln // 11.02. Berlin // 12.02. München.


STONE TEMPLE PILOTS

Die Stone Temple Pilots sind zurück und brechen auf ihrem neuen Album
zu einem Soundabenteuer auf. "Perdida" ist das achte Studioalbum der
US-Formation und zugleich ihr erstes rein akustisches Werk, mit zehn
persönlichen Songs, introspektiven Texten und unerwarteter
Instrumentierung.

Der Titel des von der Band selbst produzierten Albums steht für
Verlust und bringt eine düstere Atmosphäre zum Ausdruck: "Du musst
es durchleben, um es schreiben zu können, und dieses Album ist eine
Reflexion darüber, wo wir in der letzten Zeit standen", erklärt
Gitarrist Dean DeLeo.

"Perdida" erscheint diesen Freitag. Es beginnt mit einem Lebewohl auf
"Fare Thee Well", schließt jedoch mit einer hoffnungsvollen Note auf
"Sunburst" ab - ein Neuanfang.


THE MAGIC GANG

2018 hinterließen The Magic Gang mit ihrem selbstbetitelten
Debütalbum einen gehörigen Eindruck, unter anderem kletterten sie bis
auf #12 der UK Album Charts.

Heute Abend feiert ihre neueste Single "Think" [13] Premiere bei
Annie Macs "Hottest Record" (20:30 Uhr BBC R1) und läutet mit
hochtrabenden Bläserfanfaren das nächste Kapitel ein, das an Northern
Soul oder The Style Council erinnert.

"'Think' warnt zur Vorsicht", so Gitarrist und Frontmann Kris Smith.
"Es geht darum Konflikte zu vermeiden und anderen das Leben nicht
unnötig schwer zu machen." Die Single ist zugleich ein erster
schmackhafter Vorbote ihres am 15.05. erscheinenden Albums "Death Of
The Party" - produziert mit Grammy-Gewinner Ben H. Allen (Deerhunter,
Animal Collective, Gnarls Barkley).


TRACK OF THE WEEK • Saweetie & Galxara - "Sway With
Me" ("Birds Of Prey: The Album")

Am kommenden Donnerstag feiert der mit Hochspannung erwartete neue
Kino-Blockbuster und "Suicide Squad"-Spin-Off "Birds Of Prey" [14]
seinen weltweiten Kinostart. Einen Tag darauf erscheint dann auch das
vielversprechende, rein weiblich besetzte Begleitalbum "Birds Of
Prey: The Album" mit bereits veröffentlichten Tracks wie u.a.
"Diamonds" von Megan Thee Stallion und Normani, "Joke's On You" von
Charlotte Lawrence, "Boss B*tch" von Doja Cat sowie der nun
enthüllten Badgirl-Hymne "Sway With We" der Rapperin Saweetie und
ihrer Electro-Pop-Kollegin Galxara. Der Track verwendet ein Sample
des ikonischen Songs "Sway" von Dean Martin und erscheint in
Begleitung eines actionreichen, knallbunten Musikvideos [15].


WARNER MUSIC ON STAGE - CHRISTOPHER

"Jeder, mit dem schonmal schlussgemacht oder der verlassen wurde,
weiß, wie unglaublich weggeworfen man sich fühlt. Auf der Suche nach
den Gründen für das Scheitern gibt man sich oftmals selbst die Schuld
[...] Ich spürte sofort, dass dieser Song etwas Besonderes ist."

Mit diesen Worten beschreibt der internationale dänische Star
Christopher (über eine Milliarde Streams) seine aktuelle Single
"Ghost" [16] - die erste Single des 27-jährigen Multiplatin-Künstlers
seit seinem vierten, 2019 erschienenen Album "Under The Surface".

Die Single ist das Ergebnis einer intensiven Kreativphase, aus der
noch weitere unveröffentlichte Tracks hervorgingen und im Zuge derer
er mit einem organischeren Sound experimentierte.

Im Februar ist Christopher live zu Gast in Deutschland:

11.02. Berlin, Privatclub

12.02. Hamburg, Knust

15.02. Köln, Helios 37

17.02. Frankfurt, Nachtleben

18.02. Stuttgart, Im Wizemann (Studio)



  [1] http://click.email.artistarena.com/?qs=d2854db963e6d8febc4965b8c508fb0e9c083fa6c05d88a452392f9f43a0dcb47cd076000a2fd127c64d50d1f4ffdd47

  [2] http://click.email.artistarena.com/?qs=d2854db963e6d8fea81e3f0542e467930fc06567e0d341d414a0d01a7dc6ccfd434732536037c4b9526299c25a53b65c

  [3] http://click.email.artistarena.com/?qs=d2854db963e6d8fe5620708aeebd6dcebbbfd9364bf60a3a94b230b4ed67d99463585f3a107e00c5c7d0c550d5e09bb6

  [4] http://click.email.artistarena.com/?qs=d2854db963e6d8fe6b99bce71640e3637074723ef095103958cbea1a21b31a1449eaa04723a38483655f88ede465b0ab

  [5] http://click.email.artistarena.com/?qs=d2854db963e6d8fe96f9c95e5b0d1e27309b406b5d434c0e799e11c99d7e8e354ebe5272af4840ddcfd00122cb7df157

  [6] http://click.email.artistarena.com/?qs=d2854db963e6d8fe86c079689250321162d08cd41ed030659db2dab2073a9f94b2cb23bf61728b0b17b53854820bb8a4

  [7] http://click.email.artistarena.com/?qs=d2854db963e6d8feb3529c76877659df118317d23e589917b410381728b60987ef9adc30c88065b587edc47184aa2137

  [8] http://click.email.artistarena.com/?qs=d2854db963e6d8fe8f423c0381d9f8bfa123430ad682f098d7e3b054c197e02ba1c7e72574da47fbf41a745a17153696

  [9] http://click.email.artistarena.com/?qs=d2854db963e6d8fe70dd4fa3b52e7c37f362127675dd6bb73755c55aed8151185c9a2072f43c51bebb232fe87b00d4ed

[10] http://click.email.artistarena.com/?qs=d2854db963e6d8fe693c70923c1f28205f745b20f69cc15638f4a712f64e315549ec7c5b069d36a7311a138ea84dc668

[11] http://click.email.artistarena.com/?qs=d2854db963e6d8fee51baa5414481d0bb741b3a93a431e6b1f2c0ff0013ad212002fda70ebbbbec394ad284570af933f

[12] http://click.email.artistarena.com/?qs=d2854db963e6d8fefce06770ceac8096ece7a6193fcbbe6ee203c976dbfe3c11d7bd41159ac313da7702d7ff84993ce3

[13] http://click.email.artistarena.com/?qs=d2854db963e6d8fe507756a709a739b1b80a270704dd354eedbc64d4f9905f1cf40d309d79d2c0ff71217f050e9f3845

[14] http://click.email.artistarena.com/?qs=d2854db963e6d8febe89e60ae04a1199c58c9b759d763db46e9e7ed5fef5469359b5105f984562f7d9cf8f57cf89723d

[15] http://click.email.artistarena.com/?qs=d2854db963e6d8fedd8226e32833f44453fc59b199570de8080bc06fa80ecba0521f52f66dfa6669c336049c6d4766a9

[16] http://click.email.artistarena.com/?qs=d2854db963e6d8fe8cbf3a638466db0f2cad6ddcaa13d998db6ee6d7c22837f789a095bc0cfe1dd26c173994a2225d08

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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AKTION/2821: Mönchengladbach - Bigband-Sound zum Hören oder Mitmachen!, 15.03.2020


Stadt Mönchengladbach

Bigband-Sound zum Hören oder Mitmachen!



Am Sonntag, 15. März, um 16 Uhr gibt es im Carl-Orff-Saal der
Musikschule besten Bigband-Sound zu hören. Beim "Big Band Summit 20"
sind mit dabei: Junior Bigband "Jazz Pampers", Jazz Combo "Dicke
Lippe", Bigband der VHS "VeryHot Stuff"(Leitung Zdenek Bezusek) und
als besonderer Gast Hansjörg Fink (Posaune).

Der Eintritt kostet 5 ermäßigt 3 Euro.

Vorher gibt es von 10 bis 15 Uhr bereits einen Workshop für Einsteiger
und Fortgeschrittene: "Die Posaune in der Bigband". Dieser wird von
Hansjörg Fink geleitet. Eine Anmeldung ist ab dem 15. Februar möglich
unter www.musikschule-moenchengladbach.de.

Die Musikschul-Bigband "Dicke Lippe" freut sich auch auf junge
Erwachsene bis etwa 35. Gesucht werden vor allem Saxophonisten und
Posaunisten. Wer jetzt einsteigt, der hat eventuell schon die
Möglichkeit beim Konzert und Workshop Mitte März dabei zu sein.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 29.01.20

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: presse@moenchengladbach.de
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AKTION/2820: Kassel - "Was wäre, wenn?? Beethoven+Kassel", 15.-17.02.20


documenta-Stadt Kassel

"Was wäre, wenn?? Beethoven+Kassel" - Veranstaltungen im Februar
2020



Die Veranstaltungsreihe "Was wäre, wenn?? Beethoven + Kassel" findet
ihre Fortsetzung von Samstag, 15. Februar, bis Montag, 17. Februar.
Den Reigen eröffnet ein Gesprächskonzert am Samstag, 15. Februar, um
19 Uhr im Konzertsaal der Musikakademie am Karlsplatz. Unter dem Titel
"Warum Beethoven zu der Klaviersonate Opus 111 keinen dritten Satz
geschrieben hat -Thomas Manns Doktor Faustus und Adornos
Interpretation des letzten Beethovenwerks" ist der Akademiedozent Iwan
Urwalow zu hören, der eben jene letzte Klaviersonate Beethovens
interpretieren wird. Unter den Pianisten wird dieses selten öffentlich
aufgeführte Werk als die gesamte künstlerische Persönlichkeit des
Interpreten fordernd angesehen und gilt daher als besonders
anspruchsvoll. Die kompositorische Grundlage, aber auch die Wirkung
des Werks nach dem Tod des Komponisten nimmt Dr. Oliver Fürbeth,
Musikwissenschaftler und ebenfalls Akademiedozent, bei seinem
einführenden Vortrag in den Blick. Das Publikum erwartet also eine
Begegnung von Musik und Literatur sowie von drei Titanen der Ton-, der
Sprachkunst und der Philosophie. "Beethovens letzte Klaviersonate gilt
uns heute als Gipfel seines Schaffens und steht auf einer Ebene mit
der 9. Sinfonie. Sie bildet ebenfalls den Abschluss einer Epoche,"
erläutert Dr. Fürbeth. "Thomas Manns großes Alterswerk Doktor Faustus
rückt die Auseinandersetzung mit dem Werk ins Zentrum der gesamten
Roman-Konstellation. Es beruht auf einer Zusammenarbeit des Autors mit
dem Philosophen Theodor W. Adorno im amerikanischen Exil. Adornos
Beethoven-Interpretation in ihrer philosophischen Tragweite bildet
dabei die Grundlage der Roman-Gestaltung."

Der Eintritt zur Veranstaltung beträgt acht Euro. Einen ermäßigten
Eintritt zu sechs Euro erhalten Schülerinnen und Schüler, Studierende,
ALG-II-Empfänger oder Schwerbehinderte gegen Vorlage eines
entsprechenden Ausweises. Kinder bis zum vollendeten siebten
Lebensjahr zahlen vier Euro.

Am Sonntag, 16. Februar, sind ab 11 Uhr wieder Kinder im
Grundschulalter und ihre Familienangehörige, herzlich eingeladen,
unter dem Motto "Hört Beethoven?!" gemeinsam mit den Studierenden der
Elementaren Musikpädagogik und Beethovens Freunden Frau Sonne, Herrn
Wind und Herrn Sturm des Komponisten Geburtstag zu feiern.
Der Eintritt zur Veranstaltung ist frei.

Ebenfalls am Sonntag, 16. Februar, findet ab 19 Uhr der zweite Abend
der eigenen Konzertreihe der Musikakademie "Klavier und?" in deren
Konzertsaal statt. Auf dem Programm stehen die Violinsonate Nr. 6, A-
Dur, Opus 30/1, die Hornsonate F-Dur, Opus 17, in einer Bearbeitung
für Violoncello sowie die Violinsonate Nr. 8, G-Dur, Opus 30/3. Es
musizieren Studierende der Klassen Callies, Walther, Wehse, Urwalow,
Kirschner und Bertino.

Der Eintritt zur Veranstaltung beträgt acht Euro. Einen ermäßigten
Eintritt zu sechs Euro erhalten Schülerinnen und Schüler, Studierende,
ALG-II-Empfänger oder Schwerbehinderte gegen Vorlage eines
entsprechenden Ausweises. Kinder bis zum vollendeten siebten
Lebensjahr zahlen vier Euro.

Telefonisch können Karten zu allen Veranstaltungen bei der
Musikakademie unter 05 61/7 87-41 80, per Fax unter 05 61/7 87-41 88
oder per E-Mail musikakademie@kassel.de vorbestellt werden.

Die Veranstaltungspartner der Musikakademie bei den Veranstaltungen im
Februar sind das Bali-Kino, das am Sonntag, 16. Februar, ab 12 Uhr den
Film" Klang der Stille" (USA/D 2006) der Regisseurin Agnieszka Holland
zeigt. Außerdem präsentiert die Stadtbibliothek am Montag, 17.
Dezember, ab 19 Uhr im Konzertsaal der Musikakademie "Beethovens Ende -
 eine wahre Kriminalgeschichte" mit Herwig Lucas. Musikalisch umrahmt
wird der Abend durch Studierende der Musikakademie.


Informationen zum Vorverkauf und der Eintrittsregelung dieser
Veranstalter unter: http://www.filmladen.de/

https://www.kassel.de/einrichtungen/stadtbibliothek/index.php

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 03.02.20

Stadt Kassel

Kommunikation, Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus / Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@kassel.de

Internet: www.kassel.de, www.stadt-kassel.de
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LIEDER/1836: Mönchengladbach - Venrather Barde spielt im Altenheim Rheindahlen, 09.02.20


Stadt Mönchengladbach

Musik im Quartier: Venrather Barde spielt im Altenheim
Rheindahlen



Mit Wolfgang Theuerzeit startet die Konzertreihe "Musik im Quartier"
ins Jahr 2020. Am Sonntag, 9. Februar, um 16 Uhr tritt der als
Venrather Barde bekannte Sänger im Städtischen Altenheim Rheindahlen
(Mühlenwallstraße 74, 41179 MG) auf. Er überrascht seine Zuhörer mit
Geschichten unter anderem aus der keltischen Volksmusik. Mit seinen
musikalischen Erzählungen, die er mit seiner Gitarre begleitet,
schafft Theuerzeit stets eine ruhige, nachdenkliche Stimmung.

Der Eintritt ist frei.

Das Konzert ist ein Teil der Reihe "Musik im Quartier", bei der die
städtische Musikförderung Musikgruppen und öffentliche Institutionen
zusammenbringt. Die Konzertreihe wird gemeinsam von der Sozial-Holding
der Stadt Mönchengladbach GmbH und dem Kulturbüro organisiert. In
diesem Jahr finden die Konzerte nicht mehr freitags, sondern am
Sonntag statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 03.02.20

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: presse@moenchengladbach.de
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LIEDER/1835: München - Liederabend mit Fatma Said und Eric Schneider, 3.3.2020


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 4. Februar 2020

BR-KLASSIK - Studiokonzert

Liederabend mit Fatma Said und Eric Schneider

Fatma Said, Sopran

Eric Schneider, Klavier

3. März 2020, 20.00 Uhr, Studio 2 des Bayerischen Rundfunks



Die ägyptische Sopranistin Fatma Said und ihr Klavierpartner Eric
Schneider präsentieren am Dienstag, den 3. März 2020, im Studio 2 des
Bayerischen Rundfunks einen Liederabend mit französischen, deutschen
und arabischen Kompositionen. Konzertbeginn ist um 20.00 Uhr,
BR-KLASSIK überträgt live im Hörfunk.

Eigentlich wäre Fatma Said gerne Tennisprofi geworden. Doch als ein
Chorleiter in Kairo ihr musikalisches Talent erkannte und förderte,
schlug Fatmas Begeisterung vom Sport zum Singen um. Die junge
Ägypterin studierte zunächst Gesang in Berlin, wechselte dann ans
Opernstudio nach Mailand und debütierte 2016 als Pamina an der
Mailänder Scala. Im selben Jahr wurde sie in das New Generation
Artists-Programm der BBC aufgenommen.

Doch genauso wie für die Oper schlägt das Herz von Fatma Said auch für
das Lied. Im Studiokonzert am 3. März um 20.00 Uhr stellt sie dies
vielfältig unter Beweis, sowohl u.a. mit Kompositionen von Ravel,
Debussy und Weill als auch mit arabischen Liedern. Begleitet wird sie
dabei von dem Pianisten Eric Schneider, durch den Abend führt Falk
Häfner.


Programm:

Maurice Ravel - Shéhérazade

Claude Debussy - Trois Mélodies

Georges Bizet - Adieux de l'hôtesse arabe

Hector Berlioz - Zaide, op. 19 Nr. 1

Kurt Weill - Wie lange noch?, Nannas Lied, Youkali, Berlin im Licht,
This time next year

Sherif Mohie el Din - Three poems by Amal Donqul (1989)

Gamal Abdel Rehim - Die Tochter des Sultans

Karten:

Euro 24,- / 32,- (Schüler und Studenten Euro 8,-)

BRticket (0800 59 00 594) www.shop.br-ticket.de oder München Ticket
(089 / 54 81 81 81)

Live-Übertragung:

BR-KLASSIK überträgt das Konzert am Dienstag, 3. März 2020, ab 20.05
Uhr live im Hörfunk.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 4. Februar 2020

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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AUSLAND/9306: Aus aller Welt - 05.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Erdgasstreit mit der Türkei - EU plant Sanktionen

Im Streit um Gasbohrungen mit der Türkei im Mittelmeer beschloß die
EU Einreiseverbote und Vermögenssperren gegen zwei türkische
Staatsbürger. Die geplanten Sanktionen müssen nach Informationen der
Deutschen Presse-Agentur noch juristisch geprüft und anschließend von
den EU-Staaten bestätigt werden. Mit den Strafmaßnahmen versucht die
EU, die Türkei zur Einstellung der Erdgassuche vor der Küste Zyperns
zu bewegen. Ankara weist den Vorwurf illegaler Bohrungen zurück.

5. Februar 2020
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JUSTIZ/9306: Kriminalität und Rechtsprechung - 05.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Polizei findet Drogen und Bargeld unter Beifahrersitz

Münchner Fahnder haben bei einer Fahrzeugkontrolle auf einem
Autobahnparkplatz auf der A8 bei Aying 450 Gramm Heroin und 155.000
Euro Bargeld sichergestellt. Der Fahrer des Renault wurde einem
Bericht der Abendzeitung zufolge in Gewahrsam genommen. Nach
bisherigen Kenntnissen war der 41jährige Italiener auf dem Weg nach
Nürnberg. Das schlossen die Fahnder aus der Zieladresse des
Navigationssystems. Das Rauschgiftdezernat übernahm die weiteren
Ermittlungen.

5. Februar 2020
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MILITÄR/9303: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 05.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Erdogan droht Syrien mit Militäreinsatz

Der türkische Präsident Recep Tayyip Erdogan hat die syrische
Regierung aufgefordert, ihre Truppen bis Ende Februar von den
türkischen Beobachtungsposten in der nordwestsyrischen Provinz Idlib
zurückzuziehen. Sollte die syrische Armee der Forderung nicht
nachkommen, werde die Türkei die Dinge selbst in die Hand nehmen,
sagte Erdogan einem Bericht der Nachrichtenagentur AFP zufolge heute
bei einer Kabinettssitzung in Ankara. Den syrischen Artilleriebeschuß
auf türkische Truppen am Montag wertete Erdogan als eine Verletzung
des Abkommens mit Rußland über die Deeskalationszone in dieser
Region. Nach Angaben des türkischen Staatschefs war Rußland über die
Verlegung türkischer Soldaten vorab informiert worden.

5. Februar 2020
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POLITIK/9305: Aus Parlament und Gesellschaft - 05.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



SPD kritisiert Ministerpräsidentenwahl in Thüringen

In Thüringen stellt die Fünf-Prozent-Partei FDP überraschend den
neuen Ministerpräsidenten. Thomas Kemmerich wurde in Erfurt mit den
Stimmen von CDU und AfD zum neuen Regierungschef im Freistaat
gewählt. Der FDP-Politiker erhielt so eine Stimme mehr als der
bisherige Regierungschef Bodo Ramelow (Linke), der mit einer
Minderheitenregierung mit SPD und Grünen regieren wollte. Die SPD
übte massive Kritik an dem scheinbar im Vorfeld ausgehandelten Deal
zwischen CDU, AfD und FDP. Sich von Rechtsextremen zum
Ministerpräsidenten wählen zu lassen, sei komplett verantwortungslos,
twitterte Außenminister Heiko Maas (SPD) laut einem AFP-Bericht. SPD
Generalsekretär Lars Klingbeil sprach vom historischen Tiefpunkt der
deutschen Nachkriegsgeschichte.

5. Februar 2020
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SONSTIGES/9303: Tragisches und Kurioses - 05.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Dutzende Tote durch Lawinen in der Türkei

In der osttürkischen Provinz Van sind mindestens 33 Menschen bei zwei
Lawinenabgängen getötet worden. Beim ersten Lawinenunglück am
Dienstag starben fünf Menschen in einem verschütteten Kleinbus. Am
Mittwoch kam es an der gleichen Stelle zu einem weiteren
Lawinenabgang. Dabei seien auch Helfer von den Schneemassen erfaßt
worden, berichtete die Nachrichtenagentur AFP.

5. Februar 2020
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WISSENSCHAFT/8388: Aus Forschung und Technik - 05.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Mondrover Yutu-2 seit mehr als einem Jahr im Einsatz

Sei Januar 2019 erforscht erstmals ein Mondrover die Rückseite des
Erdtrabanten. Inzwischen habe Yutu-2 mehr als 367 Meter im
Von-Karman-Krater im Südpol-Aitken-Becken zurückgelegt, zitierte die
Nachrichtenagentur Xinhua aus einer Mitteilung der nationalen
chinesischen Raumfahrtbehörde CNSA. Das Roboterfahrzeug verfügt über
ein Lunar Penetrating Radar (LPR) und ein Visible and Near-Infrared
Imaging Spectrometer (VNIS), um den Boden und die Strukturen um den
Landeplatz zu ergründen.

5. Februar 2020
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AUSLAND/8402: Aus aller Welt - 05.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Polens Präsident Duda unterzeichnet Maulkorbgesetz für Richter

In Polen hat Präsident Duda ein Gesetz unterzeichnet, welches Richter
auf Linie der regierenden PiS-Partei bringen soll. Demnach drohen
Richtern eine Geldstrafe, Herabstufung oder Entlassung, wenn sie die
Entscheidungskompetenz oder Legalität eines anderen Richters, einer
Kammer oder eines Gerichts in Frage stellen. Das schließt Kritik an
der Justizreform der nationalkonservativen PiS ein. Außerdem dürfen
sich die Richter in Polen künftig nicht politisch engagieren. Das
neue Gesetz tritt 14 Tage, nachdem es im Gesetzblatt veröffentlicht
wurde, in Kraft. Die EU-Kommission hat mehrere
Vertragsverletzungsverfahren gegen Polen wegen dessen Justizreform
eingeleitet. Außerdem sind Klagen beim Europäischen Gerichtshof
anhängig.

5. Februar 2020
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GESUNDHEIT/8357: Medizin und Gesundheitswesen - 05.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Nachtarbeit macht krank

Schichtarbeit macht krank. In der Folge klagen viele Schichtarbeiter
über Schlafstörungen, Rücken- und Kreuzschmerzen sowie körperliche
Erschöpfung. Nichtsdestotrotz nimmt die Zahl der Menschen zu, die
außerhalb der normalen Arbeitszeiten einer Beschäftigung nachgehen.
So hatten letztes Jahr rund 1,7 Millionen Menschen eine Stelle mit
überlangen Arbeitszeiten. Das waren 4,6 Prozent der abhängig
Beschäftigten und 10,4 Prozent mehr als noch vor zehn Jahren. Knapp
ein Viertel der Beschäftigten arbeitet ständig oder regelmäßig am
Wochenende und knapp 14 Prozent an Sonn- und Feiertagen. Außerdem
arbeitet knapp jeder Vierte auch abends und knapp neun Prozent
nachts.

5. Februar 2020
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JUSTIZ/8390: Kriminalität und Rechtsprechung - 05.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Brandanschlag auf Polizeifahrzeug in Oldenburg

In Oldenburg ist in der Nacht auf Mittwoch ein Streifenwagen der
Polizei von Unbekannt in Brand gesetzt worden. Das Fahrzeug parkte
vor einer Polizeiwache. Vorbeifahrende Autofahrer alarmierten die
Beamten. Diese dämmten die Flammen mit Feuerlöschern ein. Dennoch
entstand an dem Fahrzeug ein erheblicher Schaden. Die Flammen griffen
nicht auf andere Dienstfahrzeuge über. Es gab auch keine Verletzten.
Die polizeilichen Ermittlungen sind angelaufen.

5. Februar 2020
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KULTUR/8312: Sprache, Kunst und Medium - 05.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Leipziger Buchmesse rechnet nicht mit Ausstellerzuwachs

Angesichts des Wettbewerbs mit den digitalen Medien rechnet der
langjährige Direktor der Leipziger Buchmesse, Oliver Zille, in diesem
Jahr eher mit einer ähnlich hohen Beteiligung von Ausstellern als mit
Zuwächsen. Wie im vergangenen Jahr ist die Frühjahrsschau der
Buchbranche auf rund 2500 Stände eingestellt.

Laut MDR Sachsen könnte eventuell im Bereich der Belletristik, bei den
Kinder- und Jugendbüchern sowie bei der Manga-Comic-Con ein Plus
herausspringen. Dagegen tue sich der Fach- und Wissenschaftsbereich
anhaltend schwerer. Dort sind höhere Einkünfte nur über die
Preisgestaltung zu erzielen.

Die zweitgrößte deutsche Buchmesse findet vom 12. bis 15. März statt.
Anders als in der Vergangenheit gibt es diesmal bei der Bücherschau
kein einzelnes Gastland mit einem umfangreichen Festival unter dem
Motto "Leipzig liest". Statt dessen sorgen zehn südosteuropäische
Länder von Albanien über Mazedonien bis Bulgarien gemeinsam für
Unterhaltung und Informationen aus der Schwerpunktregion.
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MILITÄR/8379: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 05.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Erdogan verlangt ultimativ syrischen Truppenabzug aus Idlib

Der türkische Präsident Erdogan verlangt von der Regierung in
Damaskus, daß sie bis Freitag die syrischen Streitkräfte in der
Provinz Idlib hinter die dortige Linie von zwölf türkischen
Militärposten zurückzieht. Andernfalls werden die syrischen Einheiten
von der Türkei aus Idlib vertrieben. Bis Ende Februar haben die
syrischen Streitkräfte die gesamte Region zu verlassen. Am Montag
hatten sich türkisches und syrisches Militär in der Region Kämpfe
geliefert, bei denen Dutzende Soldaten ums Leben kamen. In Idlib
bekämpft die syrische Regierung die letzten Aufständischen des
jahrelangen Bürgerkriegs mit militärischer Unterstützung durch
Rußland. Moskau wiederum ist ein Verbündeter Ankaras. Die Türkei
steht auf der Seite der Gegner von Präsident Assad in Damaskus und
ist mit eigenen Soldaten und Söldnertruppen in Syrien eingerückt.
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POLITIK/8393: Aus Parlament und Gesellschaft - 05.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Ramelow ausgetrickst

In Thüringen ist am Mittwoch die Wiederwahl des bisherigen
Ministerpräsidenten Bodo Ramelow (Die Linke) gescheitert. Dieser
hatte zusammen mit SPD und Grünen einen Minderheitsregierung bilden
wollen und bereits einen Koalitionsvertrag vereinbart. Im dritten
Wahldurchgang hätte Ramelow eine einfache Mehrheit der Abgeordneten
gereicht. Aber die FDP, die bei 73 Wählerstimmen über der
Fünfprozenthürde mit fünf Abgeordneten in den Landtag eingezogen war,
stellte den Unternehmensberater Thomas Kemmerich auf. Die AfD
verzichtete auf die Wahl ihres eigenen Kandidaten, des parteilosen
Christoph Kindervater, und stimmte für Kemmerich. Dieser erhielt
höchstwahrscheinlich weitere Stimmen aus der CDU-Fraktion, die
ursprünglich erklärt hatte, sich enthalten zu wollen. Schließlich
entfielen auf Kemmerich 45 und auf Ramelow 44 Stimmen, während
Kindervater keine einzige erhielt. Kemmerich bekundete danach seine
Abneigung gegenüber der AfD und versicherte, es habe mit dieser keine
Absprachen geben. Nach seiner Wahl zum Ministerpräsidenten lud er
CDU, SPD und Grüne zu Verhandlungen über die Kabinettsbildung ein.
Der Bundesvorsitzende Der Linken, Bernd Riexinger, nannte es einen
Tabubruch, daß die FDP Kemmerich mit den Stimmen "des Faschisten
Höcke und der AfD" wählen läßt.
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SONSTIGES/8362: Tragisches und Kurioses - 05.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Klimawandel bedroht die Schiffahrt im Panamakanal

Der Klimawandel scheint das kleine mittelamerikanische Land Panama
empfindlich zu treffen. Wie die Betreiberfirma des Panamakanals
feststellen mußte, sinkt der Wasserstand entlang der Wasserstraße, die
etwas kürzer als der Nord-Ostsee-Kanal ist.

Offenbar führten ausbleibende Regenfälle dazu, daß die Wasserstände
der Süßwasserseen, die den Kanal speisen, gesunken sind. Wie der
Verwaltungschef Ricaurte Vasquez erklärte, besteht die Gefahr, daß die
Schleusen an beiden Enden der Wasserstraße in den kommenden Jahren
möglicherweise nicht mehr zuverlässig betrieben werden können.

Um bauliche Veränderungen am Gatun-See und den Schleusen einleiten zu
können, will die Kanalgesellschaft eine zusätzliche Gebühr von den
Benutzern verlangen.

2019 sei in dem Einzugsgebiet das fünftregenärmste Jahr der
vergangenen sieben Jahrzehnte gewesen. Zudem führten höhere
Temperaturen zu stärkerer Verdunstung, hieß es.
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SOZIALES/8391: Arbeit, Soziales und Familie - 05.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Protest gegen Siemens-Beteiligung an australischem Kohleabbau

Zur Hauptversammlung von Siemens haben am Mittwoch vor der
Olympiahalle in München rund 130 Menschen gegen den Konzern und vor
allem seine Beteiligung an einem riesigen Kohleminenprojekt im
australischen Queensland protestiert. Siemens will dem indischen
Tagebaubetreiber Adani die erforderlichen Eisenbahnsignalanlagen
liefern, damit dieser jährlich Zigmillionen Tonnen Steinkohle nach
Indien verschiffen kann. Zu der Protestkundgebung hatten
Globalisierungsgegner, Klimaschutzgruppen und die Bewegung Fridays
for Future aufgerufen. Letztere mobilisierte rund hundert
Kundgebungsteilnehmer und -teilnehmerinnen. Die 17jährige
australische Aktivistin Varsha Yajman war eigens zu der Kundgebung
angereist. Sie berichtete der Nachrichtenagentur AFP, die Aborigines
in ihrer Heimat seien gegen das Tagebauprojekt von Adani und hätten
bereits viermal dagegen protestiert.
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UMWELT/8368: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 05.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Wildschweinplage in Hongkong

Während Europa versucht, sich vor dem Eindringen von Wildschweinen
und mit ihnen der afrikanischen Schweinepest zu schützen, erobern
diese Hongkong. So teilte die Stadtverwaltung der einst britischen
Kronkolonie mit, daß sich Belästigungen durch Wildschweine seit 2013
mehr als verdoppelt haben. Außerdem kursieren in der chinesischen
Metropole mehrere Berichte, daß Menschen von Wildschweinen
angegriffen und verletzt worden sind. Die Behörde für Landwirtschaft,
Fischerei und Naturschutz der Stadt fordert bereits das Einschläfern
von besonders aggressiven Exemplaren. Und nicht nur das: Einige
lokale Politiker schlugen vor, die Wildschweine zur Jagd frei zu
geben. Doch viele Einwohner Hongkongs setzen sich dafür ein, daß die
Tiere in der Stadt bleiben können.

5. Februar 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8379: Märkte und Finanzen - 05.02.2020 (SB)




VOM TAGE



DHL nimmt Preiserhöhungen im Paketversand für Privatkunden zurück

Der Paket- und Brief-Express-Dienst DHL nimmt die im Januar in Kraft
getretenen Preiserhöhungen von durchschnittlich rund drei Prozent für
den Paketversand von Privatkunden zum 1. Mai zurück. Das gab der
Mutterkonzern Deutsche Post bekannt. Die Bundesnetzagentur hatte die
von der DHL eingeführten Versandkosten als unangemessen hoch
bezeichnet und ein offizielles Verfahren dagegen eingeleitet.
Letzteres sei mit der Rücknahme der Preiserhöhungen gegenstandslos
geworden und werde eingestellt, ließ die Bundesnetzagentur verlauten.
DHL hat eine langwierige rechtliche Auseinandersetzung mit der
Bundesnetzagentur erfolgreich vermieden.
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WISSENSCHAFT/8391: Aus Forschung und Technik - 05.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Smarthome mit Gefahren

Smartphones waren gestern, die Zukunft gehört dem Smarthome. Kaum
eine Technologie zieht die Menschen derzeit mehr in den Bann als die
Vernetzung der eigenen vier Wände. Allerdings bestehen Zweifel, ob da
der Begriff "eigen" noch angebracht ist. So können Geräte wie smarte
Glühbirnen ein Sicherheitsrisiko darstellen, die selbst, wenn sie auf
den Müll geworfen wurden, noch sensible Daten wie das persönliche
WLAN-Passwort verraten können. Experten der Website Limited Results
gelang es, mehrere smarte Glühbirnen von Anbietern wie Lifx, Xiaomi,
Tuya und Wiz nicht nur in Betrieb zu nehmen. Anschließend konnten sie
sogar die darin verbauten Leiterplatten auslesen. Das ist nicht
hinnehmbar, da es Hackern Tür und Tor für ihre Manipulationen öffnet.
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BIOCHEMIE/250: Dem Geheimnis der Zellregulation auf der Spur (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 04.02.2020

Dem Geheimnis der Zellregulation auf der Spur



Ribonukleinsäuren (RNA) sorgen dafür, dass die Blaupause im Zellkern in
lebenswichtige Proteine übersetzt und die Zellfunktionen reguliert werden.
Allerdings ist wenig über die Struktur und Funktionsweise besonders langer
RNAs, die aus hunderten oder tausenden Bausteinen bestehen, bekannt.
Chemiker der Universität Bonn haben nun hierfür eine neue Methode
entwickelt: Mit winzigen "Fähnchen" markieren sie die komplexen Moleküle
und messen mit einem "molekularen Lineal" die Abstände dazwischen. Die
Ergebnisse sind vorab online im Fachjournal "Angewandte Chemie
International Edition" veröffentlicht. Die Druckausgabe erscheint
demnächst.

In lebenden Zellen läuft alles nach Plan: Die Blaupausen für sämtliche
Bau- und Betriebsstoffe sind im Zellkern abgelegt. Wird zum Beispiel ein
bestimmtes Protein benötigt, wird hierfür die genetische Information an
der DNA abgelesen und in Ribonukleinsäure (RNA) übersetzt. Die RNA
übermittelt den Bauplan an die "Proteinfabriken" der Zelle, die Ribosomen.
"Mehr als 80 Prozent der Ribonukleinsäuren sind aber überhaupt nicht an
der Produktion von Proteinen beteiligt", sagt Dr. Stephanie Kath-Schorr
vom LIMES-Institut der Universität Bonn. Wahrscheinlich ist diese
sogenannte "nicht-kodierende" RNA an verschiedenen Regulierungsvorgängen
in der Zelle beteiligt.

Wissenschaftler möchten viel besser verstehen, für welche
Steuerungsprozesse die nicht-kodierende RNA zuständig ist. "Hierfür müssen
wir aber zunächst verstehen, welche Strukturen Ribonukleinsäuren haben und
wie sie gefaltet sind", sagt Kath-Schorr. Die räumliche Struktur scheint
für die Funktion der RNA eine wichtige Bedeutung zu haben. Sie entscheidet
darüber, an welche Moleküle eine bestimmte RNA bindet und damit wichtige
Prozesse in der Zelle auslöst.

Ein Team aus Chemikern unterschiedlicher Fachbereiche der Universität Bonn
hat nun gemeinsam eine Methode entwickelt, wie sich die Struktur und
Faltung von besonders langen RNA-Molekülen aufklären lässt. "Kürzere RNAs
lassen sich mit der Kristallstrukturanalyse untersuchen, doch für große
und flexible Ribonukleinsäurekomplexe ist diese Methode sehr schwierig
anzuwenden", sagt Erstautor Christof Domnick. Die Wissenschaftler suchten
deshalb nach einem neuen Weg für RNAs, die aus mehreren hundert oder gar
tausend Bausteinen bestehen.

"Fähnchen" zur Markierung

Die Wissenschaftler um Dr. Stephanie Kath-Schorr fügten zunächst zwei
künstliche Buchstaben in den Erbgutstrang der DNA ein, die in dieser Form
nicht in der Natur vorkommen. Bei der anschließenden Übersetzung in die
RNA dienten diese künstlichen Buchstaben als eine Art "Fähnchen" zur
Markierung bestimmter Orte auf der mehrere hundert Bausteine umfassenden
Ribonukleinsäure.

Die Positionen der Markierungen auf der RNA vermaßen die Forscher mit der
PELDOR-Methode. "Wie mit einem Lineal auf molekularer Ebene lässt sich
damit der Abstand zwischen den 'Fähnchen' vermessen", sagt Prof. Dr. Olav
Schiemann vom Institut für Physikalische und Theoretische Chemie der
Universität Bonn. Die Markierungen können an unterschiedlichen Stellen der
Ribonukleinsäure platziert und der Abstand zwischen diesen Fähnchen
bestimmt werden. Aus diesen Daten entsteht ein Bild der Struktur und
Faltung der RNA.

"Wir haben zuvor mit kürzeren RNAs experimentiert und die Ergebnisse mit
theoretischen Simulationen abgeglichen", berichtet Kath-Schorr. "Die
Übereinstimmung war sehr groß und die Methode damit zuverlässig." In
Zukunft könnte die Struktur langer RNAs auch dreidimensional erfasst
werden, wenn die markierten Ribonukleinsäuren aus unterschiedlichen
Perspektiven aufgenommen werden.

Großes Anwendungspotenzial

"Unser Fernziel sind Messungen der RNA-Strukturen direkt in der Zelle",
sagt die Biochemikerin. "Das ist aber noch Zukunftsmusik." Die
grundlegende Methode hat ein großes Anwendungspotenzial. Zum Beispiel
dienen RNAs in der Krebsdiagnostik als wichtige Marker. Kath-Schorr: "Mit
unserer neuen Methode zur Strukturaufklärung langer, nicht-kodierender
Ribonukleinsäuren kann ein wichtiger Beitrag zum besseren Verständnis
zellulärer Prozesse geleistet werden."


Originalpublikation:
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FORSCHUNG/436: Wie das Meer am Gletscher nagt (idw)


Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung -
03.02.2020

Wie das Meer am Gletscher nagt



Der Eispanzer Grönlands schmilzt heute stärker als noch vor wenigen
Jahren. Denn das Tauen findet nicht nur an der Oberfläche statt - sondern
auch unter Wasser.

AWI-Forscherinnen und -Forscher haben nun eine Erklärung für ein
verstärktes Schmelzen an der Unterseite der Gletscher gefunden. Ihre
Ergebnisse wurden jetzt im Fachjournal Nature Geoscience
veröffentlicht.

Die Gletscherschmelze ist in vollem Gange: Das grönländische Eis taut
heute siebenmal schneller als noch in den 1990er-Jahren. Diese Erkenntnis
ist alarmierend, weil zu befürchten ist, dass sich die Schmelze mit dem
Klimawandel noch weiter verstärken wird. Der Meeresspiegel wird dann
entsprechend schneller steigen. Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
versuchen deshalb die Mechanismen besser zu verstehen, die zum verstärkten
Schmelzen führen. Zum einen taut der Eispanzer an der Oberseite, weil er
der Sonne und den steigenden Temperaturen ausgesetzt ist. Doch schmilzt
das Eis inzwischen auch von unten - und zwar auch im Nordosten Grönlands,
wo sogenannte Gletscherzungen zu finden sind. Dabei handelt es sich um
Eis, das von der grönländischen Landmasse ins Meer rutscht und auf dem
Wasser schwimmt - ohne vom Land abzubrechen. Die längste dieser
Gletscherzungen, der sogenannte "79°-Nord-Gletscher" liegt über eine
enorme Länge von 80 Kilometern auf dem Meer. Seit 20 Jahren hat er sich
dramatisch verdünnt, weil er zugleich an der Ober- und v.a. an der
Unterseite taut.

Zu viel Wärme vom Ozean

Ein Team um die Ozeanographin Dr. Janin Schaffer vom
Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung
(AWI) in Bremerhaven hat jetzt herausgefunden, was zu der starken Schmelze
an der Unterseite führt. Die Ergebnisse der Studie, die die Experten gerade
im Fachmagazin Nature Geoscience veröffentlicht haben, sind beunruhigend,
weil das von ihnen entdeckte Schmelzphänomen offenbar nicht nur am
"79°-Nord-Gletscher" auftritt, sondern auch anderswo das Eis tauen lassen
könnte. Für ihre Studie haben die Forscherinnen und Forscher erstmals den
Meeresboden in der Nähe des "79°-Nord-Gletscher" vom Schiff aus genauer
vermessen. Dabei stellten sie fest, dass sich am Meeresboden ein zwei
Kilometer breiter Graben befindet, in dem in der Tiefe relativ warmes
Wasser aus dem Atlantik wie in einem Kanal auf den Gletscher zuströmt.
Doch nicht nur das: Bei der genauen Analyse des Grabens entdeckte Janin
Schaffer eine Schwelle. Diese Schwelle wirkt wie eine Barriere, die das am
Meeresboden heranströmende Wasser überwinden muss. Auf der Rückseite der
Schwelle rauscht das Wasser dann mit hoher Geschwindigkeit hinab - und
direkt unter die Gletscherzunge. Die Beschleunigung des warmen
Wasserkörpers führt dabei dazu, dass pro Sekunde sehr viel Wärme aus dem
Ozean unter der Gletscherzunge vorbeiströmt, die das Gletschereis von
unten auftaut. Beunruhigend ist auch, dass die warme Wasserschicht, die in
der Tiefe in Richtung Gletscher strömt, mächtiger geworden ist. Vom
Meeresboden aus gemessen reicht sie heute 15 Meter höher als noch vor
wenigen Jahren. "Damit ist die Ursache für die zunehmende Schmelze jetzt
klar", sagt Janin Schaffer. "Weil der warme Wasserstrom jetzt größer ist,
gelangt pro Sekunde deutlich mehr Wärme als früher unter die
Gletscherzunge."

Auch andere Gebiete sind betroffen

Um herauszufinden, ob dieses Phänomen nur am "79°-Nord-Gletscher" oder
auch in anderen Gebieten auftritt, untersuchte das Team noch eine
benachbarte Region an der Ostküste Grönlands, wo sich ein anderer
Gletscher, der Zachariæ Isstrøm, ins Meer schiebt. Hier ist unlängst eine
sehr große Gletscherzunge vom Festland abgebrochen. Von einer Eisscholle
aus maßen die Forscherinnen und Forscher die Wassertemperaturen in der
Tiefe. "Die Werte deuten darauf hin, dass auch hier eine Bodenschwelle
dazu führt, dass warmes Wasser in der Tiefe Richtung Gletscher saust",
sagt Janin Schaffer. "Die intensive Schmelze an der Gletscherunterseite
wird offenbar an mehreren Stellen Grönlands stark durch die Form des
Meeresbodens bestimmt." Insgesamt helfen die Ergebnisse der Forscherin
dabei, künftig die Gesamtmenge an Schmelzwasser besser zu bestimmen, die
der grönländische Eispanzer in jedem Jahr verliert.



Das Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung (AWI) forscht in der Arktis, Antarktis und den Ozeanen der
gemäßigten sowie hohen Breiten. Es koordiniert die Polarforschung in
Deutschland und stellt wichtige Infrastruktur wie den Forschungseisbrecher
Polarstern und Stationen in der Arktis und Antarktis für die
internationale Wissenschaft zur Verfügung. Das Alfred-Wegener-Institut ist
eines der 19 Forschungszentren der Helmholtz-Gemeinschaft, der größten
Wissenschaftsorganisation Deutschlands.


Originalpublikation:

Janin Schaffer, Torsten Kanzow, Wilken-Jon von Appen, Luisa von Albedyll,
Jan Erik Arndt und David H. Roberts, "Bathymetry constrains ocean heat
supply to Greenland's largest glacier tongue", Nature Geoscience,
03.02.20, DOI: 10.1038/s41561-019-0529-x,
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FORSCHUNG/1662: Neues Quasiteilchen an der TU Wien entdeckt - Das Pi-ton (idw)


Technische Universität Wien - 04.02.2020

Neues Quasiteilchen an der TU Wien entdeckt: Das Pi-ton



Eigentlich hatte man nach etwas ganz anderem gesucht, doch gefunden
wurde ein bisher unbekanntes Quasiteilchen: Ein Bindungszustand aus zwei
Elektronen, zwei Löchern und Licht.

In der Physik gibt es ganz unterschiedliche Arten von Teilchen:
Elementarteilchen sind die fundamentalen Bausteine der Materie. Andere
Teilchen, wie zum Beispiel Atome, sind Bindungszustände aus mehreren
kleineren Bestandteilen. Und dann gibt es noch sogenannte "Quasiteilchen"
- dabei handelt es sich um Anregungen in einem System, das aus vielen
Teilchen besteht und sich in vielerlei Hinsicht wie ein eigenständiges
Teilchen verhält.

Ein solches Quasiteilchen wurde nun an der TU Wien in Computersimulationen
entdeckt und Pi-ton benannt. Es besteht aus zwei Elektronen und zwei
Löchern. Im Fachjournal "Physical Review Letters" wird das neue Teilchen
präsentiert sowie beschrieben, wie man das Pi-ton experimentell nachweisen
kann.

Ein Loch ist fast ein Teilchen

"Das einfachste Quasiteilchen ist ein Loch", erklärt Prof. Karsten Held
vom Institut für Festkörperphysik der TU Wien. "Stellen wir uns etwa vor,
dass in einem Kristall viele Atome regelmäßig angeordnet sind und an jedem
Atom ein bewegliches Elektron sitzt. Nur an einem bestimmten Atom fehlt
das Elektron - man spricht von einem Loch." Nun kann ein Elektron vom
Nachbaratom nachrücken. Das ursprüngliche Loch wird geschlossen, ein neues
Loch tut sich auf.

Anstatt die Bewegung ständig nachrückender Elektronen zu beschreiben, ist
es einfacher, die Bewegung des Lochs zu betrachten. Wenn die Elektronen
nach rechts nachrücken, dann wandert das Loch nach links - und diese
Bewegung folgt bestimmten physikalischen Regeln, genau wie die Bewegung
eines gewöhnlichen Teilchens. Im Gegensatz zu einem Elektron, das man auch
außerhalb des Kristalls beobachten kann, existiert das Loch jedoch nur im
Zusammenhang mit den anderen Teilchen, in diesem Fall spricht man von
einem "Quasiteilchen".

"Allerdings ist die Trennlinie zwischen Teilchen und Quasiteilchen nicht
so klar, wie man glauben könnte", sagt Karsten Held. "Streng genommen kann
man auch gewöhnliche Teilchen nur im Kontext ihrer Umgebung verstehen.
Sogar im Vakuum entstehen ständig Teilchen-Loch-Anregungen. Ohne sie wäre
beispielsweise die Masse eines Elektrons eine ganz andere. In diesem Sinn
sehen wir auch bei Experimenten mit ganz gewöhnlichen Elektronen in
Wahrheit ein Quasiteilchen-Elektron."

Kompliziertere Bindungen

Es gibt aber auch noch komplexere Quasiteilchen: Besonders wichtig ist
etwa das Exziton, das in der Halbleiterphysik eine entscheidende Rolle
spielt. Dabei handelt es sich um einen Bindungszustand aus einem Elektron
und einem Loch, der durch Licht angeregt wird. Das Elektron ist negativ
geladen, das Loch ist die Abwesenheit einer negativen Ladung - und somit
positiv geladen. Beide ziehen einander an und können eine Bindung
eingehen.

"Solche Exzitonen wollten wir eigentlich untersuchen", berichten Dr. Anna
Kauch und Dr. Petra Pudleiner, die Erstautorinnen der aktuellen Arbeit.
"Wir entwickelten Computersimulationen, mit denen man Effekte in
Festkörpern quantenphysikalisch genau berechnen kann." Doch bald erkannten
Anna Kauch, Petra Pudleiner und ihre Kollegin Katharina Astleithner, dass
sie bei ihren Berechnungen auf etwas ganz anderes gestoßen waren - auf ein
völlig neuartiges Quasiteilchen. Es besteht aus zwei Elektronen und zwei
Löchern, die durch Photonen an die Außenwelt koppeln.

Diesem bisher unbekannten Objekt gab das Team den Namen "Pi-ton". "Der
Name Pi-ton kommt daher, dass die zwei Elektronen und zwei Löchern durch
Ladungsdichte-Fluktuationen oder Spin-Fluktuationen zusammengehalten
werden, die von einem Gitterpunkt des Kristalls zum nächsten ihren
Charakter immer um 180 Grad umkehren - also um einen Winkel von Pi,
gemessen in Radiant", erklärt Anna Kauch. "Diesen ständigen Wechsel von
Plus nach Minus kann man sich vielleicht wie einen Wechsel von schwarz
nach weiß auf einem Schachbrett vorstellen", ergänzt Petra Pudleiner. Das
Pi-ton entsteht spontan, indem ein Photon absorbiert wird. Wenn es
verschwindet, wird wieder ein Photon emittiert.

Das Teilchen, das aus dem Computer kam

Bislang wurde das Pi-ton am Computer entdeckt und nachgewiesen. An der
Existenz des Pi-tons besteht für das Forschungsteam kein Zweifel: "Wir
haben das Phänomen des Pi-tons mittlerweile mit unterschiedlichen Modellen
untersucht - es zeigt sich immer wieder. Insofern sollte es auf jeden Fall
in unterschiedlichen Materialien nachweisbar sein", ist Karsten Held
überzeugt. "Einige experimentelle Daten, die mit dem Material Samarium-
Titanat gewonnen wurden, scheinen bereits auf das Pi-ton hinzudeuten.
Zusätzliche Experimente mit Photonen und Neutronen sollen bald Klarheit
schaffen."

Auch wenn wir ständig von unzähligen Quasiteilchen umgeben sind - die
Entdeckung einer neuen Quasiteilchen-Sorte ist etwas ganz Besonderes.
Neben dem Exziton gibt es jetzt auch das Pi-ton. Dies trägt jedenfalls
dazu bei, die Kopplung zwischen Licht und Festkörpern besser zu verstehen,
ein Themenbereich, der nicht nur in der Grundlagenforschung, sondern auch
in vielen technischen Anwendungen eine wichtige Rolle spielt - von der
Halbleitertechnologie bis zur Photovoltaik.


Originalpublikation:

A. Kauch, et al., Generic Optical Excitations of Correlated Systems:
p-tons, Phys. Rev. Lett. 124, 047401 (2020).
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FORSCHUNG/1661: Studie - Einzelnes Atom als Messsonde nutzt erstmals Quanteninformationen (idw)


Technische Universität Kaiserslautern - 04.02.2020

Studie: Einzelnes Atom als Messsonde nutzt erstmals

Quanteninformationen



Sensoren erfassen bestimmte Parameter wie Temperatur und Luftdruck in
ihrer Umgebung. Kaiserslauterer Physikern ist es mit einem Kollegen aus
Hannover erstmals gelungen, ein einzelnes Cäsium-Atom als Sensor für
ultrakalte Temperaturen zu verwenden. Um die Messdaten zu ermitteln,
nutzen sie die Quantenzustände, den Spin oder auch Eigen-Drehimpuls des
Atoms genannt. Damit haben sie die Temperatur eines ultrakalten Gases und
das Magnetfeld gemessen. Das System zeichnet sich durch eine besonders
hohe Empfindlichkeit aus. Solche Sensoren könnten künftig etwa zum Einsatz
kommen, um Quantensysteme störungsfrei zu untersuchen.

Die Arbeit wurde in der renommierten Fachzeitschrift "Physical Review X"
veröffentlicht.

Bei ihren Versuchen beobachten die Wissenschaftler um Professor Dr. Artur
Widera, der zu Quantensystemen forscht, einzelne Cäsium-Atome in einem
Rubidium-Gas, das bis nahe an den absoluten Nullpunkt abgekühlt ist - die
Temperatur ist hier nur noch ein Milliardstel Bruchteil eines Grad über
diesem Nullpunkt. In ihrer aktuellen Studie sind sie der Frage
nachgegangen, ob sich die Spin-Zustände des Cäsium-Atoms nutzen lassen, um
Informationen zu gewinnen. "Mit dem Begriff Spin bezeichnet man den
Eigendreh-Impuls eines Atoms", sagt Professor Widera von der Technischen
Universität Kaiserslautern (TUK). "Beim Cäsium gibt es sieben verschiedene
Möglichkeiten für diesen Spin." Im Fokus der Versuche stand die Temperatur
des Gases.

Ist das einzelne Cäsium-Atom in das Rubidium-Gas eingebracht, kollidieren
die Rubidium-Atome mit diesem. "Dabei kann Drehimpuls zwischen den Atomen
ausgetauscht werden, bis sich ein Gleichgewicht des Spins einstellt",
erläutert Dr. Quentin Bouton, federführender Wissenschaftler und Erstautor
der Studie. Den Spin des einzelnen Atoms messen die Forscher und können
auf diese Weise die Temperatur ermitteln. Dass diese Methode funktioniert,
zeigt ein Vergleich mit herkömmlichen Messmethoden, bei denen die Physiker
denselben Temperaturwert erhalten.

Das Besondere an der Studie war die hohe Empfindlichkeit bei der Messung.
Bei einer typischen Messung wird der Sensor mit dem kalten Gas in Kontakt
gebracht und gewartet, bis sich ein Gleichgewicht eingestellt hat. "Für
Quantensensoren existiert im Gleichgewicht eigentlich eine fundamentale
Grenze der Empfindlichkeit. Wir haben aber bereits im Vorfeld
Informationen über die Wechselwirkungen zwischen Cäsium und Rubidium mit
einfließen lassen, sodass wir nicht warten mussten, bis das Atom im
Gleichgewicht mit dem Rubidium-Gas war", fährt Bouton fort. Dadurch
besitzt das Messsystem der Kaiserslauterer Forscher eine rund zehn Mal
höhere Empfindlichkeit, als es die fundamentale Quantengrenze verlangt.
"Wir haben nur drei Spin-Drehungen, das heißt drei atomare Kollisionen,
benötigt, um zu einem Ergebnis zu kommen", so Bouton weiter. Somit ist
auch die Störung des Rubidium-Gases auf nur drei Quanten begrenzt. Das ist
ein wichtiger Schritt hin zu einer möglichst störungsarmen Messung von
empfindlichen Quantensystemen, die für zukünftige Anwendungen in der
Quantentechnologie interessant sind.

"Wir haben hier erstmals ein einzelnes Atom als Sensor verwendet, der
Quanteninformationen nutzt und dabei deutlich besser ist als ein
klassischer Sensor", betont Widera. Auch mit Magnetfeldern haben die
Physiker diesen Versuch durchgeführt und haben die magnetischen Zustände
erfasst. Ihr System als empfindlicher Sensor eignet sich beispielsweise,
um fragile Quantensysteme fast zerstörungsfrei zu untersuchen.

Neben der Arbeitsgruppe von Professor Widera war Professor Dr. Eberhard
Tiemann aus Hannover an der Arbeit beteiligt. Die Studie ist in der
renommierten Fachzeitschrift Physical Review X erschienen.
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AUSSEN/2221: USA - Das dicke Ende kommt noch


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. Februar 2020

USA: Das dicke Ende kommt noch



Anlässlich der Rede zur Lage der Nation (State of the Union) von
US-Präsident Donald Trump am 4.2.2020 erklärt Jürgen Trittin, Mitglied
im Auswärtigen Ausschuss:

Die Rede von US-Präsident Donald Trump war Wahlkampf pur. Es war ein
Plädoyer gegen das Impeachment zu seinem Machtmissbrauch. Da war viel
Selbstlob angesagt. Die Reaktionen im Kongress zwischen demokratischem
Protest und republikanischem Jubel spiegeln die tiefe Spaltung der
amerikanischen Gesellschaft wider.

Zeitgleich offenbaren die Vorwahlen in Iowa die tiefe Zerrissenheit
innerhalb der Demokraten. Die Demokraten haben auch drei Jahre nach
Amtsantritt keine Antwort auf Trump gefunden. Sie bleiben
unentschlossen, ob sie wie 2016 auf einen Kurs der Mitte setzen oder
versuchen wollen, mit einer/m linken Kandidatin/en jene Wählerinnen
und Wähler zu mobilisieren, die 2016 nicht zur Wahl gegangen sind.

Die Vorwahlen beginnen zwar gerade erst, aber schon jetzt ist klar:
Eine Fortsetzung der Vogelstrauß-Politik der Bundesregierung seit 2016
ist fahrlässig. Die Bundesregierung darf sich nicht erneut darauf
verlassen, dass Trump nicht gewinnt. Sie muss ihre Politik endlich den
Realitäten eines zerrütteten transatlantischen Verhältnisses anpassen.
Trump meint es ernst, wenn er sagt, Europa sei schlimmer als China.
Vor dieser Konfrontation kann Europa nicht länger mit Appeasement
abtauchen.

Das Fazit von Trumps Rede lautete, das Beste kommt noch. Für Europa
kann das heißen: Das dicke Ende kommt noch.
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EUROPA/1840: EU-Beitrittsgespräche mit Nordmazedonien und Albanien schnellstmöglich eröffnen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. Februar 2020

EU-Beitrittsgespräche mit Nordmazedonien und Albanien schnellstmöglich eröffnen



Anlässlich der EU-Kommissionsvorschläge zur Anpassung der
EU-Beitrittsmethodik erklärt Manuel Sarrazin, Sprecher für
Osteuropapolitik:

Die EU-Beitrittsgespräche mit Nordmazedonien und Albanien müssen
schnellstmöglich eröffnet werden. Die Torpedierungspolitik à la Macron
muss ein Ende haben. Beide Länder haben die Bedingungen ausreichend
erfüllt. Jetzt muss die EU ihren Teil der Verabredung liefern. Das
französische Veto vom Oktober 2019 war ein europäisches Desaster ohne
Not, das vor Ort enormen Schaden angerichtet und die EU viel
Glaubwürdigkeit gekostet hat. Für die Eröffnung der
EU-Beitrittsgespräche wäre eine Anpassung des Beitrittsverfahrens
vorab nicht notwendig gewesen. Die EU darf sich deshalb jetzt nicht in
endlose Verfahrensdebatten verlieren. Vielmehr muss sie beweisen, dass
das Ziel einer EU-Vollmitgliedschaft für die Westbalkanstaaten
unangetastet bleibt.

Für einen erfolgreichen EU-Beitrittsprozess sind der politische
Reformwillen vor Ort und eine verlässliche EU-Erweiterungspolitik
entscheidend. Ist beides nicht gegeben, sind Beitrittsgespräche,
gleich welcher Methodik, zum Scheitern verurteilt.

Viele der Änderungsvorschläge sind bereits im heutigen Verfahren
angelegt, wie der Schwerpunkt auf Rechtsstaatlichkeit, der
Verfahrensstopp bei Reformstau oder der Zugang zu EU-Programmen. Eine
Stärkung dieser Instrumente kann den Prozess jedoch dynamischer und
glaubwürdiger machen. Dass die nationalen Regierungen einen noch
größeren Einfluss bekommen sollen, sehen wir kritisch. Bereits heute
gibt es Veto-Möglichkeiten, die leider nicht selten zu nationalen
Alleingängen und jahrelanger Blockadepolitik geführt haben. Wir wollen
stattdessen die Rolle der Parlamente und der Zivilgesellschaft im
EU-Beitrittsprozess stärken. Beide müssen besseren Zugang zu allen
Verhandlungsdokumenten und Fortschrittsanalysen erhalten, um
öffentliche Debatten über Reformen und Versäumnisse der Regierung
besser anstoßen zu können.
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EUROPA/1839: Europäischer Stabilitäts- und Wachstumspakt - Reform für mehr Investitionen nötig


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. Februar 2020

Europäischer Stabilitäts- und Wachstumspakt: Reform für mehr Investitionen nötig



Zur angestoßenen Debatte der EU Kommission um eine Reform des
Stabilitäts- und Wachstumspakts erklären Sven-Christian Kindler,
Sprecher für Haushaltspolitik, und Franziska Brantner, Sprecherin für
Europapolitik:

Die Fiskalregeln sind zu komplex und angesichts der
Investitionsdefizite in Europa nicht mehr zeitgemäß, eine
Überarbeitung der Regeln ist notwendig. Seit Jahren wird im Euroraum
zu wenig von der öffentlichen Hand investiert. Das hat dazu geführt,
dass zu wenig für den Klimaschutz getan wurde, die Forschung im
Vergleich zu den USA und China hinterherhinkt und bei der
Digitalisierung Nachholbedarf ist. Der Vorschlag der Kommission
spricht die richtigen Themen an, er reicht aber nicht aus. Sinnvoller
als weitere Ausnahmen ist eine unkomplizierte Abschreibungsregel, die
mehr öffentliche Investitionen anreizt. Öffentliche Investitionen
sollten privaten Investitionen gleichgestellt werden und über mehrere
Jahre abgeschrieben werden können.

Die deutsche Bundesregierung darf nun nicht auf der Seite der
Blockierer stehen, sondern muss sich für einen
investitionsfreundlichen Stabilitäts- und Wachstumspakt einsetzen. Die
Fiskalregeln müssen vereinfacht und so überarbeitet werden, dass sie
nicht mehr prozyklisch, sondern im Konjunkturverlauf antizyklisch
wirken. Die Rahmenbedingungen für nationale Ausgaben müssen so
gestaltet werden, dass nachhaltige öffentliche Investitionen in
gemeinsame europäische Güter ermöglicht werden.
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GESUNDHEIT/1054: Weibliche Genitalverstümmelung beenden


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. Februar 2020

Weibliche Genitalverstümmelung beenden



Zum Internationalen Tag gegen weibliche Genitalverstümmelung am
06. Februar 2020 erklären Ulle Schauws, Sprecherin für Frauenpolitik,
und Dr. Kirsten Kappert-Gonther, Sprecherin für Gesundheitsförderung:

Genitalverstümmelung von Mädchen ist ein unsägliches Verbrechen.
Mädchen oder sogar Säuglinge werden einer traumatischen Prozedur
unterzogen, die akut lebensgefährlich verlaufen kann und lebenslange
Folgen haben wird. Es gibt zahlreiche internationale Abkommen, die
Genitalverstümmelung verbieten. Leider haben Vorgehen zur Bekämpfung
dieser Praxis bisher wenig Erfolg. Genitalverstümmelung wird noch in
zu vielen Gesellschaften als kulturelle Tradition akzeptiert
beziehungsweise sogar gefordert. Die Überzeugung, dass es sich um eine
eklatante Verletzung der körperlichen Selbstbestimmung der Betroffenen
handelt, muss sich leider immer noch verbreiten.

In Deutschland spielt weibliche Genitalverstümmelung eine weitaus
geringere Rolle als in afrikanischen und asiatischen Ländern. Dennoch
gibt es auch weibliche Genitalverstümmelung in Deutschland oder bei
Mädchen, die hier geboren werden. Wie es auch der CEDAW-Ausschuss
immer wieder fordert, braucht Deutschland eine nationale Strategie
gegen weibliche Genitalverstümmelung. Die Arbeit, die Fachverbände
hier leisten, muss ausgeweitet werden. Auch kultursensible Schulungen
von medizinischem und pflegerischem Personal, Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern in Jugendämtern, Kindergärten, Schulen und bei der
Polizei sind dringend erforderlich, um Mädchen effektiv vor
Genitalverstümmelung zu schützen.
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UMWELT/1902: Vermeidung von Einwegplastik jetzt gesetzlich verankern


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. Februar 2020

Vermeidung von Einwegplastik jetzt gesetzlich verankern



Zu den heute vorgestellten Kernforderungen der deutschen
Zivilgesellschaft "Wege aus der Plastikkrise" erklären Dr. Bettina
Hoffmann, Sprecherin für Umweltpolitik, und Steffi Lemke,
Parlamentarische Geschäftsführerin und Sprecherin für
Naturschutzpolitik:

Die Vermüllung unserer Natur mit Plastik hat ein dramatisches Ausmaß
angenommen. Mikroplastik wird in den entlegensten Winkeln der Erde
nachgewiesen, in der Arktis aber auch in deutschen Flüssen und Böden.

Die Umweltverbände legen mit ihren Kernforderungen den Finger in die
Wunde. Wir brauchen endlich einen nachhaltigeren Umgang mit Plastik.
Der an sich wertvolle Werkstoff Plastik wird viel zu oft verschwendet
und nach kurzer Einmalnutzung achtlos entsorgt. Statt immer mehr
Einweg brauchen wir kluge Mehrweglösungen und ein gesetzlich
verankertes Ziel, den Verpackungsmüll bis 2030 zu halbieren.

Die Bundesregierung muss ihr Engagement auch auf internationaler Ebene
verstärken und eine Plastikkonvention unter dem Dach der Vereinten
Nationen vorantreiben. Ziel eines globalen Abkommens muss es sein,
verbindliche Abfallreduktionsziele zu definieren und den Eintrag von
Plastik in unsere Meere und Umwelt vollständig zu stoppen.

 * 
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EUROPA/992: Vorschläge zum EU-Erweiterungsprozess sind sinnvoll


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 5. Januar 2020

Vorschläge zum EU-Erweiterungsprozess sind sinnvoll

Positive Impulse für eine Erweiterungspolitik im Interesse der EU



Die Europäische Kommission hat am heutigen Mittwoch ihre Ideen zur
Reform des EU-Erweiterungsprozesses vorgestellt. Dazu erklärt die
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Katja
Leikert:

"Die Reformvorschläge der Kommission sind kluge Impulse für eine
Erweiterungspolitik, die auch die Interessen der EU berücksichtigt.
Die Stärkung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit sowie der
wirtschaftlichen Entwicklung in den Kandidatenländern sind von
zentraler Bedeutung für das Gelingen des Erweiterungsprozesses. Die
Vorschläge zur Bündelung der bisherigen Erweiterungskapitel in sechs
Bereiche sowie zu regelmäßigen Konferenzen auf ranghoher politischer
Ebene können die Transparenz des Prozesses verbessern und
gegenseitiges Vertrauen fördern.

Es ist sinnvoll, dass die Kommission Beitritte fester an Bedingungen
knüpfen möchte. Auch die Möglichkeit, im Falle eines Stillstands der
Verhandlungen, bereits abgeschlossene Kapitel wieder aufzuschnüren,
kann zielführend sein. Gleichzeitig soll die Möglichkeit zur
Integration der Beitrittsländer in bestimmten Teilbereichen gestärkt
werden, was die Reformbereitschaft auf dem Westbalkan erhöhen dürfte.

Wir werden den Erweiterungsprozess auf dem Westbalkan auch künftig
konstruktiv und kritisch begleiten, da die europäische Perspektive
aller sechs Länder im ureigenen strategischen Interesse Deutschlands
und der EU ist."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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VERKEHR/791: Keine Zweiklassen-Gesellschaft auf unseren Autobahnen



Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 4. Januar 2020

Keine Zweiklassen-Gesellschaft auf unseren Autobahnen



Zum Vorstoß aus der Bundestagsfraktion von Bündnis 90/Die Grünen zu
Ausnahmen für Elektroautos bei einem generellen Tempolimit auf
Autobahnen können Sie den verkehrspolitischen Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Alois Rainer, wie folgt zitieren:

"Mit ihrem Vorstoß für ein Tempolimit, das einzig und allein den
Fahrer von Dieselfahrzeugen und Benzinern auferlegt werden soll,
wollen die Grünen eine Zweiklassen-Gesellschaft unter den Autofahrern
schaffen. Auf der einen Seite wären dann die Gutverdiener, die sich
einen Neuwagen mit Elektro-Motor leisten können und damit freie Fahrt
auf der Autobahn bekommen, auf der anderen Seite die
Durchschnittsbürger, die mit ihrem Benziner oder Diesel auf der
Autobahn das Nachsehen haben.

Die Grünen betreiben mit dieser Idee Klientelpolitik zugunsten der
Ökolobby und machen einmal mehr ihrem Ruf als Verbots-Partei alle
Ehre."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





INNEN/5103: Datenschutz darf kein Privileg für deutsche Staatsbürger sein


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. Februar 2020

Datenschutz darf kein Privileg für deutsche Staatsbürger sein



"Das Ausländerzentralregister (AZR) enthält 26 Millionen
personenbezogene Datensätze, auf die mehr als 16.000 Behörden und
Organisationen zugreifen können. Die Missbrauchsgefahr ist riesig, das
gilt insbesondere in Zeiten von 'NSU 2.0'. Es müssen schleunigst
Vorkehrungen getroffen werden, um die Daten der Betroffenen effektiv
zu schützen, etwa indem Zugriffsrechte eingeschränkt werden.
Perspektivisch gehört das AZR abgeschafft. Das Recht auf Datenschutz
darf kein Privileg für deutsche Staatsbürger sein, sondern muss für
alle gelten", kommentiert die innenpolitische Sprecherin der Fraktion
DIE LINKE, Ulla Jelpke, Medienberichte über die positive Bilanz des
Bundesinnenministeriums zum Datenaustauschverbesserungsgesetz. Jelpke
weiter:

"Im AZR herrscht immer noch das reinste Datenchaos. Insbesondere die
Angaben zu Ausreisepflichtigen sind mit Vorsicht zu genießen. Viele
derer, die angeblich ausreisepflichtig sind, können oder sollen das
Land nämlich gar nicht verlassen: weil sie eine Ausbildung machen,
familiäre Bindungen haben, Angehörige pflegen oder selbst schwer
erkrankt sind. Und von den Ausreisepflichtigen ohne Duldung sind
vermutlich viele längst ausgereist. Wie das Innenministerium hier von
einem Erfolg sprechen kann, ist mir schleierhaft."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 5. Februar 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





INNEN/5102: Thüringer Wahlergebnis ist Dammbruch


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 5. Februar 2020

Thüringer Wahlergebnis ist Dammbruch



Zur Wahl des Thüringer Ministerpräsidenten erklärt Bernd Riexinger,
Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

Dieses Ergebnis ist ein Dammbruch. Die Wahl des Thüringer
Ministerpräsidenten hat gezeigt, dass CDU und FDP den Wählerauftrag
nicht verstanden haben. Gemeinsam mit Stimmen der AfD haben sie die
Wiederwahl Bodo Ramelows verhindert. FDP und CDU werden damit zu
Steigbügelhaltern der rechtsextremen AfD.

Was jetzt folgen wird, ist unklar. Der gewählte Kandidat hat weder
eine Koalition noch ein Regierungsprogramm oder eine Regierung. Die
Zeichen stehen auf Neuwahl.

Dies ist ein bitterer Tag für die Demokratie.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 5. Februar 2020

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





SICHERHEIT/2046: Militärmissionen beenden - Bundeswehr abziehen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. Februar 2020

Militärmissionen beenden - Bundeswehr abziehen



"Die Mittel, die von der Bundesregierung in die Verlängerung der
Bundeswehr-Mandate gesteckt werden, müssen in zivile Friedens- und
Wiederaufbauprogramme investiert werden. DIE LINKE lehnt die
Militäreinsätze im Südsudan und in Darfur ab", erklärt Heike Hänsel,
stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, zu den heute im
Bundeskabinett beschlossenen Anträgen der Bundesregierung zur
Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an der
Mission der Vereinten Nationen in der Republik Südsudan (UNMISS) sowie
der Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an dem Hybriden
Einsatz der Afrikanischen Union und der Vereinten Nationen in Darfur
(UNAMID). Die Außenpolitikerin weiter:

"Obwohl die internationale Militärmission in der sudanesischen Provinz
Darfur dieses Jahr hätte beendet werden sollen, legt die
Bundesregierung dem Parlament wieder eine Verlängerung vor. Dabei ist
die Bundeswehr durch die anhaltende Militarisierung der Konflikte
selbst seit rund 15 Jahren Teil der Probleme vor Ort und trägt mit
ihrer Präsenz nicht zur Konfliktlösung bei. Die Vermengung ziviler,
humanitärer und sicherheitspolitischer beziehungsweise militärischer
Aufgaben ist kontraproduktiv, da die Bevölkerung so eben nicht
geschützt, sondern Teil der Auseinandersetzungen wird. Auch die
Kooperation zwischen dem Sudan und der Bundesregierung im
Migrationsbereich dient ausschließlich den Interessen der
Bundesregierung und nicht der Zivilbevölkerung.

Wieder einmal wird deutlich: Der Bundesregierung geht es bei der
Verlängerung der beiden Militäreinsätze in Afrika nicht um eine
nachhaltige, zivile Konfliktlösung und eine Verbesserung der Situation
vor Ort, sondern darum, Migrationsabwehr auf dem afrikanischen
Kontinent zu manifestieren. DIE LINKE fordert den Abzug der Bundeswehr
und die Stärkung zivilgesellschaftlicher Ansätze in der Region."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 5. Februar 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/9459: Heute im Bundestag Nr. 150 - 05.02.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 150

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 5. Februar 2020, Redaktionsschluss: 14.03 Uhr

1. Menschenrechtslage in Simbabwe

2. Projekt Neue Seidenstraße thematisiert

3. Umfrage-Veröffentlichungen vor Wahlen

4. Linke thematisiert Adbusting

5. Entscheidungen der Bremer Bamf-Stelle

6. Angriffe auf Politiker und Parteibüros



1. Menschenrechtslage in Simbabwe

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Menschenrechtslage in Simbabwe ist ein Thema der
Antwort der Bundesregierung (19/16812) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/16098). Danach ist die allgemeine
Menschenrechtslage in dem südafrikanischen Land "angespannt". Aufgrund
der schwierigen wirtschaftlichen Lage werden wirtschaftliche und
soziale Rechte großer Teile der Bevölkerung laut Bundesregierung nicht
gewahrt. Der Anteil der nicht formell Beschäftigten liege bei zirka 85
Prozent. Nahezu die Hälfte der Bevölkerung werde Anfang 2020 auf
Nahrungsmittelhilfe angewiesen sein. Die Trinkwasserversorgung in den
urbanen Ballungszentren sei weitgehend zusammengebrochen.

Wie die Bundesregierung ferner ausführt, werden nach ihren
Informationen darüber hinaus auch demokratische und politische
Teilhaberechte zusehends eingeschränkt. Seit den Unruhen Anfang 2019
stünden Vertreter der Opposition, von Gewerkschaften und
zivilgesellschaftlichen Organisationen unter verstärkter Beobachtung
des Geheimdienstes. Kurzzeitige, willkürliche Verhaftungen und
"Entführungen" durch unbekannte Täter trügen ebenfalls zur
Einschüchterung bei. Immer wieder komme es auch zu offener
Gewaltanwendung von Sicherheitskräften gegen Oppositionsmitglieder,
Gewerkschaftsvertreter und Vertreter von zivilgesellschaftlichen
Organisationen.

Demonstrationslagen wie im August 2018 sowie im Januar, August und
November 2019 sind den Angaben zufolge wiederholt eskaliert. Die
Sicherheitskräfte seien bei diesen Gelegenheiten mit großer Härte
gegen Demonstranten vorgegangen. "Im Zuge der gewaltsamen
Niederschlagung der Proteste kam es nach Kenntnis der Bundesregierung
zu Massenverhaftungen und Misshandlungen durch Sicherheitskräfte",
heißt es in der Antwort weiter. Bei den Vorfällen im August 2018 und
im Januar 2019 seien insgesamt 23 Todesfälle zu beklagen gewesen. Eine
strafrechtliche Aufarbeitung der Vorfälle im Hinblick auf
Gesetzesübertretungen der Sicherheitskräfte finde "nach Kenntnis der
Bundesregierung entgegen Regierungszusagen nicht statt".

Ungeachtet dieser Einschränkungen demokratischer und politischer
Teilhaberechte ist die Presseberichterstattung laut Vorlage als
weitgehend frei zu bezeichnen. Weiterhin könnten auch
regierungskritische Beiträge publiziert werden.

 * 

2. Projekt Neue Seidenstraße thematisiert

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Das Projekt "Neue Seidenstraße" thematisiert die 
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/16820). Danach geht die Fraktion
"davon aus, dass die ,Neue Seidenstraße' eines der, wenn nicht sogar
das wichtigste neue Wirtschafts- und Verkehrsprojekt im Dreieck
Europa, Asien und Afrika sein wird, bei dem mehr als 65 Länder mit 4,5
Milliarden Menschen in erster Linie über die Eisenbahn verbunden sein
werden". Die Grundidee gehe auf den chinesischen Präsidenten Xi
Jinping im Jahr 2013 zurück, heißt es ferner in der Vorlage. Es solle
"eine Win-win-Situation für alle beteiligten Länder sein".

Wissen wollen die Abgeordneten, welche Initiativen die Bundesregierung
bei dem Projekt "Neue Seidenstraße" in Deutschland sowie auf
europäischer und internationaler Ebene unterstützt. Auch erkundigen
sie sich danach, welche Infrastrukturprojekte nach Kenntnis der
Bundesregierung in Deutschland für die "Neue Seidenstraße" gefördert,
ausgebaut oder geplant werden. Ferner fragen sie unter anderem, ob die
Bundesregierung ein Rahmenabkommen mit China "ähnlich dem
italienischen Rahmenabkommen vom 23. März 2019" plant.

 * 

3. Umfrage-Veröffentlichungen vor Wahlen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte wissen, inwiefern die
Bundesregierung Kenntnis davon hat, "ob die Veröffentlichung von
Umfragen zu Wahlprognosen oder zum Wahlverhalten unmittelbar vor einer
Wahl direkt wahlbeeinflussend sind oder sein können". Auch erkundigt
sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/16935) unter anderem danach, ob
durch die Bundesregierung eine Sperrfrist für Veröffentlichungen von
Umfragen zu Wahlprognosen oder zum Wahlverhalten unmittelbar vor einer
Wahl geplant ist.

 * 

4. Linke thematisiert Adbusting

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um das sogenannte Adbusting geht es in einer Kleinen
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/16887). Wie die Fraktion darin
ausführt, werden bei "Adbusting" Werbeplakate "künstlerisch bearbeitet
und dadurch in ihren Aussagen überspitzt oder verfremdet, so dass die
von den Auftraggebern der Werbung angestrebte Wirkung verfehlt wird
beziehungsweise sich ins Gegenteil verkehrt". Wissen wollen die
Abgeordneten, wie viele politisch motivierte Adbusting-Aktionen es in
den Jahren seit 2015 nach Kenntnis der Bundesregierung gegeben hat.
Auch fragen sie unter anderem, wie viele hiervon nach Auffassung der
Bundesregierung in den Bereich der politisch motivierten Kriminalität
fallen

 * 

5. Entscheidungen der Bremer Bamf-Stelle

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Sachstand zu Verdächtigungen gegenüber der
ehemaligen Leiterin der Bremer Außenstelle des Bundesamts für
Migration und Flüchtlinge" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/16888). Darin erkundigt sich die Fraktion
danach, wie die aktuelle Bilanz der Überprüfung positiver Bremer
Bescheide lautet, "die unter der Leitung von Frau B. ergangen sind",
Auch will sie wissen, wie es die Bundesregierung bewertet, dass nach
ihrer Auskunft "alle Rücknahmen/Widerrufe positiver Bremer
Entscheidungen, soweit sie bislang durch Verwaltungsgerichte
inhaltlich überprüft wurden (sechs Fälle, Stand Mitte Mai 2019),
ihrerseits wieder aufgehoben und Abschiebungsverbote in Bezug auf
Bulgarien wieder hergestellt wurden". Ferner fragt sie unter anderem,
ob das nicht auch aus Sicht der Bundesregierung ein starkes Indiz
dafür ist, "dass die umstrittene Bremer Entscheidungspraxis im
Grundsatz richtig war".

 * 

6. Angriffe auf Politiker und Parteibüros

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Angriffe auf Politiker, Parteibüros und Wahlplakate
im vierten Quartal 2019" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
AfD-Fraktion (19/16849). Darin erkundigen sich die Abgeordneten unter
anderem danach, welche Kenntnisse die Bundesregierung "nach Auswertung
der politisch motivierten Kriminalität (KPMD-PMK) beziehungsweise der
Fallzahlendatei Lapos über Angriffe auf
Parteieinrichtungen/-repräsentanten der im Deutschen Bundestag
vertretenen Parteien für das vierte Quartal 2019" hat.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 150 - 5. Februar 2020 - 14.03 Uhr
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BUNDESTAG/9458: Heute im Bundestag Nr. 149 - 05.02.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 149

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 5. Februar 2020, Redaktionsschluss: 11.55 Uhr

1. Europäische Medienplattformen

2. Haltung zu Routerzwang

3. Angriffe auf die Deutsche Bahn AG

4. Zahl der Fachministerkonferenzen erfragt

5. Bahnstrecken im Bezirk Unterfranken

6. Wettbewerb bei Mobilitätsdiensten

7. Grüne fragen nach Zukunft der Gäubahn



1. Europäische Medienplattformen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/FNO) Der Bundesregierung liegen neben öffentlich
zugänglichen Informationen keine weiteren Daten zu sogenannten
Public-Open-Spaces (POS) vor. Das schreibt sie in einer Antwort
(19/16793) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/16445).
POS und die europäische Variante EPOS sollen einen regulierten Raum
im Internet bilden, dadurch könne gegen unerwünschte Phänomene wie
Desinformation, Internetmobbing oder jugendgefährdende Inhalte
besser vorgegangen werden. Da sich die Bundesregierung bisher nicht
vertieft mit POS oder EPOS befasst habe, gebe es noch keine
inhaltliche Position oder Bewertung. In der Antwort verweist die
Bundesregierung allerdings auf die zahlreichen Chancen und
Kommunikationsmöglichkeiten, die das freie Internet mit sich gebracht
habe.

 * 

2. Haltung zu Routerzwang

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion fragt die Bundesregierung nach
deren Haltung zum Thema Routerzwang. In einer Kleinen Anfrage
(19/16943) thematisieren die Abgeordneten die Umsetzung eines
Europäischen Kodex für die elektronische Kommunikation in nationales
Recht. Sie möchten wissen, wann es dazu einen Gesetzentwurf gibt.

 * 

3. Angriffe auf die Deutsche Bahn AG

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl der Angriffe auf Bahngleise und
Bahnanlagen der Deutschen Bahn AG in den Jahren 2018 und 2019
erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/16848).
Auch möchte sie unter anderem wissen, wie viele Cyberangriffe in
diesen Jahren auf die Deutsche Bahn AG erfolgten.

 * 

4. Zahl der Fachministerkonferenzen erfragt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion will wissen, wie viele
Fachministerkonferenzen nach Kenntnis der Bundesregierung in der
laufenden Legislaturperiode stattgefunden haben. Auch erkundigt sie
sich in einer Kleinen Anfrage (19/16799) danach, an wie vielen Treffen
nach Kenntnis der Bundesregierung die jeweiligen Bundesminister
teilgenommen haben und an wie vielen die jeweiligen Minister der
Länder. Ferner fragen sie unter anderem, an wie vielen Treffen die
Minister von parlamentarischen Staatssekretären vertreten wurden.

 * 

5. Bahnstrecken im Bezirk Unterfranken

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die Reaktivierung und Elektrifizierung von
Bahnstrecken im Bezirk Unterfranken (Bayern) thematisiert die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/16598). Die
Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen,
welche Position sie zur Reaktivierung der Mainschleifenbahn zwischen
Seligenstadt und Volkach Schweinfurt, zum Wiederaufbau der Bachgaubahn
zwischen Aschaffenburg und Großostheim Schweinfurt und zur
Elektrifizierung und Beschleunigung der Maintalbahn zwischen
Miltenberg und Aschaffenburg hat.

 * 

6. Wettbewerb bei Mobilitätsdiensten

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die Entwicklung neuer Mobilitätsplattformen
thematisiert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen
Anfrage (19/16597). Die Abgeordneten kritisieren in der Vorlage, die
Bundesregierung habe für den Haushalt 2020 die Mittel für die
Einführung des E-Ticketing gestrichen. Zudem sei die Deutsche Bahn vor
kurzem erneut in den Fokus des Bundeskartellamtes gerückt. Der Vorwurf
laute, "dass der bundeseigene Konzern seine starke Marktposition
ausnutzt, indem er andere Mobilitätsanbieter behindert, die ebenfalls
Fahrgastinformationen liefern und mit dem Verkauf von Tickets über
Plattformen Geld verdienen wollen".

Die Bundesregierung soll nun darüber Auskunft geben, wie sie die
Ausgangsbedingungen für einen fairen Wettbewerb unter allen
Mobilitätsdiensten wahren möchte. Welche konkrete Rolle die Deutsche
Bahn und ihre Plattform, der DB-Navigator, aus Sicht der
Bundesregierung bei der Umsetzung einer digitalen Mobilitätsplattform
spielen soll, interessiert die Grünen ebenfalls.

 * 

7. Grüne fragen nach Zukunft der Gäubahn

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für die Zukunft der Schienenfernverkehrsverbindung
Stuttgart - Zürich (Gäubahn) interessiert sich die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen. In einer Kleinen Anfrage (19/16652) wollen die
Abgeordneten von der Bundesregierung unter anderem wissen, ob die
Ausschreibung der Hauptbauleistungen für den Abschnitt Horb -
Neckarhausen bereits erfolgt ist. Wann nach aktuellem Planungsstand
mit dem Baubeginn und wann mit der Fertigstellung der beiden weiteren
zum zweigleisigen Ausbau vorgesehenen Streckenabschnitte zu rechnen
ist, interessiert die Parlamentarier ebenso.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 149 - 5. Februar 2020 - 11.55 Uhr
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BUNDESTAG/9457: Heute im Bundestag Nr. 148 - 05.02.2020


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 148

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 5. Februar 2020, Redaktionsschluss: 11.09 Uhr

1. Regierung beurteilt Asien-Bank positiv

2. Selbstständige in Rentenversicherung

3. Peer-Berater in EUTB-Beratungsstellen

4. Durchsetzungsstelle für Fahrgastrechte

5. Prüfungen für Flugsicherungstechniker

6. Eisenbahnbrücken in Nordrhein-Westfalen



1. Regierung beurteilt Asien-Bank positiv

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung beurteilt die Arbeit der Asian
Infrastructure Investment Bank grundsätzlich positiv. Seit Aufnahme
der Geschäftstätigkeit im Jahr 2016 habe die Bank Projekte im Umfang
von zwölf Milliarden US-Dollar unternommen und wichtige Meilensteine
bei der Integration in die internationale Finanzarchitektur erreicht.
Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/16515) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/16224) weiter mitteilt, erachtet sie die
Kontrollmöglichkeiten des Verwaltungsrats als ausreichend. Transparenz
und Zugang zu Informationen würden der gängigen Praxis internationaler
Finanzinstitutionen entsprechen.

 * 

2. Selbstständige in Rentenversicherung

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über ihren Zeitplan für die im Koalitionsvertrag
vereinbarte "Einbeziehung von Selbstständigen in die gesetzliche
Rentenversicherung mit Opt-out-Lösung und Altersvorsorgepflicht"
berichtet die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/16819) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/16455). Danach
ist nach derzeitiger Planung vorgesehen, möglichst noch in der ersten
Jahreshälfte 2020 dazu einen Referentenentwurf vorzulegen.

Wie die Bundesregierung weiter ausführt, hat das Bundesministerium für
Arbeit und Soziales im vergangenen Jahr eine Reihe von Fachgesprächen
mit Verbänden und Sachverständigen geführt. "Auf der Basis auch der
Ergebnisse dieser Gespräche und unter Beachtung der Vorgaben aus dem
Koalitionsvertrag" würden derzeit die gesetzlichen Regelungen
erarbeitet und fachlich abgestimmt.

 * 

3. Peer-Berater in EUTB-Beratungsstellen

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Zahl der in Beratungsstellen der "ergänzenden
unabhängigen Teilhabeberatung" (EUTB) arbeitenden Menschen, die
sogenannte "Peer-Beratungen" vornehmen, ist ein Thema der Antwort der
Bundesregierung (19/16818) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/16446). Danach ist "Peer" definiert als
"Eigenschaft, die durch die eigene Behinderungserfahrung oder den
Status als nahe Angehörige oder naher Angehöriger eines Menschen mit
Behinderungen (zum Beispiel Eltern von behinderten Kindern) erlangt
wird". Dabei ist "Peer" nicht gleichzusetzen mit einem vorhandenen
Grad der Behinderung, wie die Bundesregierung weiter erläutert.

Ihren Angaben zufolge waren im Dezember 2018 insgesamt 1.180 Personen
sozialversicherungspflichtig in EUTB-Angeboten beschäftigt, von denen
757 Personen (zirka 64 Prozent) angaben, "Peer-Beratungen"
durchzuführen, Des Weiteren waren zu diesem Zeitpunkt laut Vorlage 668
Personen geringfügig oder ehrenamtlich in EUTB-Angeboten beschäftigt,
von denen 593 Personen angaben, über die "Peer"-Eigenschaft zu
verfügen.

 * 

4. Durchsetzungsstelle für Fahrgastrechte

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Im Eisenbahnverkehr ist das Eisenbahn-Bundesamt
(EBA) "aufgrund der Sachnähe" als Durchsetzungsstelle für
Fahrgastrechte benannt worden. Das teilt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/16736) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/16379)
mit. Die jüngste Gesetzesänderung des Allgemeinen Eisenbahngesetzes in
2019 habe dafür gesorgt, dass bundesweit nur noch eine
Durchsetzungsstelle vorhanden ist, heißt es in der Antwort. Schwierige
Abgrenzungsfragen seien entfallen, die Fahrgastfreundlichkeit und
damit auch das Niveau des Verbraucherschutzes gestiegen. Zusätzlich zu
den aus europäischem Recht folgenden Fahrgastrechten sei dem EBA die
Aufsicht über die Einhaltung der im nationalen Recht verankerten
Fahrgastrechte übertragen worden, schreibt die Bundesregierung.

 * 

5. Prüfungen für Flugsicherungstechniker

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Abschaffung der Erlaubnis- und
Berechtigungspflicht für Flugsicherungstechniker und
Flugsicherungsingenieure hätte laut Bundesregierung zur Folge, dass
die staatliche Prüfung und die Ausstellung eines staatlichen
Erlaubnisscheins entfallen. "An deren Stelle träten die Prüfung und
der Erlaubnisschein durch zertifizierte Flugsicherungsorganisationen",
heißt es in der Antwort der Regierung (19/16730) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/16407). Das Bundesministerium für Verkehr
und digitale Infrastruktur (BMVI) arbeite an einer Novellierung der
"Verordnung über das erlaubnispflichtige Personal in der Flugsicherung
und seine Ausbildung" (FSPersAV), schreibt die Regierung. Im Rahmen
der Novellierung werde überprüft, "ob und in welchem Umfang auf eine
Erlaubnis staatlich zertifizierter Flugsicherungsorganisationen
umgestellt werden kann". Zum Zeitrahmen könnten keine genauen Aussagen
getroffen werden, heißt es weiter.

 * 

6. Eisenbahnbrücken in Nordrhein-Westfalen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach maroden Eisenbahnbrücken in Nordrhein-Westfalen
erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen
Anfrage (19/16636). Die Bundesregierung wird unter anderem gefragt,
wie viele Eisenbahnbrücken in Nordrhein-Westfalen aktuell dringend
sanierungsbedürftig sind und wie hoch deren Anteil an der gesamten
Anzahl der Eisenbahnbrücken in dem Bundesland ist.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 148 - 5. Februar 2020 - 11.09 Uhr
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WIRTSCHAFT/3099: Starre Öffnungszeiten bremsen Einzelhandel aus und gefährden Arbeitsplätze


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 5. Februar 2020

HOUBEN: Starre Öffnungszeiten bremsen Einzelhandel aus und
gefährden Arbeitsplätze



Zur Debatte über eine Lockerung des Verkaufsverbots an Sonntagen
erklärt der wirtschaftspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Reinhard
Houben:

"Die starren Regelungen für Öffnungszeiten bremsen den Einzelhandel
aus und gefährden so Arbeitsplätze. Damit der klassische Einzelhandel
jedoch langfristig gegen den Onlinehandel bestehen kann, müssen diese
insbesondere bei Sonntagsöffnungen abgeschafft werden. Lebenswerte
Innenstädte sind undenkbar ohne einen florierenden Einzelhandel. Seit
vielen Jahren ist die Branche jedoch mit einem massiven
Strukturwandel konfrontiert. Im Wettbewerb mit großen Ketten und dem
Onlinehandel brauchen gerade kleine Händler und Fachgeschäfte mehr
Möglichkeiten, um Kunden zu gewinnen und zu binden. Der Onlinehandel
kennt keine Öffnungszeiten und boomt gerade an Sonntagen. Deshalb
fordert die FDP-Fraktion eine entsprechende Gesetzesänderung. Nötig
sind flexiblere Ladenöffnungszeiten."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





BADEN-WÜRTTEMBERG/1171: 22 Stunden in Polizeigewahrsam, ohne dem Haftrichter vorgeführt zu werden (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 14/2020

Zum 2. Mal im Petitionsausschuss

Ausschuss kann nicht abhelfen, überweist Material aber an die
Regierung



Stuttgart - Der Petition einer heute 28-jährigen Petentin, die
22 Stunden in Polizeigewahrsam unter Betrugsverdacht verbrachte,
ohne dem Haftrichter vorgeführt worden zu sein, konnte der
Petitionsausschuss nicht abhelfen. "Weil sich durch die vom Ausschuss
eingeholten Stellungnahmen neue Erkenntnisse ergaben, entschied der
Petitionsausschuss mehrheitlich, diese zweite Petition als Material an
die Landesregierung zurück zu überweisen", berichtete die Vorsitzende
des Petitionsausschusses, Petra Krebs (Grüne) aus der nicht
öffentlichen Sitzung. Damit gebe der Ausschuss diese Petition erneut
zur allfälligen Einbeziehung in künftiges Regierungshandeln zurück an
die Regierung.

Der von der Petentin beanstandete Vorgang ereignete sich 2016 in
Stuttgart. In der bereits zweiten Petition waren neue Ansatzpunkte
angeführt, weshalb diese überhaupt zugelassen wurde. Das Ministerium
für Inneres, Digitalisierung und Migration sowie das Ministerium der
Justiz und für Europa hätten Fehler in der Einstellungsverfügung sowie
in der Darstellung der Kausalität von Abläufen eingeräumt, berichtete
Krebs nach nicht öffentlicher Sitzung. Das Ministerium verneine jedoch
die Missachtung des Richtervorbehalts, weil es sich um eine vorläufige
Festnahme gehandelt habe, wie auch eine Unverhältnismäßigkeit der
Dauer des Gewahrsams auf Grundlage einer gesicherten
Tatsachengrundlage. Zudem habe das Ministerium angeführt, es habe im
konkreten Fall - an einem ein Sonntag - nicht auf notwendige Experten
zurückgreifen können. Der Petition konnte laut Krebs deshalb nicht
abgeholfen werden.

 * 

Quelle:
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HAMBURG/5039: Volksinitiativen "Boden & Miete" - richtig und wichtig (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 5. Februar 2020

Volksinitiativen "Boden & Miete": Richtig und wichtig!



"Keine Profite mit Boden & Miete" fordern zwei Volksinitiativen
(https://keineprofitemitbodenundmiete.de/), die heute an den Start
gehen. Das Bündnis verschiedener Initiativen und Gruppen, u.a. "Mieter
helfen Mietern" und der Mieterverein zu Hamburg, fordert zum einen,
keine städtischen Flächen und Wohnungen mehr zu verkaufen und zum
anderen, auf öffentlichem Grund ausschließlich Wohnungen entstehen zu
lassen, deren Miete den Sozialwohnungssatz (aktuell 6,70 Euro/
Quadratmeter netto-kalt) nicht überschreitet.

"Die neuen Volksinitiativen nehmen die beiden größten Probleme von
hunderttausenden Hamburger_innen aufs Korn: den Mietenwahnsinn und die
Wohnungsnot vor allem im preisgünstigen Segment", erklärt dazu Heike
Sudmann, wohnungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft. "Das Verbot des Verkaufs städtischer
Flächen würde in Verbindung mit der Mietendeckelung beim Neubau auf
diesen Arealen dauerhaft günstige Wohnungen garantierten. Das ist
genau das, was sich 69 Prozent der Hamburger_innen laut aktueller,
repräsentativer NDR-Umfrage wünschen: mehr staatliche Eingriffe in den
außer Rand und Band geratenen Wohnungsmarkt."

DIE LINKE unterstützt beide Volksinitiativen ausdrücklich und wird
sich an der Sammlung der nötigen Unterschriften gerne beteiligen.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 5. Februar 2020
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HAMBURG/5038: Azubi-Ticket - Mogelpackung à la Rot-Grün (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 5. Februar 2020

Azubi-Ticket: Mogelpackung à la Rot-Grün



Der Senat hat ein so genanntes Bonus-Ticket für Azubis zu 30 Euro pro
Monat vorgestellt. "Der Wahlkampf macht's möglich - oder nötig: SPD
und Grüne übernehmen häppchenweise die Forderungen der LINKEN.
Zumindest sieht es so aus. Einen Haken hat das Geschenk des Senats
aber, und den verschweigt er: Keineswegs alle Hamburger Auszubildenden
erhalten das vergünstigte Ticket", erklärt Heike Sudmann,
verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft. "Der HVV ist da in seinem Flyer offener:
'Der Auszubildende fragt seinen Arbeitgeber, ob er einen Zuschuss für
das BonusTicket für Azubis gewährt'. Die Azubis müssen also um einen
Zuschuss nachsuchen, den die Arbeitgeber_innen gewähren können oder
auch nicht. Wie bisher schon."

Die Fraktionsvorsitzende und bildungspolitische Sprecherin Sabine
Boeddinghaus ergänzt: "Wir treten weiter für einen kostenfreien ÖPNV
für alle Menschen mit wenig Einkommen ein: Studierende,
Freiwilligendienstleistende und Azubis. Teilhabe am gesellschaftlichen
Leben und an Bildung ist ein Grundrecht, das nicht durch
Fahrkartenpreise beschränkt werden darf."

 * 

Quelle:
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Pressemitteilung vom 5. Februar 2020
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HAMBURG/5037: Manöver "Defender 2020" - Kriegsgerät rollt durch Hamburg (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 5. Februar 2020

Manöver "Defender 2020": Kriegsgerät rollt durch Hamburg



Für das US-geführte Manöver "Defender 2020" sollen Soldat_innen über
den Hamburger Flughafen verlegt und Kriegsgerät über die Autobahnen A1
und A24 durch das Stadtgebiet transportiert werden. Das geht aus der
Antwort auf eine Anfrage (Drs. 21/19840) der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft hervor. Insgesamt mehr als 37.000
Soldat_innen sollen an der russischen Grenze ein Manöver durchführen,
an dem 16 Nato-Armeen beteiligt sind. "Und die Bundesrepublik wie auch
Hamburg dienen als Drehscheibe", erklärt Martin Dolzer,
friedenspolitischer Sprecher der Fraktion. "Dieses Manöver ist das
falsche Signal, ein unnötiges Drehen an der Eskalationsspirale. Wir
stehen an der Seite der Friedensbewegung und lehnen das Großmanöver
ab."

Auf eine erste Anfrage im Dezember 2019 (Drs. 21/19285) hatte der
Senat noch jegliche Antwort verweigert, kritisiert der Abgeordnete:
"SPD und Grüne versuchen immer wieder, die gesamte Verantwortung für
Frieden auf die Bundesregierung abzuschieben, um sich nicht mit der in
der Verfassung definierten Rolle Hamburgs als Mittlerin des Friedens
auseinandersetzen zu müssen. Zum Beispiel im Rahmen der Organisation
,Mayors for Peace? könnte der Senat dieser Selbstdefinition durch eine
aktivere Rolle als bisher gerecht werden. Zudem wäre es möglich, die
Rüstungstransporte durch den Hafen landesrechtlich zu unterbinden."

Nach wie vor antwortet der Senat ausweichend auf Fragen nach der
Betroffenheit der Zivilgesellschaft sowie etwaigen Störungen im Bahn-
und Straßenverkehr durch das Manöver. "Das ist nicht einmal nach
Kräften bemüht, sondern schlicht intransparent und verantwortungslos",
so Dolzer. "DIE LINKE wird sich auch in Hamburg an den Protesten gegen
das Manöver beteiligen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 5. Februar 2020
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HAMBURG/5036: Schulessen - Senator droht Eltern mit Gebührenerhöhung (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 5. Februar 2020

Schulessen: Senator droht Eltern mit Gebührenerhöhung



Schulsenator Rabe verhandelt heute erneut mit den Anbietern über
Qualität und Preise des Schulessens. Im Vorfeld hat er im Newsletter
seiner Behörde vom 10. Januar indirekt den Eltern gedroht, die "eine
eventuelle Erhöhung mittragen müssten". Im selben Schreiben behauptet
er wahrheitswidrig, dass die Caterer in Berlin mit 3,30 Euro pro
Schulessen zurechtkommen, obwohl dort ab 1. August 4,09 Euro gezahlt
werden - weil die bisherige Pauschale nicht ausreicht.

"Jetzt die Eltern vor der Wahl mit Gebührenerhöhungen beim Schulessen
in Angst und Schrecken zu versetzen, ist eine Unverschämtheit. Dagegen
werden wir angehen", erklärt Sabine Boeddinghaus, bildungspolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft.
"Der Senator sollte lieber mehr an der Umsatzsteuerbefreiung und einer
sozialeren Staffelung der Gebühren für das Schulessen arbeiten. Ich
sehe das wie die Volksinitiative 'Guter Ganztag': Schulessen muss
langfristig umsonst und steuerfinanziert angeboten werden. Rabe sollte
in einem ersten Schritt dafür sorgen, dass sich Hamburg ein Vorbild an
Berlin nimmt und die mit der Volksinitiative bereits 2016 verabredeten
Qualitätsverbesserungen mit den Caterern endlich garantieren."

Vor dem Hintergrund, dass die Caterer bereits seit rund einem Jahr mit
dem Senator verhandeln, kann Boeddinghaus dessen Unterstellung nicht
nachvollziehen, es handle sich um eine Kampagne der Caterer vor der
Wahl: "Der rot-grüne Senat hat das Problem ein Jahr lang ausgesessen
und kommt jetzt zunehmend unter Druck - selbst schuld. Im Sinne einer
guten Essensqualität und fairer Preise wünsche ich der
Verhandlungsrunde heute alles Gute."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3463: Wählerwille wird in Thüringen missachtet (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 5. Februar 2020

Wählerwille wird in Thüringen missachtet



FDP-Kandidat wird mit Stimmen von CDU und AfD zum Ministerpräsidenten
von Thüringen gewählt.

Dazu erklärt der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Thomas Krüger:

"Mit Thomas Kemmerich soll ein Mann an der Spitze der Regierung von
Thüringen stehen, dessen Partei nur hauchdünn den Sprung ins Parlament
geschafft hat. Der Wählerwille wird damit massiv missachtet. FDP und
CDU in Thüringen werden zukünftig auf die Gnade der AfD angewiesen
sein, wenn sie im Land gestalten wollen. Abhängig also von einer
Fraktion, an deren Spitze ein Mann steht, den man, gerichtlich
bestätigt, als Faschisten bezeichnen darf. Hier werden wirklich
schlimmste Erinnerungen wach."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern
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MARKT/2284: Billigbananen kommen uns teuer zu stehen (Fairtrade)


TransFair e.V. (Fairtrade Deutschland) - Pressemitteilung vom 4. Februar
2020

Billigbananen kommen uns teuer zu stehen

Fairtrade warnt im Rahmen der Fruit Logistica vor den Folgen des
Billigwahns bei Lebensmitteln

- Bananen: Tiefstpreise trotz steigender Produktionskosten

- Neue Absatzzahlen: Jede 6. Banane ist fair gehandelt

- Fruchtimporteur Port International führt klimaneutrale Bananen ein



Berlin/Köln, 4. Februar 2020: Für gerade mal 88 Cent pro Kilogramm werden
Bananen von Discountern und Lebensmitteleinzelhändlern angeboten - und das
seit Jahren immer häufiger. Dabei haben die Billigpreise weitreichende
Folgen: "Die Preise decken nicht einmal die Kosten einer nachhaltigen
Produktion", sagte Dieter Overath, Vorstandsvorsitzender von TransFair e.V.
im Vorfeld der Fruit Logistica. "Produzentenorganisationen stehen enorm
unter Druck. Entweder sie liefern ihre Waren zu den geforderten Konditionen
oder sie verlieren wichtige Kunden. Dabei ist ein Anbau zu den aktuellen
Preisen schlichtweg nicht möglich, ohne dass Menschen und Umwelt darunter
leiden", so Overath weiter. Wer Produzenten und Umwelt schützen möchte,
sollte zu Bananen mit dem grün-blau-schwarzem Fairtrade-Siegel greifen. Der
Fairtrade-Mindestpreis und die Fairtrade-Prämie, ein zusätzlicher
finanzieller Aufschlag, sind nicht verhandelbar und müssen unabhängig vom
Ladenpreis an die Produzenten bezahlt werden. Etwa 125.000 Tonnen
Fairtrade-Bananen wurden 2019 verkauft - 44 Prozent mehr als im Jahr zuvor.
Damit ist in etwa jede sechste Banane fair gehandelt. 64 Prozent der
Fairtrade-Bananen sind zudem bio-zertifiziert.

Faules Geschäft: Die Produktionskosten steigen, doch die Preise
fallen

Während der Lebensmitteleinzelhandel vom Geschäft mit den Billigbananen
profitiert, bleiben die Produzenten auf ihren Kosten sitzen: "Dünger,
Verpackung und Transport werden teurer, sodass die Preise in die Höhe gehen
müssten. Nur wenn die Bauern die wachsenden Produktionskosten auffangen,
Umweltproblemen und Schädlingsbefall begegnen können, hat der Bananenanbau
eine Zukunft", warnte Silvia Campos, Global Product Managerin für Bananen
bei Fairtrade International. Alleine durch Präventionsmaßnahmen gegen
Schädlinge wie die Panamakrankheit TR4 müssten die Produktionskosten um
schätzungsweise 11 bis 14 Cent pro Bananenkiste (18,14 kg) steigen. Der
aggressive Bananenpilz war im Sommer 2019 in Kolumbien aufgetaucht; er
zerstört befallene Bananenbestände innerhalb kürzester Zeit.
Schutzmaßnahmen wie die Umzäunung der Betriebe und die Installation von
Kontroll- und Desinfektionssystemen können das Risiko eines Pilzbefalls
verringern. "Wer sich solche Maßnahmen nicht leisten kann, droht alles zu
verlieren. Gerade kleine und mittlere Farmen sind betroffen. Langfristig
droht dadurch ein Anstieg der Arbeitslosigkeit und der Armut im Globalen
Süden", so Campos. Damit Unternehmen künftig mehr Verantwortung für die
Menschen im Anbau übernehmen, fordert TransFair e.V. ein
Lieferkettengesetz. (Mehr dazu unter: [1])

Fruchtimporteur Port International führt klimaneutrale Bananen ein

Der Hamburger Fruchtimporteur Port International setzt sich für mehr
Klimaschutz ein. Mit "Be Climate" hat das Unternehmen im Herbst 2019 die
erste klimaneutrale Marke für Obst und Gemüse auf den Markt gebracht. Seit
Anfang des Jahres beliefert Port die belgische Supermarktkette Delhaize mit
den ersten klimaneutralen Bananen. Delhaize ist mit rund 800 Filialen der
erste Einzelhändler in Europa, der eine Komplettumstellung auf
klimaneutrale Bananen für das kommende Jahre angekündigt hat. (Mehr dazu
unter: [2])


Hintergrund:

Der Verein TransFair e.V. wurde 1992 mit dem Ziel gegründet, benachteiligte
Produzentengruppen in Entwicklungsländern zu unterstützen. Als unabhängige
Organisation handelt TransFair e.V. nicht selbst mit Waren, sondern setzt
sich dafür ein, den Handel mit fair gehandelten Produkten und Rohstoffen zu
fördern und mehr Bewusstsein für nachhaltigen Konsum zu erreichen. 

www.fairtrade-deutschland.de

TransFair gehört zum internationalen Verbund Fairtrade International e.V.,
in dem Fairtrade-Organisationen aus 25 Ländern und die drei kontinentalen
Produzentennetzwerke zusammengeschlossen sind. Fairtrade International
entwickelt die international gültigen Fairtrade-Standards. 

www.fairtrade.net

Alle beteiligten Akteure entlang der Lieferkette werden regelmäßig von
FLOCERT GmbH kontrolliert. Die Gesellschaft arbeitet mit einem unabhängigen
und weltweit konsistenten Zertifizierungssystem nach den Anforderungen der
Akkreditierungsnorm ISO 17065 (DIN EN 45011). 

www.flocert.net


Verweise:

[1] https://www.fairtrade-deutschland.de/service/newsroom/news/details/transfair-befuerwortet-lieferkettengesetz-4385.html

[2] https://www.fairtrade-deutschland.de/service/newsroom/news/details/kein-krummes-ding-klimaneutrale-bananen-4583.html

 * 

Quelle:

TransFair - Verein zur Förderung des Fairen Handels in der Einen Welt e.V.

Remigiusstr. 21 | 50937 Köln

Telefon: +49 (0) 221 - 94 20 40 0, Fax: +49 (0) 221 - 94 20 40 40

E-Mail: info@fairtrade-deutschland.de

Internet: https://www.fairtrade-deutschland.de
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STATISTIK/1157: Fleischproduktion 2019 um 1,4 % gegenüber dem Vorjahr gesunken (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 05.02.2020

Fleischproduktion 2019 um 1,4 % gegenüber dem Vorjahr gesunken 

Unternehmen erzeugen weniger Schweinefleisch, aber mehr Rind- und Geflügelfleisch



WIESBADEN - Im Jahr 2019 haben die gewerblichen Schlachtbetriebe in
Deutschland nach vorläufigen Ergebnissen 59,7 Millionen Schweine, Rinder,
Schafe, Ziegen und Pferde geschlachtet. Einschließlich des Geflügels
erzeugten die Unternehmen insgesamt knapp 8,0 Millionen Tonnen Fleisch. Wie
das Statistische Bundesamt (Destatis) mitteilt, sank die erzeugte
Fleischmenge damit gegenüber 2018 um 1,4 %. Der Rückgang ergibt sich aus
der geringeren Schweinefleischerzeugung, während die Produktion von Rind-
und Geflügelfleisch gegenüber dem Vorjahr gestiegen ist.

Schweinefleisch: Schlachtmenge um 2,6 % gesunken

Mit 55,1 Millionen geschlachteten Tieren im Jahr 2019 ging die Zahl der
geschlachteten Schweine gegenüber dem Vorjahr insgesamt um 3,0 % zurück. So
verringerte sich die Zahl der geschlachteten Schweine inländischer Herkunft
um 3,4 % auf 51,8 Millionen Tiere, während die Zahl importierter und in
Deutschland geschlachteter Schweine um 2,7 % auf 3,3 Millionen anstieg.
Insgesamt wurden 2019 dadurch 5,2 Millionen Tonnen Schweinefleisch und
damit 2,6 % weniger als 2018 produziert.

Rindfleisch: Schlachtmenge um 0,9 % gestiegen

Die Zahl geschlachteter Rinder sank 2019 gegenüber dem Vorjahr um 0,8 % auf
3,5 Millionen Tiere. Da aber das durchschnittliche Schlachtgewicht zunahm,
stieg die Schlachtmenge im Jahr 2019 um 0,9 % gegenüber dem Vorjahr auf 1,1
Millionen Tonnen Rindfleisch.

Geflügelfleisch: Schlachtmenge um 0,8 % gestiegen

Die Menge an erzeugtem Geflügelfleisch lag 2019 mit 1,6 Millionen Tonnen um
0,8 % über dem Vorjahreswert. Es wurde 1,5 % mehr Fleisch von
Jungmasthühnern erzeugt. Auch die Erzeugung von Putenfleisch
(Truthuhnfleisch) erhöhte sich um 0,7 %.

Zehnjahresvergleich: Schlachtmenge von Geflügel seit 2009 um 22 %
gestiegen 

Von 2009 bis 2019 ist die Menge an erzeugtem Geflügelfleisch um 22 %
gestiegen, während die produzierte Menge an Schweine- und Rindfleisch - mit
leichten Schwankungen in einzelnen Jahren - in etwa auf dem gleichen Niveau
geblieben ist.



Zeitreihen über die Schlachtungs- und Schlachtgewichtsstatistik können über
die Tabellen Geschlachtete Tiere, Schlachtmenge (41331) und Schlachtmenge
in Geflügelschlachtereien (41322) in der Datenbank GENESIS-Online abgerufen
werden.

Die Tabellen zur Pressemitteilung sind zu finden unter:

https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2020/02/PD20_036_413.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 036 vom 05.02.2020

Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle

65180 Wiesbaden

Telefon: (0)611/75-34 44, Telefax: (0)611/75-39 76

E-Mail: presse@destatis.de

Internet: www.destatis.de
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VORTRAG/2381: Hamburg - Sarah Wagenknecht über linke Politik in Hamburg, 11.02.2020


Partei DIE LINKE Landesverband Hamburg

Presseerklärung vom 5. Februar 2020

Sarah Wagenknecht kommt nach Hamburg



Am Dienstag, den 11. Februar, um 19:00 Uhr lädt die LINKE zu ihrem
nächsten Wahlkampfhöhepunkt ein: Dr. Sahra Wagenknecht spricht auf
einer zentralen Veranstaltung des Landesverbandes im Musiksaal
Besenbinderhof darüber, wie DIE LINKE in Hamburg Politik für die
Mehrheit machen will.

In Hamburg leben 1,8 Millionen Menschen, davon mehr als 42.000
Millionäre. Viele können jedoch von einem sorglosen Leben in Hamburg
nur träumen, die Mieten explodieren, alles wird teurer, nur die
Einkommen wachsen nicht entsprechend. Im Gegenteil 40 % der Jobs in
Hamburg sind atypisch, also befristet oder Minijobs, oft in
unfreiwilliger Teilzeit.

Wem gehört die Stadt? fragt DIE LINKE in ihrem Programm zur
Bürgerschaftswahl mit dem Titel: "Das solidarische Hamburg von morgen
erkämpfen!"

Wie DIE LINKE in Hamburg Politik für die Mehrheit machen will -
darüber sprechen Dr. Sahra Wagenknecht, Fabio De Masi (MdB), Olga
Fritzsche (Kandidatin Landesliste Platz 5) und David Stoop (Kandidat
Landesliste Platz 2). Moderation: Zaklin Nastic (MdB).

Veranstaltungsort: Musiksaal Besenbinderhof (Besenbinderhof 57 a,
20097 Hamburg).

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE Landesverband Hamburg

Presseerklärung vom 5. Februar 2020

Wendenstr. 6, 20097 Hamburg

Telefon: 040/3 89 21 64, Telefax: 040/43 09 70 28

E-Mail: geschaeftsstelle@die-linke-hamburg.de

Internet: http://www.die-linke-hamburg.de
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ARBEIT/3008: In 81 Prozent der Betriebe hat Arbeitsmenge der Beschäftigten zugenommen (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 04.02.2020

In 81 Prozent der Betriebe hat Arbeitsmenge der Beschäftigten
zugenommen, mehr Multitasking und gesundheitliche Beschwerden

Zu wenig Mitbestimmungsrechte bei Personalbemessung



Längere To-Do-Listen, komplexere Aufgaben, mehr Multitasking, Zeitdruck:
Die Arbeit in deutschen Büros, Fabriken und im Servicebereich wird
zunehmend verdichtet. Das passiert nach Einschätzung von Betriebsräten in
rund 80 Prozent der Betriebe, bei zwei Dritteln davon ist eine zu dünne
Personaldecke ein wesentlicher Grund, zeigt eine neue Studie des
Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts (WSI) der
Hans-Böckler-Stiftung.* Auf der Agenda von Arbeitnehmervertretern steht das
Thema seit Jahren weit oben, doch gerade bei der Personalbemessung räumt
das Betriebsverfassungsgesetz bislang nur geringe
Mitbestimmungsmöglichkeiten ein.

Für ihre Untersuchung hat WSI-Arbeitsschutzexpertin Dr. Elke Ahlers die
jüngste Welle der WSI-Betriebsrätebefragung ausgewertet, an der 2018 fast
2300 Arbeitnehmervertreter teilgenommen haben. Sie ist repräsentativ für
alle Betriebe in Deutschland mit mehr als 20 Beschäftigten und
Betriebsrat. 81 Prozent der Befragten geben an, dass die Arbeitsmenge der
Beschäftigten in ihrem Unternehmen in den zwei Jahren vor der Befragung
zugenommen hat. Jeweils drei Viertel geben höhere Leistungserwartungen und
mehr Multitasking zu Protokoll (siehe auch Abbildung 1 in der Studie; Link
unten). Von komplexeren und vielfältigeren Aufgaben berichten 71 Prozent,
von mehr gleichzeitig zu bearbeitenden Projekten 65 Prozent und von einer
Zunahme der bezahlten Überstunden 62 Prozent.

Auch konkrete Auswirkungen können die Arbeitnehmervertreter benennen: 77
Prozent sehen einen Zusammenhang mit zunehmenden gesundheitlichen
Schwierigkeiten unter den Beschäftigten, 68 Prozent nehmen eine
Verschlechterung des Betriebsklimas wahr, 47 Prozent gehen davon aus, dass
die Qualität der Arbeitsergebnisse beeinträchtigt wird.

Die Betriebsräte machen mehrere Gründe für die steigende Belastung
verantwortlich, einer sticht jedoch heraus: 65 Prozent nennen eine
unzureichende Personalausstattung als eine wichtige Ursache. Die Engpässe
beruhen nach Angaben der Betriebsräte nicht nur auf Krankenstand oder
guter Auftragslage, sondern werden oft als Normalfall beschrieben. Weitere
häufig genannte Gründe sind Führungsmängel mit 60 Prozent, schlechte
Organisation mit 59 Prozent und ungeplante Zusatzaufgaben mit 57 Prozent.
Dass die Arbeitsbelastung steigt, lasse sich nicht allein auf
technologischen Wandel oder gesellschaftliche Veränderungen zurückführen,
sondern sei in vielen Fällen "eine Folge ungünstiger betrieblicher
Rahmenbedingungen", schreibt Ahlers in ihrer Analyse, die in der neuen
Ausgabe der WSI-Mitteilungen erscheint. Das gelte auch für einen guten
Teil der Fälle, in denen Unternehmen zwar neue Stellen ausschreiben, aber
Probleme bei der Besetzung haben, betont die Forscherin: "Gut die Hälfte
der Betriebe konnte die ausgeschriebenen Stellen wegen unattraktiver
Entlohnung und Arbeitsbedingungen nicht besetzen, vor allem im
Dienstleistungsbereich."

Auf der Agenda der Betriebsräte steht das Thema Arbeitsintensivierung weit
oben. Wie drängend es ist, zeigt sich auch daran, dass die
Arbeitnehmervertreter in fast allen betroffenen Betrieben mit dem
Arbeitgeber in Verhandlungen über Entlastungen stehen. Drei Viertel der
befragten Arbeitnehmervertreter haben bei übermäßig langen oder
unregelmäßigen Arbeitszeiten schon einmal eingegriffen. Um die Arbeitszeit
und die Arbeitsmenge besser zu regulieren, haben 45 Prozent bereits eine
Betriebsvereinbarung abgeschlossen. 83 Prozent der befragten Betriebsräte
haben beim Management mehr Personal angefordert. Allerdings hat dem nur
ein Teil der Arbeitgeber entsprochen: in 44 Prozent der Betriebe wurde
Personal eingestellt, oftmals aber temporäre Aushilfen oder Leiharbeiter.
"Spürbare Personalaufstockungen" gab es in lediglich 38 Prozent der
Betriebe.

Gerade diese Zahlen deuteten auf eine "Schwachstelle im
Betriebsverfassungsgesetz hin", analysiert die WSI-Expertin: Bislang seien
die Mitbestimmungsrechte bei der Personalausstattung schwach. "Hier sollte
der Gesetzgeber in der Pflicht stehen, die Mitbestimmungsmöglichkeiten der
Betriebsräte zu vergrößern", schreibt die Wissenschaftlerin. Ziel müsse
sein, eine "nachhaltige und präventive Arbeitsgestaltung und -regulierung"
zu erreichen, "die die Beschäftigten selbst mit ihren
Leistungsanforderungen und Ressourcen in den Blick nimmt, sowie eine
deutlich robustere Personalbemessung, die auch Urlaubs- und
Krankheitsphasen übersteht."


Weitere Informationen unter:

https://www.boeckler.de/wsimit_2020_01_ahlers.pdf 

* Elke Ahlers: Arbeitsintensivierung in den Betrieben. Problemdeutungen und
Handlungsfelder von Betriebsräten. In: WSI-Mitteilungen 1/2020,
Schwerpunktheft: Arbeitsintensivierung - ein Merkmal der modernen
Arbeitswelt?

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 04.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/3007: Die Hälfte der Geflüchteten sind fünf Jahre nach ihrer Ankunft erwerbstätig (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 04.02.2020

Die Hälfte der Geflüchteten sind fünf Jahre nach ihrer Ankunft
erwerbstätig



49 Prozent der Geflüchteten, die seit 2013 nach Deutschland gekommen
sind, gehen fünf Jahre nach dem Zuzug einer Erwerbstätigkeit nach. "Die
Arbeitsmarktintegration erfolgt damit etwas schneller als bei Geflüchteten
früherer Jahre", schreiben Herbert Brücker, Yuliya Kosyakova und Eric
Schuß in einer am Dienstag veröffentlichten Studie des Instituts für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB).

Bei den seit den frühen 1990er Jahren bis 2013 zugezogenen Geflüchteten,
die unter anderem in der Folge der Kriege in den Nachfolgestaaten
Jugoslawiens nach Deutschland gekommen sind, waren nach fünf Jahren 44
Prozent erwerbstätig. Damals waren zwar die Voraussetzungen hinsichtlich
Sprache, Bildung und Ausbildung günstiger als bei den in jüngerer Zeit
zugezogenen Geflüchteten. Dafür ist gegenwärtig die Arbeitslosigkeit
wesentlich niedriger und das Beschäftigungswachstum deutlich höher als in
den 1990er Jahren. "Zudem wird seit 2015 deutlich mehr in Sprach- und
andere Integrationsprogramme für Asylbewerber und anerkannte Geflüchtete
investiert als es damals der Fall war", so Brücker, Kosyakova und Schuß.

68 Prozent der erwerbstätigen Geflüchteten gehen einer Vollzeit- oder
Teilzeiterwerbstätigkeit nach, 17 Prozent einer bezahlten Ausbildung, drei
Prozent einem bezahlten Praktikum und zwölf Prozent sind geringfügig
beschäftigt.

Zwischen geflüchteten Männern und Frauen besteht bei der Erwerbstätigkeit
ein erhebliches Gefälle. Fünf Jahre nach dem Zuzug sind 57 Prozent der
Männer und 29 Prozent der Frauen erwerbstätig. Dabei spiele die
Familienkonstellation und die Betreuungssituation von Kindern eine große
Rolle, betonen Brücker, Kosyakova und Schuß: "Insbesondere Frauen mit
Kleinkindern sind nur zu sehr geringen Anteilen erwerbstätig".

Im zweiten Halbjahr 2018 gingen insgesamt 60 Prozent der Geflüchteten
einer Erwerbstätigkeit nach, besuchten eine Bildungseinrichtung oder
nahmen an Integrationsmaßnahmen oder arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen
teil. Der Großteil der verbleibenden 40 Prozent waren aktiv auf
Stellensuche, in Elternzeit oder in Mutterschutz.

Datengrundlage der IAB-Studie ist die IAB-BAMF-SOEP-Befragung von
Geflüchteten. Die Befragung wird gemeinsam vom Institut für Arbeitsmarkt-
und Berufsforschung (IAB), dem Forschungszentrum des Bundesamtes für
Migration und Flüchtlinge (BAMF-FZ) und dem Sozio-oekonomischen Panel
(SOEP) am DIW Berlin durchgeführt. Es handelt sich um eine repräsentative
Wiederholungsbefragung von Geflüchteten, die in den Jahren 2013 bis 2016
nach Deutschland gekommen sind. Insgesamt wurden bislang rund 8.000
Geflüchtete befragt.




Weitere Informationen unter:

http://doku.iab.de/kurzber/2020/kb0420.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 04.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FAMILIENRECHT/231: Kindesunterhalt - Internatskosten können Mehrbedarf sein (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 5. Februar 2020

Rubrik: Ratgeber/Service/Recht/Familie

Kindesunterhalt: Internatskosten können Mehrbedarf sein



Karlsruhe/Berlin (DAV). Hat ein Elternteil das alleinige Sorgerecht
für die schulischen Angelegenheiten, kann er die Schulform
eigenverantwortlich festlegen. Soll das Kind ein Internat besuchen,
kann er vom anderen Elternteil die Beteiligung an den Kosten als
Mehrbedarf geltend machen. Die höheren Kosten müssen allerdings
angemessen sein. Auch dürfen andere schulische Möglichkeiten nicht den
gleichen Erfolg versprechen. Die Arbeitsgemeinschaft Familienrecht des
Deutschen Anwaltvereins (DAV) informiert über eine Entscheidung des
Oberlandesgerichts Karlsruhe vom 16. Mai 2019 (AZ: 20 UF 105/18).

Nach der Trennung lebte die Tochter bis zur sechsten Klasse bei ihrer
Mutter. Danach wechselte sie zum Vater. Er übt auch das alleinige
Sorgerecht für die schulischen Angelegenheiten aus. Die Tochter hat
eine Lese-Rechtschreibschwäche sowie eine Rechenschwäche. Entgegen der
Empfehlung der Grundschule besucht das Mädchen seit der fünften Klasse
das Gymnasium. In einem privaten Institut wurden die bestehenden
Lernschwächen therapiert.

Seit dem siebten Schuljahr lebt die Tochter in einem Internat. Dort
erhält sie einmal wöchentlich eine Legasthenie-Therapie. Eine Therapie
der Rechenschwäche findet nicht statt. Die Mutter sollte sich an den
Mehrkosten für den Internatsbesuch beteiligen. Die war aber der
Meinung, es entspreche nicht den Fähigkeiten der Tochter, ein
Gymnasium zu besuchen. Es sei ihr zumutbar und erheblich
kostengünstiger, eine staatliche Schule und eine private Therapie zu
besuchen.

Die Mutter muss sich nicht an den Mehrkosten für das Internat
beteiligen, so das Oberlandesgericht. Grundsätzlich könnten zwar die
Kosten für einen Internatsbesuch einen Mehrbedarf darstellen. Der
sorgerechtsberechtigte Elternteil könne die Ziele und Wege der
Schulausbildung des Kindes auch alleine bestimmen. Jedoch müsste jeder
Einzelfall für sich beurteilt werden. Die Kosten müssten angemessen
und notwendig sein. Daher müsse geprüft werden, ob es andere
Möglichkeiten zur schulischen Förderung des Kinds gebe, die bei
geringeren Kosten zu einem vergleichbaren Erfolg führen würden.

Sowohl die Grundschule als auch zwei frühere Gymnasien hätten einen
Wechsel auf die Realschule geraten. In dem Internat werde auch nur die
Lese- und Rechtschreibschwäche therapiert. Die Richter konnten nicht
erkennen, warum das Kind nicht auch eine staatliche Schule und eine
private Einrichtung für die Therapien besuchen könnte. Unerheblich
sei, dass das Kind im Internat umfänglicher als im Haushalt des Vaters
betreut werde.

Information: www.dav-familienrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung FamR 2/20 vom 5. Februar 2020

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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SCHACH-SPHINX/07172: Ein zweiter Doktor Frankenstein (SB)


Es ist nicht schwer, am englischen Großmeister Nigel Short
vorbeizugehen, ohne in ihn einen der stärksten Schachspieler der
britischen Insel zu erkennen. Short macht seinen Namen alle Ehre. Er
hat ein unscheinbares Gesicht, besitzt ein eher lässiges Auftreten und
scheint kein Wässerchen trüben zu können. Doch auf dem Brett zeigt
sich dann ein ganz anderer Short, einer, der zum Riesen wächst. Das
einzige Problem, mit dem Short hin und wieder konfrontiert wird, sind
seine gewagten Eröffnungsexperimente. Nichts liebt er so sehr wie
diese Husarenritte. Und er bereitet sie auch gut vor. Viele seiner
Glanzsiege entstammen solchen "Frankensteinereien", wie sie einmal ein
Kritiker scherzhafterweise nannte. Und gewiß, ebenso wie jener berühmt-
berüchtigte Doktor des Schauerromans ist es für Short ein tiefes
Bedürfnis, totgeglaubte Varianten und vergessene Eröffnungen neu zu
beleben. Nicht immer freilich wird aus der Leiche auch ein atmendes,
lebendes Geschöpf. So manche seiner Laborleichen zuckten wie im
heutigen Rätsel der Sphinx auf dem Brett kurz auf und setzten dann
ihre Verwesung weiter fort. Nun, Wanderer, mit welchem Blitzschlag
zerstörte Shorts Kontrahent Kupreitschik mit den weißen Steinen den
Traum von einer "Wiedergeburt"?






[image: SCHACH-SPHINX/07172: Ein zweiter Doktor Frankenstein (SB)]



Kupreitschik - Short

Telex-Olympiade 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Smylow hätte sich seine Sekundanten besser aussuchen müssen. So verlor
er nach 1...Lg3-h2? 2.b5-b6 Kd6-d5 3.b6-b7 Lh2-b8 4.h3-h4 Kd5-e5 5.h4-
h5! Er gab auf, da die entstandene Stellung nicht mehr zu remisieren
war: 5...Ke5-f6 6.Kf3-e4 Kf6-e7 7.Ke4-d5 Ke7-f6 8.Kd5-c6 Kf6-e7 9.g4-
g5! h6xg5 10.h5-h6 Ke7-f7 11.Kc6-d7 g5-g4 12.h6-h7 Kf7-g7 13.f5-f6+
Kg7xh7 14.f6-f7 Kh7-g7 15.Kd7-e8 Lb8-d6 16.b7-b8D Ld6xb8 17.f7-f8D+
usw.



Erstveröffentlichung am 16. Januar 2007
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/565: Selektive Erinnerung fördert die Selbstüberschätzung (idw)


briq - Institute on Behavior and Inequality - 04.02.2020

Selektive Erinnerung fördert die Selbstüberschätzung



Menschen neigen dazu, ihre eigenen Leistungen und Fähigkeiten zu
überschätzen, selbst wenn sie durch objektive Informationen eines Besseren
belehrt werden. Ein Grund dafür ist, dass positives Feedback länger in
Erinnerung bleibt als negative Rückmeldungen. Diesen Zusammenhang hat der
Bonner Wirtschaftsprofessor Florian Zimmermann, Forschungsdirektor am
briq-Institut für Verhalten und Ungleichheit, in einem umfangreichen
Verhaltensexperiment empirisch nachgewiesen. Die Ergebnisse sind jetzt im
American Economic Review, einer der angesehensten Fachzeitschriften für
Ökonomen, erschienen.

Für das Experiment ließ Zimmermann mehr als 700 Probanden einen
Intelligenztest absolvieren. Nach dem Test sollten die Teilnehmer angeben,
für wie wahrscheinlich sie es halten, dass ihr Ergebnis in der oberen
Hälfte einer Gruppe von zehn Testpersonen angesiedelt ist. Anschließend
wurde ihnen mitgeteilt, wie sie im Vergleich zu zwei anderen, zufällig
ausgewählten Gruppenmitgliedern abgeschnitten hatten, woraufhin sie ihre
Einschätzung revidieren konnten. Einige Teilnehmer wurden direkt danach
erneut befragt, andere erst nach einem Monat. Auf diese Weise konnte
Zimmermann messen, wie die Probanden auf positives oder negatives Feedback
reagieren und wie diese Reaktionen mit zeitlichem Abstand variieren.

Die Auswertung zeigt, dass die Teilnehmer ihre Selbsteinschätzung
unmittelbar nach dem Hinweis auf ihr relatives Abschneiden entsprechend
nach oben oder unten korrigieren. Nach einem Monat zeigt sich für
positives Feedback der gleiche Effekt, während die Anpassungsreaktion auf
negatives Feedback deutlich schwächer ausgeprägt ist. "Hinweise auf
Selbstüberschätzung scheinen nach einer gewissen Zeit systematisch
ausgeblendet zu werden", erklärt Florian Zimmermann.

Offenbar sorgt das selektive Gedächtnis für eine optimistische Verzerrung
der Erinnerung: Wurden die Teilnehmer nach einem Monat gefragt, welche
Angaben sie zu ihrem relativen Abschneiden erhalten hatten, gaben
diejenigen, die negatives Feedback erhalten haben, häufiger eine falsche
Antwort. Oder sie gaben an, sich nicht an die Einordnung ihrer Leistung
erinnern zu können, selbst wenn die Erinnerung an andere Details des
Experiments noch vorhanden war.

Zwei weitere Befunde sprechen dafür, dass die negative Erinnerung nicht
etwa ganz aus dem Gedächtnis "gelöscht", sondern nur unterdrückt wird:
Wurde die erneute Abfrage vorab angekündigt, konnten sich die Teilnehmer
nach einem Monat auch an negatives Feedback noch detailliert erinnern.
Zudem ließ sich die negative Erinnerung durch die Aussicht auf einen
höheren Geldbetrag für die richtige Antwort "reaktivieren".

"Informationen, die unser Ego ankratzen, sind immer unangenehm", sagt
Zimmermann. Allerdings sei im Normalfall nicht zu befürchten, dass durch
das Verdrängen eigener Misserfolge eine endlose Spirale der
Selbstüberschätzung entstehe. "Je überzeugter wir von uns selbst sind,
desto größer ist die Chance, negatives Feedback zu erhalten. Man müsste
das schon völlig ignorieren, um nicht irgendwann auf den Boden der
Tatsachen zurückgeholt zu werden", meint der briq-Forscher.


Originalpublikation:

Zimmermann, Florian. 2020. "The Dynamics of Motivated Beliefs." American
Economic Review, 110 (2): 337-61. DOI: 10.1257/aer.20180728

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2130

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

briq - Institute on Behavior and Inequality, 04.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TAGUNG/681: Kiel - "Rassismus und Soziale Arbeit", 21. Februar 2020


Christian-Albrechts-Universität zu Kiel

Öffentliche Fachtagung "Rassismus und Soziale Arbeit" an der Uni
Kiel



Am Freitag, 21. Februar, findet die Fachtagung "Rassismus und Soziale
Arbeit" der Abteilung Sozialpädagogik am Institut für Pädagogik der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) statt. Vor dem Hintergrund,
dass rechte Tendenzen und rechtsextreme Positionen in unserer Gesellschaft
erstarken, sehen die Organisator*innen Handlungsbedarf. Mit der
öffentlichen Tagung möchten Professorin Christiane Micus-Loos und Anne
Rimbach, M.A. in Kooperation mit dem Projekt erfolgreiches Lehren und
Lernen (PerLe) deshalb für (Alltags-)Rassismus sensibilisieren: "Es geht um
das Erkennen von Rassismen in der Arbeit mit Adressat*innen von
Sozialpädagogik und Sozialer Arbeit, aber vor allem sollen der fachliche
Austausch unterschiedlichster Akteur*innen und die Vernetzung im
Mittelpunkt stehen", so Micus-Loos.

Alle Interessierten sind herzlich zu der kostenfreien Tagung eingeladen. Um
Anmeldung bis 14. Februar wird gebeten.


Das Programm

Nach der Eröffnung durch CAU-Vizepräsidentin Professorin Anja Pistor-Hatam
und durch Professorin Christiane Micus-Loos führen zwei Vorträge in die
Thematik ein: Professorin Esther Lehnert, ASH Berlin, stellt
Rechtspopulismus als Herausforderung für die Soziale Arbeit vor.
Anschließend wird Professorin Melanie Groß, Fachhochschule Kiel, über
Rassismuskritik als Bedingung für professionelle Soziale Arbeit durch
Fachkräfte sprechen.

Der Nachmittag hält für die Teilnehmenden sieben verschiedene Workshops
bereit, in denen zu unterschiedlichen rassismusrelevanten Aspekten
gearbeitet wird. Dazu zählen Alltagsrassismus, Antisemitismus,
Rechtsextremismus und Gender, Demokratiepädagogik, Sensibilisierung für
rechte Angriffe in Berufs- und Ehrenamtskontexten sowie Strategien im
Umgang mit Rassismus und Mehrfachdiskriminierung. Es gibt einen "Open
Space", in welchem die Teilnehmenden offen gebliebene Themen und
Fragestellungen einbringen können.

Den Abschluss der Tagung bildet ein "Marktplatz". Hier erhalten die
Teilnehmenden Informationen zu verschiedenen Initiativen, die sich mit
Rassismus, Mehrfachdiskriminierung und Rechtsextremismus auseinandersetzen.
Dieser soll die Vernetzung und den Austausch unterschiedlichster
Akteur*innen ermöglichen.



Das Wichtigste in Kürze:

Fachtagung "Rassismus und Soziale Arbeit"

Datum: 21.2.2020

Anmeldeschluss ist der 14.2.2020

Zeit: 10:00 bis 16:30 Uhr

Ort: Kiel, Olshausenstraße 75, Hörsaalgebäude S1, Hörsaal 2

Die Veranstaltungsräume sind barrierefrei, teilweise mit Aufzug, zu
erreichen. Weitere Informationen zum Ablauf und zur Anmeldung sowie
ausführliche Workshop-Beschreibungen unter: 

www.sozialpaedagogik.uni-kiel.de

Organisiert wird die Tagung von Professorin Christiane Micus-Loos und Anne
Rimbach, M.A. vom Institut für Sozialpädagogik in Kooperation mit dem
Projekt erfolgreiches Lehren und Lernen (PerLe) an der CAU. Darüber hinaus
wird die Veranstaltung unterstützt durch Eddi Steinfeldt-Mehrtens,
beauftragte Person für Diversität der CAU.

Die Fachtagung richtet sich an Studierende, Lehrende sowie Haupt- und
Ehrenamtliche unterschiedlicher (sozial)pädagogischer Praxisfelder sowie an
die interessierte Öffentlichkeit.

 * 

Quelle:

Christian-Albrechts-Universität zu Kiel

Presse, Kommunikation und Marketing

E-Mail: presse@uv.uni-kiel.de

Internet: www.uni-kiel.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/957: Wiesbaden - Nils Heinrich probt den Aufstand!, 15.2.2020


Theater im Pariser Hof e.V.

Nils Heinrich // Aufstand

Neues Programm!

Datum: 15. Februar 2020

Beginn: 19:30 Uhr

Einlass: 19:00 Uhr

Tickets: 19 €



Nils Heinrich "... probt den Aufstand!". Sagt er. Aber gibt es nicht
schon genug Leute, die den Aufstand proben? Eben drum. Heinrichs
Aufstand ist ehrlicher. Weg von den angeblichen Zumutungen einer
scheinbar komplett aus dem Ruder gelaufenen Welt. Hin zu den
Schönheiten des Daseins. Weg von den Stöckchen, die jede Minute medial
zum drüber springen hingehalten werden. Hin zu den kleinen Wundern,
die keiner mehr sehen will. Wohldosierte Witzigkeit und intelligente
Melancholie sind das Geheimrezept von Heinrichs nachhaltigen
Qualitätskalauern, die er über den Abend verteilt zum Vergnügen seiner
Zuschauer ganz sanft in deren Gedanken ziseliert. Und zwar mit einem
himmelblauen Holzhammer aus korsischem Kirschholz.

Nils Heinrich ist wieder da. Der gern gesehene Gast diverser
Kabarettsendungen und vor allem Schöpfer solcher unsterblichen
YouTube-Ohrwürmer wie "Laktoseintoleranz", "Mensch von früher? oder
"Twitternde Mädchen" bringt sein neuestes Live-Programm auf die Bühne.
Es heißt "Nils Heinrich probt den Aufstand". Das klingt kämpferisch,
ist aber sehr lustig. Es bedeutet nämlich schlicht, dass er auf der
Bühne steht und hinterlistigen Humor für Erwachsene macht. Über
Themen, von denen Sie gar nicht wussten, wie viel Witzpotential die
haben. Sie können bei diesem Aufstand schön sitzen bleiben. Und am
Ende der wieder mal sehr spaßhaltigen zwei Stunden gehen sie mit
neuen, fantastisch-fiesen Ohrwürmern nach Hause. Garantiert!

Vorverkauf- & Bürozeiten

Montag, Mittwoch & Donnerstag 15:00 bis 19:00 Uhr

Die Ermäßigung für Schüler*innen, Student*innen, Auszubildende und
Kinder (bis 6 Jahre) beträgt in der Regel 5 Euro. Der Betrag wird an
der Abendkasse gegen Vorlage des entsprechenden Ausweises erstattet.
Nach Einlass besteht kein Anspruch mehr auf die Ermäßigung.


Theater-Eintrittskarte = ESWE-Fahrschein

Auch in 2020 können unsere Gäste mit Ihrer Theaterkarte stressfrei &
bequem zu den Veranstaltungen mit dem VMW-Veranstaltungsticket der
ESWE Verkehr an- und abreisen. Die Eintrittskarten beinhalten
weiterhin das praktische KombiTicket. Im Preis der Eintrittskarte ist
die kostenlose Nutzung der Nahverkehrsbusse und -bahnen im Rhein-Main-
Verkehrsverbund (RMV), Tarifgebiet 6500 bereits enthalten! Ohne Stau,
ohne Parkplatzsuche = bequem und entspannt an- und abreisen. Die
Haltestelle "Webergasse", die vom Hauptbahnhof im Fünf-Minuten-Takt
von den Linien 8 und 1 angefahren wird, liegt nur wenige Schritte von
der Kleinkunstbühne Theater im Pariser Hof entfernt.

 * 

Quelle:

Theater im Pariser Hof e.V.

Spiegelgasse 9

65183 Wiesbaden

Tel: +49 (0)611/44 76 46 44

E-Mail: presse@theaterimpariserhof.de
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





VÖGEL/1143: 34 Prozent weniger Feldvögel seit 1980 (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 5. Februar
2020

Zahl des Monats: 34 Prozent weniger Feldvögel seit 1980

Vogelschutzbericht offenbart starken Rückgang von Vögeln der Wiesen
und Felder



Berlin - Über ein Drittel Rückgang: Seit 1980 hat der Bestand an
Feldvögeln in Deutschland um 34 Prozent abgenommen. Das sind über zehn
Millionen Brutpaare weniger. Der Gesamtbestand der Vögel in Wäldern
und Siedlungen ist dagegen im gleichen Zeitraum weitgehend stabil
geblieben. Dies ergibt sich aus den Daten des neuen Nationalen
Vogelschutzberichts der Bundesregierung, deren Ergebnisse heute im
Detail veröffentlicht wurden. Agrar-Vogelarten sind beispielsweise
Feldlerche, Rebhuhn und der Vogel des Jahres, die Turteltaube. Auch
Bewohner feuchter Wiesen und Moore wie Braunkehlchen, Kiebitz,
Brachvogel, Uferschnepfe und Bekassine gehören dazu.

Die meisten dieser Arten leiden unter der Intensivierung der
Landwirtschaft. Immer größere Felder, die Ausweitung des Mais- und
Rapsanbaus, weniger Restflächen wie Feldraine und Wegränder und der
Wegfall von Brachflächen machen den Vögeln zu schaffen. Durch den
großflächigen Einsatz von Pestiziden und Dünger gibt es keinen Platz
mehr für Wildkräuter oder Insekten. So finden Feldvögel weniger
Nahrung und Brutplätze.

In diesem Jahr werden die politischen Weichen für die Zukunft der
Agrarpolitik gestellt. Die EU-Agrarpolitik muss dafür sorgen, dass
jeder Betrieb zehn Prozent seiner Fläche für die Artenvielfalt zur
Verfügung stellt. So können sich Vogelbestände nachweislich erholen.

Mehr Infos:

www.nabu.de/lage-der-vogelwelt

Mehr Infos zum Vogel des Jahres:

www.NABU.de/Vogel-des-Jahres

Die NABU-Zahl des Monats stellt einmal monatlich einen interessanten
statistischen Aspekt aus dem Themenbereich des NABU vor.

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst: Zahl des Monats, 05.02.2020

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





VÖGEL/1142: Die Vogelwelt in Deutschland - Schwund im Offenland, Zunahmen im Wald (BfN)


Bundesamt für Naturschutz (BfN):

Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Dachverband Deutscher Avifaunisten
(DDA) und der Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten
- Bonn, 4. Februar 2020

Die Vogelwelt in Deutschland:

Schwund im Offenland hält an - Bestandszunahmen im Wald

Publikation "Vögel in Deutschland" bietet umfangreiche Übersichten zu
Beständen und Trends der Brut- und Rastvögel Deutschlands



Bonn, 05. Februar 2020: Der deutliche Rückgang heimischer Vögel auf
Wiesen, Weiden und Äckern hält weiter an, in den Wäldern zeichnen sich
hingegen Zunahmen der Bestände ab. Das ist die Kernaussage der jetzt
erschienenen Publikation "Vögel in Deutschland - Übersichten zur
Bestandssituation". Die aktuelle Gesamtschau enthält umfangreiche
Informationen zu Bestandsgrößen, Bestandstrends und der Verbreitung
aller Brut- und der rastenden Wasservogel-Arten. Sie wurde vom
Dachverband Deutscher Avifaunisten (DDA), der
Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten und dem Bundesamt für
Naturschutz (BfN) gemeinsam erarbeitet.

Die Auswertung tausender Datensätze, die überwiegend von
Ehrenamtlichen gesammelt wurden, zeigt, dass der Bestand an Brutpaaren
von 1992 bis 2016 in Deutschland um mehr als sieben Millionen Paare
zurückging. Somit leben heute etwa acht Prozent weniger Brutvögel in
Deutschland als noch vor 24 Jahren. Vor allem in der Agrarlandschaft
halten die Rückgänge an.

Prof. Dr. Beate Jessel, Präsidentin des BfN, erläutert: "In den
offenen Agrarlandschaften ist der Bestand an Brutpaaren über ein
Vierteljahrhundert um etwa zwei Millionen zurückgegangen. Eine
Trendwende zeichnet sich bislang nicht ab. Dies unterstreicht erneut
die Dringlichkeit von Reformen in der Landwirtschaftspolitik." So
haben die Bestände von Rebhuhn und Kiebitz seit 1992 um fast 90
Prozent abgenommen. Ähnlich dramatisch ist die Entwicklung bei
Uferschnepfe, Bekassine und Braunkehlchen, die als Lebensraum
Feuchtwiesen und wenig intensiv genutzte Weiden benötigen.

Bernd Hälterlein, Vorsitzender des DDA, hält fest: "Manche Arten der
Agrarlandschaft sind mittlerweile so selten geworden, dass sie über
weite Bereiche unserer Landschaften gar nicht mehr anzutreffen sind,
wie zum Beispiel der Vogel des Jahres 2020, die Turteltaube." Unter
anderem auch ehemals häufige Arten wie die Feldlerche zeigen
inzwischen größere Verbreitungslücken.

Dr. Stefan Jaehne weist für die Geschäftsführung der
Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten darauf hin, dass eine
Umkehr der negativen Trends möglich ist: "Auch wenn die Verluste ein
düsteres Bild des Zustands unserer Agrarvögel zeichnen, können wir den
Rückgang stoppen. Wir wissen in vielen Bereichen, was getan werden
muss, um einen wirksamen Schutz der biologischen Vielfalt zu
gewährleisten. Davon zeugen beispielsweise die erfolgreichen
Artenschutzprogramme für Großtrappe und Wiesenweihe." Allerdings
würden diese erforderlichen und aufwändigen Maßnahmen meist erst dann
ergriffen und umgesetzt, wenn es schon fast zu spät ist.
"Vorausschauender Vogelschutz muss hier künftig deutlich eher
handeln."

Bemerkenswert sind auffällige räumliche Unterschiede des
Vogelartenreichtums in Deutschland. Artenreiche Vogelgemeinschaften
sind beispielsweise in den nordostdeutschen Agrarlandschaften dort
erhalten geblieben, wo noch genügend Strukturen mit hohem Wert für
Vögel und Insekten vorzufinden sind, wie mageres Grünland, Brachen,
breite Ackerrandstreifen und ungenutzte Wegsäume nicht asphaltierter
Feldwege. Im dicht besiedelten Westen und vielen Regionen
Süddeutschlands haben sie dagegen das Feld bereits geräumt. Dies gilt
insbesondere für viele gefährdete Vogelarten wie beispielsweise die
Grauammer.

Im Gegensatz zur Agrarlandschaft haben sich die Vogelbestände im Wald
und in Siedlungen in den vergangenen Jahren deutlich erholt. Im
Zeitraum 2005 bis 2016 sind etwa 1,5 Millionen Waldvögel und eine
halbe Million Vögel in den Siedlungsbereichen dazugekommen. Auffällig
ist beispielsweise die deutliche Zunahme der Bestände von
Waldvogelarten seit 2010. Die Ursachen für diese positive Entwicklung
sind noch wenig verstanden. Eine wichtige Rolle spielt sicher das
Älterwerden der Wälder und auch höhere Totholzanteile durch
naturnähere Forstwirtschaft könnten einige Arten gefördert haben. Und
schließlich wirkt sich der Klimawandel über einen stärkeren
Samenansatz von Bäumen in kürzeren Abständen positiv aus: Standvögel
finden im Winter mehr zu fressen. Im Siedlungsbereich profitieren
sicherlich einige Arten auch von der zunehmenden Begrünung und damit
dem Strukturreichtum der Städte.

Hintergrund

Die Veröffentlichung "Vögel in Deutschland - Übersichten zur
Bestandssituation" liefert eine umfangreiche, aktuelle Übersicht zu
allen 305 Brutvogelarten Deutschlands, deren Bestandsgrößen und Trends
über mehrere Jahrzehnte. Auch für alle 136 regelmäßig in Deutschland
rastenden Wasservogelarten sind Tabellen zu ihren Rastbeständen und
deren Entwicklung über fast 50 Jahre enthalten. Die
Datenzusammenstellung bildet die Bezugsgrundlage für die Bewertung des
Erhaltungszustandes und der Gefährdungssituation brütender,
überwinternder und durchziehender Vogelarten, unter anderem auch für
den nationalen Vogelschutzbericht, der von Deutschland im Oktober 2019
an die Europäische Kommission übermittelt wurde.

Die Datenzusammenstellung basiert ganz überwiegend auf den
ehrenamtlich getragenen Programmen des bundesweiten Vogelmonitorings,
das vom DDA bundesweit koordiniert und von Bund und Ländern
unterstützt wird. Darüber hinaus sind zahlreiche weitere Daten der
Vogelschutzwarten der Bundesländer und von Landesfachverbänden
eingeflossen. Im Meeres-, Wattenmeer- und Küstenbereich basieren die
Ergebnisse auf den Programmen der Bundesländer, unter anderem auf dem
"Trilateralen Monitoring- und Assessment Program (TMAP)" der drei
Wattenmeer-Anrainerstaaten, und des BfN. Zu einer unverzichtbaren
Informationsquelle für Verbreitung und Häufigkeit von Vogelarten hat
sich mittlerweile das Online-Portal ornitho.de entwickelt, über das
jährlich mehr als fünf Millionen Vogelbeobachtungen gemeldet werden,
die für Fachfragen des Naturschutzes bereitstehen.

Bezug

Der Bericht "Vögel in Deutschland: Übersichten zur Bestandssituation"
steht als Download bereit unter

https://www.dda-web.de/index.php?cat=pub&subcat=vid

https://www.bfn.de/themen/monitoring/vogelmonitoring.html

Die gedruckte Ausgabe ist über den DDA erhältlich

E-Mail: schriftenversand@dda-web.de

Internet:

https://www.dda-web.de/index.php?cat=pub&subcat=order

Schutzgebühr: 9,80 EUR zzgl. Versandkosten

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 04.02.2020

Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Konstantinstr. 110, 53179 Bonn

Tel.: 0228/8491-0, Fax: 0228/8491-9999

E-Mail: info@bfn.de

Internet: www.bfn.de
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





FORSCHUNG/1583: Tierische Hinweise - ForscherInnen der Universität Graz beobachten anhand von Milben den Klimawandel (idw)


Karl-Franzens-Universität Graz - 15.01.2020

Tierische Hinweise: ForscherInnen der Universität Graz beobachten anhand
von Milben den Klimawandel



Als attraktive Tierchen würden Milben wohl bei den wenigsten durchgehen.
Tobias Pfingstl vom Institut der Biologie der Universität Graz kann ihnen
allerdings sehr viel abgewinnen. Er beschäftigt sich vor allem mit Arten,
die in Küstenregionen beheimatet sind und damit sowohl unter Wasser als
auch an Land überleben können. Vom Anstieg des Meeresspiegels sind diese
als erste betroffen - und damit auch anfällig für die Folgen des
Klimawandels. Die neuesten Forschungsergebnisse über Genetik und
Verbreitung der Spinnentiere an der Japanischen Küste sind kürzlich in den
Scientific Reports des Fachmagazins Nature erschienen und geben Aufschluss
über geografische und klimatische Veränderungen.

"Wir haben mehrere Milbenarten analysiert, die in den warmen Klimazonen
beheimatet sind. Ihre Verbreitungsgebiete haben sich während der letzten
1,5 Millionen Jahre markant verschoben, woraus wir zweifelsfrei auf
klimatische Veränderungen schließen können", berichtet Tobias Pfingstl.
Genetische Vergleiche haben außerdem gezeigt, dass die Spinnentiere ihren
Lebensraum in den letzten 100 000 Jahren sehr stark ausgeweitet haben. "Da
sie weder fliegen noch weit krabbeln können, sind sie auf Wasser
angewiesen, das sie in neue Regionen spült", so der Wissenschafter. Die
Forschungsergebnisse sind also ein Beweis für die starke Schwankung des
Meeresspiegels - die seit der letzten Eiszeit bis zu 200 Meter betragen
haben soll.

Die Beobachtungen, die die BiologInnen anhand der Milben gemacht haben,
sind auch auf viele andere Tiergruppen übertragbar. Pfingstl und sein Team
dokumentieren nun weiterhin Veränderungen im Verbreitungsgebiet, um daraus
Prognosen für die gesamte Küstenfauna abzuleiten.

Die japanischen Küstenregionen sind für WissenschafterInnen besonders
interessante Biotope, da sie sich über mehrere Klimazonen ziehen und die
Tierwelt aufgrund der Insellage kaum Möglichkeiten hat, in andere Gegenden
abzuwandern. "Viele Arten haben nur dort überlebt beziehungsweise sind
überhaupt erst dort entstanden", erklärt Pfingstl. In dem vom
Wissenschaftsfonds FWF geförderten Forschungsprojekt untersuchen die
BiologInnen die gesamte Biodiversität entlang der Küsten des
ostasiatischen Staates.


Originalpublikation:

Tobias Pfingstl, Maximilian Wagner, Shimpei F. Hiruta, Stephan Koblmüller,
Wataru Hagino, Satoschi Shimano: Phylogeographic patterns of intertidal
arthropods (Acari, Oribatida) from southern Japanese islands reflect
paleoclimatic events, Scientific Reports (2019) 9:19042

https://doi.org/10.1038/s41598-019-55270-z



Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news729920

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution35

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Karl-Franzens-Universität Graz, 15.01.2020
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INITIATIVE/564: Wege aus der Plastikkrise - 15 Forderungen der Zivilgesellschaft (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Gemeinsame
Pressemitteilung vom 05.02.2020

Wege
aus der Plastikkrise: 15 Forderungen der deutschen Zivilgesellschaft
an die Bundesregierung



Berlin. Erstmalig hat heute ein weitreichendes Bündnis zentraler
zivilgesellschaftlicher Akteur*innen in 15 gemeinsamen Forderungen ein
entschiedenes Vorgehen von der Bundesregierung zur Lösung der
Plastikkrise verlangt. Über strikte Regulierung und Verbote müssten
Kunststoffproduktion und -verbrauch drastisch reduziert werden. Einweg-
 und Verpackungsprodukte sollten entlang der gesamten Lieferketten in
einem verbindlichen Zeitrahmen durch Mehrwegsysteme ersetzt und
Mikroplastikanwendungen verboten werden. Grundsätzlich müsse der
Einsatz primärer Rohstoffe, ob fossil oder nachwachsend, rigoros
reduziert werden. Dazu gehöre der entschiedene Einstieg in eine auf
Vermeidung ausgerichtete Kreislaufwirtschaft über klare und
verbindliche gesetzliche Vorgaben zu Langlebigkeit, Wiederverwendung,
Reparaturfähigkeit und die Recyclingfähigkeit für alle
Produktkategorien. Nur so ließen sich die ökologischen,
gesundheitlichen und Klima-Belastungen durch die Plastikflut an Land,
im Meer und in der Luft in notwendigem Umfang verringern.

Insbesondere müsse mit strikten Verboten für Abfallentsorgung auf See
und von schädlichem Fischereizubehör der Kunststoffeintrag in die
Meere begrenzt werden. Ebenso konsequent müssten Schadstoffe, die für
Mensch, Klima und Umwelt gefährlich sein können, als Zusatzstoffe bei
der Herstellung von Kunststoff-Grundstoffen und -Produkten verboten
werden.

Das Bündnis fordert eine gesetzliche Schadenshaftung nach dem
Verursacherprinzip, die Hersteller und Inverkehrbringer für alle
Gesundheits-, Umwelt- und Klimaschäden ihrer Produkte verantwortlich
macht. Dabei seien mehr Aufklärung, Transparenz und
Informationsvermittlung über die Gefahren von Kunststoffen und ihren
Inhaltsstoffen für Mensch, Umwelt und Klima erforderlich. Das Bündnis
fordert die Bundesregierung außerdem dazu auf, sich umgehend für ein
internationales, verbindliches Abkommen zur Lösung der
Kunststoff-Krise einzusetzen, das international Klima- und
Meeresschutz voranbringe und Biodiversität schütze.

Martin Kaiser, Geschäftsführer Greenpeace: "Die Auswirkungen der
globalen Plastikkrise führen dazu, dass Osteuropa und Südostasien
mittlerweile die Müllkippe für Plastikabfälle aus Deutschland und der
ganzen Welt sind. Eine Lösung der Plastikkrise kann nur gelingen, wenn
alle Länder ihren Müll zuhause behalten. Die Bundesregierung muss den
Plastikmüllexport mit Regulierungen und Kontrollen stoppen und Anreize
schaffen für ein nachhaltiges Produktdesign, das diesen Namen
verdient. Steuerliche Vorteile für Produkte, die repariert und
mehrfach genutzt werden können, sollten integraler Bestandteil eines
Plastikkrisen-Aktionsplans sein. Die Verpackungsindustrie steht daher
vor einem radikalen Wechsel. Die Zukunft der Verpackungsindustrie
gehört dem Mehrweg. Wollen wir die Plastikkrise an der Wurzel packen,
müssen Verpackungen idealerweise wiederverwendbar, zumindest aber
vollständig recyclebar sein. Andere gehören verboten."

Olaf Bandt, Vorsitzender des Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND): "Die Zeiten des gedankenlosen Kunststoffeinsatzes
haben uns an den Rand einer weltweiten Plastikkrise geführt. Wir
müssen das Ruder herumreißen und unseren Umgang mit Plastik
schnellstens ändern. Die Politik muss eine strenge Rahmensetzung
definieren, damit Industrie, Handel und Verbraucher gemeinsam zu
verlässlichen Abfallvermeidern werden können. Kunststoffe und
insbesondere Mikroplastik dürfen zukünftig an keiner Stelle in die
Umwelt eingetragen werden. Hierfür müssen Stoffströme drastisch
reduziert und ein Exportverbot für Kunststoffabfälle umgesetzt werden.
Bereits in wenigen Jahren muss sichergestellt sein, dass durch
Verwitterung oder Zersetzung kein weiteres Mikroplastik in Gewässer
und Ozeane eingetragen wird."

Frank Schweikert, Vorstand des Bundesverbandes Meeresmüll e.V.: "Wir
leben in einer Zeit des übermäßigen Konsums zulasten all unserer
Lebensgrundlagen. Bereits jetzt finden wir bis in die entlegensten
Winkel unserer Ozeane überall Plastikmüll. Produkte und Verpackungen
dürfen nicht auf Kosten von Mensch, Klima und Umwelt hergestellt
werden. Die Politik muss sicherstellen, dass Hersteller und
Inverkehrbringer die 100-prozentige Verantwortung für ihre Produkte
tragen und kompromisslos alle Schäden an Mensch und Natur
kompensieren."

Barbara Unmüßig, Vorstand der Heinrich-Böll-Stiftung: "Bis 2017 wurden
weltweit schon 9,2 Milliarden Tonnen produziert. Die Hersteller wollen
in den nächsten Jahren ihre Produktion noch um 30 Prozent erhöhen.
Diese Steigerungsraten sind nicht mehr kontrollierbar. Deshalb muss
der Kunststoffverbrauch in allen Bereichen rigoros eingedämmt werden -
Produktion, Konsum und Emission aller synthetischen Kunststoffe müssen
durch klare gesetzliche Vorgaben absolut reduziert werden. Zudem sind
die Unterschiede regional frappierend: In den USA fallen zum Beispiel
im Jahr fünf Mal mehr Müll pro Kopf an als in Indien, in Europa ist
Deutschland Spitzenreiter. Deshalb muss sich gerade die
Bundesregierung nachdrücklich für ein weltweites und verbindliches
Abkommen gegen die Kunststoff-Flut einsetzen, das vor allem die
herstellenden Länder und Konzerne als Hauptverursacher in die Pflicht
nimmt."

Jürgen Resch, Bundesgeschäftsführer Deutsche Umwelthilfe: "Deutschland
ist Europameister beim Verpackungsmüll, die Abfallberge erreichen von
Jahr zu Jahr neue Rekordwerte. Die Flut unnötiger Einweg-Produkte und
Verpackungen muss gestoppt werden, und damit auch der rasant wachsende
Verbrauch wertvoller Ressourcen. Die Mehrwegquote von 70 Prozent für
Getränkeverpackungen muss konsequent durchgesetzt werden - notfalls
mit Sanktionsmaßnahmen, wie einer Abgabe von mindestens 20 Cent auf
Einweg. Über Getränkeverpackungen hinaus müssen verbindliche
Mehrwegquoten auch für Verkaufs-, Transport- und Versandverpackungen
festgelegt werden. Ebenso muss eine Besteuerung von Erdöl sowie Erdgas
zur Herstellung von Kunststoffen eingeführt werden. Die bisherige
wirtschaftsnahe Abfallpolitik von Umweltministerin Schulze ist
krachend gescheitert. Sie muss von der Bremserin zur Gestalterin
werden und endlich verbindliche Regeln erlassen, anstatt auf
freiwillige Selbstverpflichtungen zu setzen."

Annemarie Mohr, Geschäftsführerin von Women Engage for a Common Future
(WECF): "Der Einsatz von gesundheitlich bedenklichen Chemikalien muss
in Plastikprodukten ebenso wie in allen Alltagsprodukten verboten
werden; das gilt auch für Recyclingprodukte, die in der
Kreislaufwirtschaft eine zunehmende Rolle spielen. Dazu zählen häufig
verwendete Weichmacher wie auch perflourierte Stoffe als Bestandteile,
die hormonell wirksam sind, so genannte Endocrine Disrupting Chemicals
(EDCs). Sie können schon in kleinsten Mengen das Hormonsystem stören
und Fehlentwicklungen beeinflussen. Kinder und Schwangere sind
besonders gefährdet, sichere Grenzwerte gibt es nicht. Von der Politik
verlangen wir ein Verbot der Anwendung schädlicher Stoffe - in
Deutschland, auf EU Ebene und international, entlang der gesamten
Produktzyklen von Plastikprodukten. Der Schutz der Gesundheit muss
über wirtschaftlichen Interessen stehen. Das gebietet das
Vorsorgeprinzip."

Alexandra Caterbow, Kodirektorin von Health and Environment Justice
Support (HEJSupport): "Plastik enthält sehr viele Gifte, die unsere
Gesundheit und Umwelt schädigen können. Eine neue Studie zeigt, dass
in verschiedenen Plastikprodukten insgesamt mehr als 1400 Chemikalien
gefunden wurden, und drei von vier getesteten Alltagsprodukten
deswegen bedenklich für die Gesundheit waren. Der Einsatz von
Schadstoffen in Plastik muss konsequent verboten werden. Von
Produzenten und Handel erwarten wir ein hohes Maß an
Produktverantwortung, inklusive einer vollständigen Deklaration der
Inhaltsstoffe, nachhaltiges Produktdesign - im Sinne eines voll
umgesetzten Vorsorgeprinzips."

Mitgliedsorganisationen und Unterzeichner der 15 Forderungen sind: 
 Bundesverband Meeresmüll e.V. - Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland e.V. (BUND) - Deutsche Meeresstiftung - Deutsche
Umwelthilfe e.V. (DUH) - Food and & Water Europe - Greenpeace e.V. -
Heinrich-Böll-Stiftung - Health and Environment Justice Support e.V.
(HEJSupport) - Stiftung Grünes Bauhaus - Surfrider Foundation Germany
e.V. - Women Engage for a Common Future e.V. (WECF).

Das Bündnis wurde moderiert vom Bundesverband Meeresmüll e.V. und der
Heinrich-Böll-Stiftung.

Die Website mit den Forderungen und weiteren Informationen finden Sie
hier: 

www.exit-plastik.de

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 05.02.2020

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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PROTEST/162: Castor-Gegner_innen ziehen positive Bilanz (AG Schacht Konrad)


Arbeitsgemeinschaft Schacht KONRAD e.V.: Presseerklärung Bündnis
CASTOR-stoppen, 4. Februar 2020:

CASTOR-Gegner*innen ziehen positive Bilanz



An einem Dutzend Orten hat es am Sonntag im Rahmen eines ersten
Aktionstags kreative und wirkungsvolle Protestaktionen gegen den
geplanten CASTOR-Transport aus der WAA Sellafield (GB) ins hessische
Biblis gegeben. Damit hat ein Teil der Anti-Atom-Bewegung deutlich
gemacht, dass sowohl erneute CASTOR-Transporte als auch eine
angedachte Renaissance der Atomkraft als Energieträger auf erheblichen
Widerstand stoßen werden.

Schon am Vormittag setzten sich in der Nähe von Gorleben 40
Schienenspaziergänger*innen symbolisch auf eine Bahnstrecke und
grüßten solidarisch: "Wir haben in all den Jahren so viel
Unterstützung von überall erfahren, heute ist es umgekehrt: Heute sind
wir alle Biblis!"Die BI Lüchow-Dannenberg kommentierte: "Der Nachklapp
zu den Castor-Transporten, die bis 2011 nach Gorleben rollten, wirkt
wie die Rückkehr der "Untoten". Und auch die medial befeuerte Debatte
um eine "Renaissance" der Atomkraft gehört zu diesem Genre."

Um 13:00 starteten zeitgleich eine Mahnwache mit Feuertonne vor der
zuständigen Atommüllbehörde in Salzgitter, bei der sich ebenfalls 40
Atomkraftgegner *innen beteiligten und den zuständigen
Abteilungsleiter aufforderten, die noch ausstehende
Transportgenehmigung "gleich in die Tonne zu werfen" und ein
Schienenspaziergang vom Bahnhof Biblis zum Atomkraftwerk mit rund 100
Leuten. Auf dem Stichgleis war eine Aktion vorbereitet. Ein
Castorbehälter - getragen von sechs Zombies, die die 6 totgeglaubten
aber noch laufende AKW in Deutschland darstellten - wurde Richtung
Zwischenlager getragen. Die Demonstrant*innen konnten jedoch mit Hilfe
von gelben X-en diesen Atommülltransport vorerst abwenden.

Solidar-Aktionen fanden auch am AKW Grohne (Nds.) und Neckarwestheim
(Ba-Wü) mit jeweils 50-70 Teilnehmer*innen statt. An insgesamt drei
noch laufenden AKW protestierten die örtlichen Organisationen gegen
den Weiterbetrieb und gegen die geplante sinnlose Atommüllverschiebung
von CASTOREN aus den Wiederaufarbeitungsanlagen in nicht geeignete
Zwischenlager. Sie forderten die rasche weitere dezentrale,
regenerative Energiewende. Am AKW Brokdorf (SH) überraschte eine
Kleingruppe mit einer Kanuaktion auf dem "Sicherheitsgraben" um das
Atomkraftwerk. Bei mehreren Aktionen symbolisierten Zombies die
"untote Atomenergie", die es ins Grab zurückzuschicken gilt.

Vor dem Gelände der Gronauer Uranfabrik machten die Teilnehmer*innen
des Sonntagsspaziergangs auf die internationalen Zusammenhänge der
deutschen Atomindustrie aufmerksam. Bereits seit Dezember stehen dort
wieder Bahnwaggons für weitere Uranmüllexport von Gronau nach Russland
bereit. Auch für diese Transporte ist der Termin noch nicht bekannt.

Auch in Berlin, Karlsruhe, Weimar und Hamburg gab es Veranstaltungen,
die auf die kommenden Atommülltransporte aufmerksam machten. Vor dem
Karlsruher Hauptbahnhof wurden Reisende auf die gefährliche Bahnfracht
aufmerksam gemacht und an der Roten Flora im Hamburger Schanzenviertel
wirbt ein neues Großplakat dafür, sich zu informieren und die
Stilllegung der AKW durchzusetzen.

Die Organisator*innen vom Bündnis Castor stoppen äußerten sich sehr
zufrieden mit diesem ersten Aktionstag. Mit wenig Aufwand und kurzer
Mobilisierung ist es gelungen, die CASTOR-Transporte ins Gespräch zu
bringen und die unerwartet hohe und spontane Beteiligung am Aktionstag
zeigt, dass bei erneuten CASTOR-Transporten auch mit erneutem Protest
und Widerstand gerechnet werden muss.

Bündnis CASTOR-stoppen

http://castor-stoppen.de/

 * 

Quelle:

Presseerklärung Bündnis CASTOR-stoppen, 04.02.2020

weitergeleitet von: KONPress

Arbeitsgemeinschaft Schacht Konrad e.V.

Bleckenstedter Straße 14a, 28239 Salzgitter

Telefon: 05341 / 90 01 94, Fax: 05341 / 90 01 95

E-Mail: info@ag-schacht-konrad.de

Internet: www.ag-schacht-konrad.de
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WALD/193: Konferenz zur EU-Waldpolitik - Letzte Urwälder Europas retten (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 4. Februar
2020

NABU: Europa braucht mehr wilde Wälder

Krüger: EU muss Schutz von Klima und Artenvielfalt im Wald gemeinsam
denken / Letzte Urwälder Europas retten



Brüssel/Berlin - Anlässlich der am heutigen Dienstag beginnenden
Konferenz, auf der die EU Grundlagen ihrer künftigen Waldpolitik
diskutiert, fordert der NABU, den Schutz von Klima und Artenvielfalt
im Wald stärker gemeinsam zu denken.

"Naturnahe Wälder gehören zu unseren wichtigsten Verbündeten im Kampf
gegen die Klimakrise. Sie speichern Kohlenstoff, puffern
Extremtemperaturen und Starkregen. Diese Fähigkeiten müssen wir
stärken, um unsere Wälder fit für den Klimawandel zu machen. Und mit
dem Rohstoff Holz bieten Wälder die Chance, Kohlenstoff langfristig in
Möbeln, Bauteilen oder Häusern zu binden", so NABU-Präsident
Jörg-Andreas Krüger.

Gleichzeitig sind Wälder Erholungs- und Lebensräume für Menschen,
Tiere und Pflanzen. Doch Erderhitzung und intensive Bewirtschaftung
setzen sie zunehmend unter Druck: Allein in Deutschland sind nach
Angaben des Bundeslandwirtschaftsministeriums 180.000 Hektar Wald
stark geschädigt. Studien zeigen zudem, dass die Insektenmasse in
deutschen Wäldern in den Jahren 2008 bis 2017 um 41 Prozent
zurückgegangen ist. Auch die Vielfalt der Arten ist um 36 Prozent
gesunken.

"Die EU hat jetzt die große Chance, Arten und Klima im Wald
gleichermaßen zu schützen. Diese Chance muss sie nutzen", so Krüger.
Entscheidend sei, dass die EU der Verlockung widerstehe, jetzt vor
allem auf plantagenartige Aufforstungen mit schnell wachsenden
Baumarten zu setzen, um diese auf die Klimaziele anrechnen zu lassen.
"Viel wichtiger ist jetzt der Umbau unserer vorhandenen Wälder hin zu
klimawandelsicheren Mischwäldern, die Kohlenstoff und Wasser
speichern. Und es darf keinen vermehrten Einschlag unter dem
Deckmantel des Klimaschutzes geben", so NABU-Präsident Jörg-Andres
Krüger.

Die EU-Waldstrategie soll unter der im Juni 2020 beginnenden deutschen
Ratspräsidentschaft fertig gestellt werden und für die nächsten zehn
Jahre gelten. Eine zentrale Herausforderung ist dabei auch der Stopp
des Raubbaus an den letzten Urwäldern Europas. In Rumänien, Bulgarien
und der Ukraine werden jahrtausendealte Urwälder abgeholzt, obwohl sie
teils zum UNESCO-Weltnaturerbe zählen. "Die EU-Waldstrategie muss
zudem unseren Fußabdruck in den Wäldern der Welt klar aufzeigen. Schon
heute importieren wir über 50 Prozent des Zellstoffes für die
Papierherstellung aus dem Ausland. Das geht auch auf Kosten von
Urwäldern und Klima", so der NABU-Präsident.

Zudem müsse die energetische Nutzung von Holz sinken. Aktuell landen
in Deutschland über 60 Prozent des geschlagenen Laubholzes im Ofen.
"Holz wird meist geerntet ehe die Bäume ihr Potenzial als
CO2-Speicher voll ausgeschöpft haben. Es sollte daher mehrfach genutzt
werden, in Kaskaden: etwa erst in Bauteilen für Häuser, dann in der
Möbelschreinerei und schließlich im Ofen. Denn Holz ist - auch mit
Blick auf die Klimakrise und den Zustand unserer Wälder - zu wertvoll,
um nur verheizt zu werden", so Krüger.

NABU-Forderungen zur Waldpolitik:

www.NABU.de/wald

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, Nr. 7/20, 05.02.2020
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WALD/192: Zu viel Stickstoff bremst Waldwachstum in Europa (idw)


Eidgenössische Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft WSL
- 28.01.2020

Zu viel Stickstoff bremst Waldwachstum in Europa



Zusätzlicher Stickstoff regt das Baumwachstum an. Geraten aus
Luftverunreinigungen jedoch jährlich mehr als etwa 30 Kilogramm pro
Hektar in einen Wald, dann verringert sich der Holzzuwachs, denn es
fehlen andere für das Wachstum wichtige Elemente. Dies zeigt eine in
23 europäischen Ländern durchgeführte Studie unter Leitung der
Eidgenössischen Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft WSL.

Bisher gingen Waldökologinnen und Forstwissenschaftler oft davon aus,
dass aus Luftverunreinigungen stammender Stickstoff meist zu mehr
Holzzuwachs führt. Dieser Nährstoff wirkt wie Dünger und ist ein
wichtiger Baustein für das Wachstum von Pflanzen. Werden aber gewisse
Grenzen an zusätzlichem Stickstoff überschritten, kann das Wachstum
gehemmt werden. Bisher war nicht klar, inwieweit diese
Wachstumshemmung in den europäischen Wäldern tatsächlich auftritt.

Wer langfristig vorhersagen will, wie Waldökosysteme auf
Umweltveränderungen wie den Klimawandel reagieren, der muss die
wesentlichen Treiber des Baumwachstums und der Waldentwicklung kennen
und einschätzen können. Darum untersuchte ein internationales
Forschungsteam unter der Leitung der WSL, welchen Einfluss Stickstoff
auf das Wachstum von Bäumen hat.

Nährstoffmangel trotz Überfluss

Die Forschenden wiesen nun nach, dass das durch Stickstoff bewirkte
zusätzliche Wachstum europaweit begrenzt ist. Die in 23 europäischen
Ländern auf 442 Waldbeobachtungsflächen erhobenen Daten zeigen, dass
der Zuwachs nahezu überall ab einem Grenzwert von etwa 30 Kilogramm
Stickstoff pro Hektar und Jahr abnimmt. Unterhalb dieses Grenzwertes
hingegen steigert Stickstoff in der Regel den Zuwachs. Der Grund für
einen ausbleibenden weiteren Anstieg des Wachstums liegt in den
fehlenden Mengen anderer wichtiger Nährstoffe und in der
Bodenversauerung.

Im Rahmen des europäischen Waldbeobachtungs-Netzwerks «ICP Forests»
(siehe Kasten) gingen Forschende in ganz Europa dieser Frage auf den
Grund. Sie erhoben dazu von 1995 bis 2010 an etwa 100.000 Nadel- und
Laubbäumen mehrere Millionen Messdaten, Sie erfassten in diesen
Wäldern Messgrössen wie Art, Höhe und Stammdurchmesser der Bäume sowie
verschiedene Klima- und Umweltfaktoren, zum Beispiel den
Schadstoffeintrag aus der Luft und die Bodenqualität. Schliesslich
prüften sie, ob verschiedene Grössen über 15 Jahre hinweg ähnliche
Entwicklungen zeigten. In diese Studie sind auch Daten von Fichten,
Föhren und Buchen aus Schweizer Beobachtungsflächen eingeflossen:
Alptal (Kanton Schwyz), Beatenberg (Bern), Isone (Tessin), Lausanne
(Waadt), Lens (Wallis), Neunkirch Schaffhausen) und Othmarsingen
(Aargau).

Stickstoff ist wichtigster Umweltfaktor

Trotz der grossen Unterschiede bezüglich Geografie, Geologie, Boden,
Meereshöhe, Klima und anderen Umweltfaktoren beeinflussten vor allem
die Anzahl der Bäume - und damit der Konkurrenzdruck - sowie das Alter
der Waldbestände den jährlichen Durchmesser- und Höhenzuwachs der
Bäume. Das bedeutet, dass sich die Bewirtschaftungsform und -
intensität der Forstdienste und Waldeigentümer auf den Zuwachs an Holz
und Blattmasse auswirken. Der über die Luft in den Boden eingetragene
Stickstoff war jedoch der wichtigste Umweltfaktor.

Erstmals in Europa konnten die Forschenden nachweisen, dass es einen
sogenannten Kipp-Punkt gibt, und zwar im Schnitt bei 25 bis 35 kg
Stickstoff pro Hektar und Jahr. Liegt der lokal ermittelte Wert über
dem Kipp-Punkt, wachsen die Bäume weniger. Am stärksten war dieser
Effekt bei Buchen.

In Versuchen hatten Forschende in den letzten Jahrzehnten für
mitteleuropäische Wälder einen Stickstoffgrenzwert von 10-20
kg/ha/Jahr ermittelt. Die beiden Werte können jedoch nicht direkt
verglichen werden. Letzterer Wert bezieht sich auf langfristig erhöhte
Stickstoffeinträge, nicht nur mit Blick auf das Baumwachstum, sondern
auch auf andere mögliche Auswirkungen (Biodiversität, Flechten, Pilze,
Nitratauswaschung).

Fest steht: Zu viel Stickstoff bringt das Nährstoffgleichgewicht im
Waldökosystem ins Wanken. «Über die Höhe dieses Grenzwertes
diskutieren Forschende seit Jahrzehnten. Im Rahmen der europaweiten
Zusammenarbeit gelang es uns erstmals, einen konkreten Grenzwert für
das Baumwachstum auf einer derart grossräumigen Skala in natürlich
gewachsenen und bewirtschafteten Wäldern zu bestimmen», sagt Sophia
Etzold von der WSL, die leitende Autorin dieser Studie. Im Vergleich
zum Stickstoff, der mittlerweile zum grössten Teil aus
landwirtschaftlichen Betrieben (z.B. Gülle, Tierfutter und
Kunstdünger) und immer weniger aus Verbrennungsprozessen stammt,
hatten andere Umweltfaktoren wie z.B. Lufttemperatur, Niederschlag
oder Ozon überall einen geringeren Einfluss auf das Baumwachstum. Die
Resultate legen nahe, dass der Stickstoffausstoss weiterhin begrenzt
werden sollte, um globalen Einbussen auf das Wachstum der Wälder
vorzubeugen.

Anfang Texteinschub

Die in der Studie verwendeten Daten und Standorte stammen vom
europäischen Waldbeobachtungs-Netzwerk "International Co-operative
Programme on Assessment and Monitoring of Air Pollution Effects on
Forests" (ICP Forests, www.icp-forests.net). Dieses Programm wird im
Rahmen eines UNECE-Übereinkommens von den Ländern Europas
durchgeführt. Das WSL-Programm der Langfristigen Waldökosystem-
Forschung (LWF) ist der Schweizer Beitrag hierzu. Seit 2017 hat Marco
Ferretti von der Eidgenössische Forschungsanstalt WSL den Vorsitz von
ICP Forests. Es ist eines der grössten Netzwerke der Welt, das
Landökosysteme beobachtet und überwacht. In ganz Europa wendet jedes
Land bei der Probenahme und -analyse vergleichbare Methoden an, und
zwar langfristig. Auf diese Weise können Forschende nicht nur im
eigenen Land, sondern in ganz Europa verfolgen, wie sich
beispielsweise die Luftbelastung auf den Wald auswirkt.

Ende Texteinschub

Originalpublikation:

Etzold, S.; Ferretti, M.; Reinds, G.J.; Solberg, S.; Gessler, A.;
Waldner, P.; Schaub, M.; Simpson, D.; Benham, S.; Hansen, K.;
Ingerslev, M.; Jonard, M.; Karlsson, P.E.; Lindroos, A.; Marchetto,
A.; Manninger, M.; Meesenburg, H.; Merilä, P.; Nöjd, P.; De Vries, W.,
2020: Nitrogen deposition is the most important environmental driver
of growth of pure, even-aged and managed European forests. Forest
Ecology and Management, 458: 117762 (13 pp.) 

doi: 10.1016/j.foreco.2019.117762

Weitere Informationen finden Sie unter
https://www.wsl.ch/de/2020/01/zu-viel-stickstoff-bremst-waldwachstum-
in-europa.html
Medienmitteilung Eidg. Forschungsanstalt WSL (mit Links und
Bildmaterial)

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news730630

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution799
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eidgenössische Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft WSL

- 28.01.2020
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FORSCHUNG/808: Bewässerung dämpft Hitzeextreme (idw)


Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich) - 15.01.2020

Bewässerung dämpft Hitzeextreme



Forschende der ETH Zürich und anderer Universitäten fanden Hinweise
darauf, dass intensive künstliche Bewässerung in Landwirtschaftsregionen
Hitzeereignisse, die durch den Klimawandel verstärkt werden, abfedert.
Besonders stark ausgeprägt ist der Effekt in Südasien.

Grossflächige Bewässerung von Agrarland beeinflusst in verschiedenen
Regionen der Welt die klimatischen Bedingungen, insbesondere Hitzeextreme.
Doch wie die Klimaeffekte der Bewässerung im Vergleich zu denen der
globalen Erwärmung aussehen, ist bislang weitgehend unbekannt.

In einer neuen Studie hat nun ein internationales Forscherteam unter der
Leitung von Sonia Seneviratne, Professorin für Land-Klimadynamik an der
ETH Zürich, den Einfluss der Bewässerung genauer untersucht.

Mit Hilfe von Beobachtungsdaten und globalen Klimasimulationen trennten
die Forschenden die klimatischen Auswirkungen der Bewässerung von der
Erwärmung durch natürliche und menschgemachte Klimafaktoren, vor allem
Treibhausgasemissionen. Die Studie erschien soeben in der Fachzeitschrift
«Nature Communications».

Kühlende Wirkung an heissen Tagen

Die Beobachtungs- und Modellergebnisse bestätigen, dass grossflächige
Bewässerung die Intensivierung von Hitzeextremen als Folge des
Klimawandels verringert, vor allem in Südeuropa, Nordafrika, Südasien und
den Vereinigten Staaten. Zudem kompensiert die Bewässerung in diesen
Regionen auch das häufigere Auftreten von extremen Hitzetagen effektiv: In
Südasien und insbesondere in der Indus-Ganges Ebene verringerte sich die
Wahrscheinlichkeit von Hitzeextremen lokal sogar um den Faktor zwei bis
acht.
«Die Klimaerwärmung führt fast überall auf der Welt zu mehr und stärkeren
extremen Hitzeereignissen. Intensive und grossflächige Bewässerung hebt
diesen Effekt allerdings regional auf oder kehrt ihn sogar um», sagt
Erstautor Wim Thiery. Er führte die vorliegende Studie während seiner Zeit
als Postdoktorand am Institut für Atmosphäre und Klima der ETH Zürich
durch. Inzwischen hat er eine Stelle als Assistenzprofessor an der
Universität Brüssel angenommen.

«Ohne den kühlenden Effekt der künstlichen Bewässerung, deren Fläche sich
im 20. Jahrhundert mehr als vervierfacht hat, wäre es dort an den sehr
heissen Tagen noch heisser geworden», ergänzt ETH-Professorin Seneviratne.

Wird der Nutzen weiterbestehen?

Die dämpfende Wirkung der Bewässerung beschränkt sich auf jene Regionen,
in denen besonders stark bewässert wird. Oft handelt es sich dabei um
dicht besiedelte Gebiete, so dass aktuell rund eine Milliarde Menschen
davon profitieren. Dank der Bewässerung sind daher weit weniger Menschen
heissen Extremen ausgesetzt als dies aufgrund der globalen Klimaerwärmung
zu erwarten wäre.

Es ist jedoch fraglich, ob der kühlende Effekt der Bewässerung auch in
Zukunft bestehen bleibt: Sinkende Grundwasserreserven und schwindende
Gletscher, etwa im Himalaya, könnten die verfügbare Wassermenge
langfristig verringern. «Neben einer möglichen Stagnation oder sogar
Abnahme der weltweiten Bewässerungsfläche könnte die Landwirtschaft das
Wasser zudem künftig effizienter nutzen, um Wasserressourcen zu schonen»,
bedenkt Thiery. Damit würde der Kühleffekt kleiner, und die
Hauptbewässerungsgebiete der Welt würden wärmer. Dieses Szenario einer in
Zukunft begrenzten Bewässerung und deren Folgen sind allerdings noch
hypothetisch. Die Forschenden wollen diese Frage in einer weiteren Studie
angehen.


Originalpublikation:

Thiery W et al. Warming of hot extremes alleviated by expanding
irrigation. Nature Communications, doi: 10.1038/s41467-019-14075-4



Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news729932 

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution104
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich), 15.01.2020
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MASSNAHMEN/185: Licht ins Dunkel bringen - Wie hoch ist der Pestizideinsatz auf Wiesen und Feldern? (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 5. Februar
2020

NABU: Wie hoch ist der Pestizideinsatz auf Wiesen und Feldern?

Krüger: EU und Bundesregierung müssen Licht ins Dunkel bringen /
Insektenschutz erfordert weniger Pestizideinsatz



Berlin/Brüssel - Die Gefahren, die von Pestiziden für die Umwelt
ausgehen, werden EU-weit unzureichend gemessen und ausgewertet.
Hiervor warnt der Europäische Rechnungshof am heutigen Mittwoch.

"Es ist kaum vorstellbar: Im Daten-Zeitalter tappen wir bei Pestiziden
weiter im Dunklen. Wir wissen nicht wie viel von ihnen auf unseren
Wiesen und Feldern landet. Und das obwohl Insekten in rasantem Tempo
verschwinden. Wirksamen Schutz für die Artenvielfalt bekommen wir auf
Dauer aber nur hin, wenn der Pestizideinsatz deutlich sinkt", so
NABU-Präsident Jörg-Andreas Krüger.

Dazu sei es notwendig, Zeitpunkte, Orte, exakte Mengen als
Spritzserien sowie die gemeinsam ausgebrachten Wirkstoffe in
Tankmischungen zu erfassen. Eine entsprechende Datengrundlage müsse
geschaffen, die Spritzbücher der Betriebe zentral erfasst und
ausgewertet werden. Aktuell läuft in Baden-Württemberg auch eine vom
NABU angestrengte Klage, um Klarheit über den Pestizideinsatz in
Schutzgebieten zu erlangen.

Dass eine Pestizid-Reduktion grundsätzlich möglich ist, zeigen
Studien. Allein in Deutschland kann der Pestizideinsatz um 50 Prozent
sinken - bei gleichen Erträgen. Entscheidend ist, dass die
Bundesregierung ihr Insektenschutzprogramm umsetzt und die in der
geplanten Ackerbaustrategie identifizierten Probleme löst. Zudem muss
das Prinzip des integrierten Pflanzenschutzes in Deutschland besser
angewendet werden: Seit mehr als zehn Jahren schreibt das
Ordnungsrecht vor, dass Pestizide erst dann zum Einsatz kommen sollen,
wenn bereits alle Möglichkeiten vorbeugender und nicht-chemischer
Methoden zur Schädlingsbekämpfung ausgeschöpft sind. Bis heute fehlen
jedoch klare Kriterien, um dieses Prinzip umzusetzen, zu messen und zu
überprüfen.

"Klar ist auch: Vor allem in den Schutzgebieten muss der Einsatz von
Pestiziden angegangen werden. Schutzgebiete müssen ihrem Namen gerecht
werden können. Auch der Umstieg auf eine vielfältigere Fruchtfolge muss
gelingen. Wenn künftig fünf statt nur drei unterschiedliche Früchte in
Folge angebaut werden, kann sich das Aufkommen von Schadorganismen
automatisch verringern. Und wir brauchen mehr Mut zum 'Unkraut': Eine
vielfältige Ackerbegleitflora kann das Aufkommen resistenter Kräuter
und damit den Einsatz von Pestiziden reduzieren", so Krüger. Auch die
laufende Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) müsse Landwirte
dabei unterstützen, auf eine insektenfreundlichere und nachhaltigere
Landwirtschaft umzustellen.

"Pestizide sollten künftig auch nicht mehr aus kosmetischen Gründen
eingesetzt werden", fordert NABU-Pestizidexpertin Verena Riedl. Im
Obst- und Gemüsebau geht weiterhin ein Großteil der Spritzungen auf
das Konto der Makellosigkeit. "Hier sind wir Verbraucher und der
Lebensmitteleinzelhandel gefragt: Sind wir bereit, kleinere Makel in
Kauf zu nehmen, wenn dafür weniger gespritzt wird?"

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, Nr. 7/20, 05.02.2020

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)
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